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Spenden ist euch in der Weihnachts- und Geschenkezeit zuviel? Dann schlagt 
zwei Fliegen mit einer Klappe und verschenkt dieses Jahr doch mal ein Abo der 
Lateinamerika Nachrichten! Auch damit unterstützt ihr unser Projekt  – und 
zudem spart ihr euch den Ritt durch Deutschlands Einkaufszentren und könnt 
jemanden sehr glücklich machen!
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Trump versus Clinton – wenn diese LN in den Briefkästen liegt, ist die Schlammschlacht um die US-Präsi-
dentschaft zum Glück vorbei. Das Aufatmen könnte von kurzer Dauer sein, hält man sich vor Augen, was nun 
folgen könnte. Sexistisch, rassistisch, unberechenbar: Über Donald Trumps Charakter bestand schon lange 
Klarheit – vor seinen Beleidigungen mexikanischer Migrant*innen, vor seiner Forderung eines Mauerbaus an 
der Südgrenze, vor „Pussygate“, vor seinen Aussagen, dass er den Einsatz von Atomwaffen nicht ausschlie-
ßen möchte. Im Vergleich zu Trump wirkt Hillary Clinton wie ein Hort der Vernunft: intelligent und rational, fä-
hig zu Kompromissen und mit viel politischer Erfahrung. Je länger dieser Wahlkampf dauerte, desto leichter 
fiel es, in ihr nicht nur das kleinere Übel, sondern eine gute Wahl zu sehen. In Lateinamerika sehen das viele 
anders – aufgrund der Erfahrungen mit der Außenministerin Clinton.

Da ist das Beispiel Honduras: 2009 jagten Militär und alte Eliten den gewählten Präsidenten Manuel Zelaya 
mit einem Putsch außer Landes. Er stand für ein progressives Programm, das Ungleichheiten zwischen Arm 
und Reich abbauen und demokratische Teilhabe verbessern sollte. Offiziell verurteilte „Hillary the Killary“ 
zwar Zelayas Absetzung, nur um flugs zur „Normalisierung“, das heißt: faktischen Anerkennung der Putschis-
ten, überzugehen. Die Militärhilfe wurde Zug um Zug aufgestockt – trotz aller Hinweise, dass Militär und 
Polizei an den vielfachen Morden an Gewerkschafter*innen, Polit- und Umweltaktivist*innen beteiligt sind.

Da ist das Beispiel Paraguay: 2012 erfolgte der sogenannte „Parlamentsputsch“ gegen den ebenfalls als 
progressiv geltenden Präsidenten Fernando Lugo. Den Vorwand für das „Express-Amtsenthebungsverfah-
ren“ war das Massaker von Curuguaty. Dabei kamen elf Landlose und sechs Polizisten ums Leben, die 
Verantwortung für diese Gewalttat ist weiter ungeklärt. Mittlerweile regiert der konservative Horacio Cartes, 
dem Verbindungen zum Drogengeschäft nachgesagt werden. Das Land wird militarisiert, soziale Proteste 
der Landlosen kriminalisiert. Clinton hatte sich beeilt, die paraguayischen Regierungen nach dem Amtsenthe-
bungsverfahren politisch wieder salonfähig zu machen. 

Da ist das Beispiel Mexiko: Die Enthüllungen von Clintons E-Mail-Verkehr offenbaren, dass sich die Außenmi-
nisterin von 2009 bis 2011 dort vehement einmischte, um die Privatisierung des Erdölsektors voranzubringen. 
Clinton hat ein Herz für die Wall Street, die Folgen der Liberalisierung für Mexikos Arme lassen sie kalt.

Spätestens seit Clinton Anfang dieses Jahres einen „Plan Colombia für Zentralamerika“ forderte, um der 
Ausbreitung der Drogenkriminalität Herr zu werden, schrillten bei sozialen Bewegungen die Alarmglocken. 
Zu gut sind die schlechten Erinnerungen an das Original präsent. Der von Hillarys schlechterer Hälfte Bill 
in dessen Präsidentschaft 2000 auf den Weg gebrachte „Plan Colombia“ führte zu einer Gewaltwelle ge-
gen Gewerkschafter*innen, Landlose, Indigene und afro-kolumbianische Gemeinden. Massenvertreibungen 
führten zu weiterer Landkonzentration in den Händen von Agrarindustriellen, die mit Paramilitärs verbündet 
waren und sind. Die globale Drogenkriminalität wurde durch den Plan nicht gestoppt. Und nun fordert dies 
Clinton für Zentralamerika: Frieden schaffen mit noch mehr Waffen.

Egal, wie die Wahl am 8. November ausgegangen ist – Lateinamerika wird sich auch zukünftig mit einer 
offensiven hegemonialen Politik aus dem Norden des Kontinents auseinandersetzen müssen. Jede Bewe-
gung mit auch nur halbwegs sozialrevolutionärem Anspruch wird aus dem Weißen Haus direkt oder indirekt 
bekämpft. Aufatmen ist in Lateinamerika nicht angesagt.

// KEIN AUFATMEN 
IM HINTERHOF
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Laut dem ursprünglichen Zeitplan wollte die 
rechte Opposition in Venezuela Ende Okto-
ber Unterschriften sammeln, um ein Abbe-
rufungsreferendum gegen Präsident Nicolás 
Maduro zu erwirken. Doch am 20. Oktober 
stoppte der Nationale Wahlrat (CNE) das Re-
ferendum vorerst wegen Betrugsvorwürfen. 
Nur ein maßgeblich vom Vatikan vermittelter 
Dialog scheint nun eine komplette Eskalati-
on des politischen Konfliktes verhindern zu 
können.

Es war ein Foto, das viele innerhalb der Opposi-
tion gerne vermieden hätten. Der venezolanische 
Präsident Nicolás Maduro und Jesús „Chúo“ 
Torrealba, Generalsekretär des Oppositionsbünd-
nisses Tisch der Demokratischen Einheit (MUD), 
begrüßten sich per Handschlag, um einen mög-
lichen Dialog auszuloten. Das Bild weckt sowohl 
Hoffnungen als auch Befürchtungen. „Das Treffen 
war respektvoll, auf Augenhöhe und aufrichtig“, 
zeigte sich der venezolanische Präsident zufrie-
den. „Ich glaube Maduro nicht einmal sein ‚Guten 
Tag‘, das sind Teufel, die zu allem fähig sind“, kom-
mentierte hingegen Ex-Präsidentschaftskandidat 
und Gouverneur des Bundesstaates Miranda, 

Henrique Capriles Radonski auf seinem Twitter-
Account. „Aber ich vertraue Papst Franziskus und 
glaube an die Kirche“, fügte er gewissermaßen 
als Rechtfertigung hinzu, einen möglichen Dialog 
nicht von vornherein abzulehnen. 
Nach monatelangen erfolglosen Versuchen hatten 
sich unter Vermittlung des Vatikans am 30. Okto-
ber Vertreter*innen von Regierung und Oppositi-

on zu direkten Gesprächen getroffen. Die jeweils 
vier Delegierten einigten sich auf die Einrichtung 
von vier Gesprächstischen, die erstmals am 11. 
November zusammenkommen sollen. Auf der Ta-
gesordnung stehen dann unter anderem Frieden, 
Rechtsstaat, Menschenrechte, die wirtschaftliche 
Situation, vertrauensbildende Maßnahmen und 
Wahlen. Neben dem Heiligen Stuhl wird der Di-
alog von der Union Südamerikanischer Staaten 
(UNASUR), dem früheren spanischen Minister-
präsidenten José Luis Rodríguez Zapatero sowie 
den Expräsidenten Panamas und der Domini-
kanischen Republik, Martín Torrijos und Leonel 
Fernández begleitet. Auch die USA signalisierten 
ihre Unterstützung. Der Staatssekretär für politi-
sche Angelegenheiten des US-Außenministeri-
ums, Thomas Shannon, reiste nach Caracas und 
traf dort sowohl Maduro als auch Oppositionelle. 
Dabei schien wenige Tage zuvor der Boden für 
eine weitere Eskalation des politischen Macht-
kampfes bereitet. Am 20.Oktober hatte der Natio-
nale Wahlrat (CNE) das von der Opposition ange-
strebte Abberufungsreferendum gegen Präsident 
Maduro wegen mutmaßlicher Betrugsdelikte 
während der ersten Unterschriftensammlung im 
Mai vorerst gestoppt. Um den Prozess des Refe-
rendums in Gang zu setzen, mussten damals in 
jedem Bundesstaat zunächst jeweils mindestens 
ein Prozent der Wähler*innen unterschreiben. 
Mitte August erkannte der Wahlrat landesweit 
1,25 von 1,85 Millionen eingereichten Unterschrif-
ten an – nötig gewesen wären lediglich 200.000. 
Mehr als 600.000 Unterschriften waren ungültig, 
fast 11.000 stammten von Verstorbenen. Am 21. 
September gab der CNE dann einen Zeitplan und 
die genauen Bestimmungen für das geplante Ab-
berufungsreferendum bekannt. Demnach hätte 
die Opposition als nächsten Schritt zwischen dem 
26. und 28. Oktober in jedem Bundesstaat die 
Unterschriften von 20 Prozent der registrierten 
Wähler*innen einholen müssen. Der CNE stellte 
aber auch klar, dass ein mögliches Referendum 

ZWISCHEN DIALOG UND ESKALATION
NACH DER AUSSETZUNG DES REFERENDUMS ZUR ABWAHL VON PRÄSIDENT NICOLÁS MA-
DURO STEHEN VENEZUELA UNRUHIGE WOCHEN BEVOR 

Ein möglicher Dialog zwischen Regie-
rung und Opposition findet viel internati-
onale Unterstützung.
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erst im kommenden Frühjahr stattfinden könne 
und verschob die für Dezember vorgesehenen 
Regionalwahlen um ein halbes Jahr. Vor allem das 
verschleppte Referendum ist für die Opposition 
ein Skandal. Dem Wahlrat wirft sie vor, den Pro-
zess bewusst zu verzögern und ein Anhängsel 
der regierenden Vereinten Sozialistischen Partei 
Venezuelas (PSUV) zu sein. Regierungspolitiker*
innen hatten schon seit Monaten betont, dass ein 
Referendum in diesem Jahr unmöglich sei. Der 
Zeitpunkt ist entscheidend, weil es laut Verfas-
sung nach dem 10. Januar 2017 keine Neuwahlen 
gäbe, sondern der von Maduro ernannte Vize-
präsident für den Rest der Legislaturperiode die 
Präsidentschaft übernehmen würde. Nachdem 
Regionalgerichte in insgesamt sieben Bundes-
staaten die erste Unterschriftensammlung annul-
liert hatten, setzte der CNE am 20. Oktober dann 
den gesamten Prozess aus. In den sieben betrof-
fenen Staaten müsste nun zunächst die erste Un-
terschriftensammlung wiederholt werden, was zu 
weiteren Verzögerungen führt.
Die umstrittene Entscheidung schien der seit lan-
gem befürchtete Funke zu sein, der das Pulver-
fass Venezuela zum Explodieren bringen würde. 
Die rechte Opposition warf der Regierung vor, die 

Verfassung außer Kraft gesetzt und einen Putsch 
vollzogen zu haben. Unter dem Motto „Die Ein-
nahme Venezuelas“ mobilisierte der MUD am 
28. Oktober in zahlreichen Städten auf die Straße 
und rief zu einem teilweise erfolgreichen General-
streik zwei Tage später auf. Für den 3. November 
kündigte das Parteienbündnis an, vor den Präsi-
dentenpalast Miraflores ziehen zu wollen. Seit 
dem kurzzeitigen Putsch gegen Maduros Vorgän-
ger Hugo Chávez im April 2002, hatte es dort kei-

ne oppositionelle Demonstration mehr gegeben. 
Gleichzeitig leitete die oppositionelle Mehrheit 
in der Nationalversammlung einen „politischen 
Prozess“ gegen Maduro ein, um ihn nach brasi-
lianischem Vorbild abzusetzen. Im Gegensatz zu 
dem südlich gelegenen Nachbarland, dessen Ver-
fassung zumindest ein „Impeachment-Verfahren“ 
zur parlamentarischen Absetzung einer Präsiden-
tin oder eines Präsidenten enthält, existiert solch 

 Sitzt mit am Dialogtisch MUD--Generalsekretär Jesús Torrealba
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Die Opposition beschuldigt den Wahlrat, 
auf Seite der Regierung zu stehen.
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ein Vorgehen in Venezuela jedoch nicht. Da das 
Parlament entgegen eines Urteils des Obersten 
Gerichtes (TSJ) Ende Juli drei Abgeordnete aus 
dem Bundesstaat Amazonas vereidigt hat, de-
nen Stimmenkauf vorgeworfen wird, gelten des-
sen Entscheidungen zurzeit ohnehin als illegal. 
Der das Land lähmende politische Machtkampf 
schaukelt sich seit dem Sieg des MUD bei den 
Parlamentswahlen Ende 2015 permanent hoch. 
Während die oppositionelle Mehrheit in der Nati-
onalversammlung von Beginn an offen auf einen 
Regierungswechsel hinarbeitet, regiert Maduro 
mit Dekreten. Das Oberste Gericht (TSJ) blockiert 
derweil die parlamentarische Arbeit. 
Doch bevor der politische Konflikt nun vollends es-
kalieren konnte, beruhigte der zaghaft begonnene 
Dialog zunächst die Lage. Nach der Freilassung 
von fünf von der Opposition als politische Gefan-
gene bezeichneten Personen, kündigte der MUD 
an, zunächst sowohl auf den Marsch zum Präsi-
dentenpalast als auch auf eine parlamentarische 
Amtsenthebung Maduros zu verzichten. „Der 
Heilige Stuhl hat beide Seiten darum gebeten, die 
Demonstrationen abzusagen. Wir glauben, das ist 
sinnvoll, um Zusammenstöße zu vermeiden, die 
den Dialog überschatten könnten“, sagte Parla-
mentspräsident Henry Ramos Allup. Chavistische 
Politiker*innen lobten ihn für die Aussagen, Ma-
duro sprach von einer „mutigen und besonnenen 
Entscheidung“. Capriles Radonski stellte jedoch 
klar, dass es sich keineswegs um eine Absage 
handele. „In Kürze werden wir wissen, ob es ei-
nen Dialog gab oder nicht. Wenn nicht, werden 
wir unsere Agenda zur Wiederherstellung der ver-
fassungsmäßigen Ordnung in unserem Land fort-
setzen“. Als Frist für Fortschritte setzte die rechte 
Opposition den 11. November, an dem das erste 
Folgetreffen im Rahmen des Dialogs geplant ist. 
Die mehrgleisige Strategie des MUD spiegelt 
auch dessen interne Situation wider. Der mögliche 
Dialog ist in den eigenen Reihen hochumstritten 
und offenbart einmal mehr, wie uneinig sich die 
Regierungsgegner*innen jenseits der Minimal-
forderung nach einem Regierungswechsel sind. 
Während die wichtigsten Oppositionsparteien Pri-
mero Justicia, Acción Democrática und Un Nuevo 
Tiempo den Dialog trotz Vorbehalten unterstützen, 
lehnt ihn die ultrarechte Voluntad Popular des seit 
2014 inhaftierten Leopoldo López vehement ab. 
14 kleinere Parteien schlossen sich der Position an 
und setzen stattdessen auf den Druck der Straße. 

Der Umgang mit Voluntad Popular könnte für den 
Dialog eine ernsthafte Gefährdung bedeuten. Ma-
duro, dem eine Spaltung des Oppositionsbünd-
nisses gelegen käme, bezeichnete die Partei als 
„terroristische Gruppierung“. Das wiederum führ-
te umgehend zu Solidaritätsbekundungen seitens 
der größeren Parteien des MUD. „Sie wollen den 
Dialog von innen heraus zum Implodieren bringen, 
sie wollen die Bedingungen dafür herstellen, dass 
wir uns zurückziehen“, warf der MUD-Generalsek-
tretär Torrealba den Chavist*innen vor. „Aber das 
wird nicht passieren, sie werden es sein, die sich 
letztlich zurückziehen.“ 
Eine Einigung ist zurzeit tatsächlich schwer vor-
stellbar, zu unterschiedlich sind die Ziele von Re-
gierung und Opposition, zu groß das gegenseiti-
ge Misstrauen. Während sich Maduro erst zu den 
nächsten regulären Präsidentschaftswahlen Ende 
2018 den Wähler*innen stellen will, fordert die 
Opposition die Neubesetzung des Wahlrates und 
Neuwahlen bis spätestens Frühjahr 2017. Nach 
unbestätigten Informationen würde sie dafür 
auch eine zeitgleiche Neuwahl des Parlamentes 
anbieten. Somit nimmt die Regierung am Dialog 
teil, um Zeit zu gewinnen und sich an der Macht 
zu halten, die Opposition aber, um einen Macht-
wechsel herbeizuführen.
Außen vor bleiben bei dem Dialog die politischen 
und gesellschaftlichen Kräfte, die sich nicht ei-
nem der beiden großen politischen Lager zu-

ordnen wollen. Die in der Plattform zur Verteidi-
gung der Verfassung zusammengeschlossenen 
Aktivist*innen des kritischen Chavismus fordern 
auch, dass noch 2016 ein Abberufungsreferen-
dum stattfinden soll, wollen mit dem MUD aber 
nichts zu tun haben. Auf einer Pressekonferenz 
sprach Ana Elisa Osorio, die frühere Umweltmi-
nisterin unter Hugo Chávez, von einem „revoluti-
onären Notfall“, der nun eingetreten sei, und rief 
dazu auf, rasch eine linke Alternative aufzubauen. 
Zumindest für mögliche Neuwahlen käme dieser 
Aufruf wohl zu spät.

// Tobias Lambert

Der Dialog zwischen Regierung und Op-
position ist eine kurze Atempause, aber 
wenig erfolgversprechend.
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Das Referendum zur Abwahl von Präsident 
Nicolás Maduro ist gestoppt, die rechte Op-
position droht mit weiteren Straßenprotes-
ten. Jenseits der zwei großen politischen 
Lager versucht sich der kritische Chavismus 
als dritte politische Kraft zu positionieren. 
Die LN sprachen mit dem Politologen Nicmer 
Evans über die politische Situation und die 
Perspektiven jenseits der Polarisierung.

Herr Evans, wie beurteilen Sie die jüngste Ent-
scheidung des Nationalen Wahlrates (CNE), 
das Abberufungsreferendum gegen Präsident 
Nicolás Maduro vorerst zu stoppen? 
Sowohl Justiz als auch CNE folgen offensichtlich 
den Anweisungen der Regierung. Diese hatte 
schon vor Monaten versichert, dass es zumindest 
dieses Jahr kein Referendum geben werde. Re-
gionalgerichte in mittlerweile sieben Staaten ha-
ben die erste Unterschriftensammlung aus dem 
Mai wegen einer Reihe gefälschter Unterschriften 
für ungültig erklärt. Daraufhin hat das CNE den 
gesamten weiteren Prozess ausgesetzt. Aber in 
einem ersten Schritt musste nur ein Prozent der 
Wahlberechtigten in jedem Staat unterschreiben. 
Dass diese Anzahl auch ohne gefälschte Unter-
schriften erreicht wurde, hatte der Wahlrat zuvor 
selbst anerkannt und daher dem Antrag auf ein 
Referendum stattgegeben. 

Das Oppositionsbündnis Tisch der demokrati-
schen Einheit (MUD) will ein Referendum not-
falls durch anhaltenden Druck auf der Straße 
erzwingen. Ende Oktober mobilisierte es unter 
dem Motto „Die Übernahme Venezuelas“ in 
zahlreichen Städten. Kann die rechte Oppositi-
on dauerhaft auf der Straße präsent bleiben?
Insgesamt habe ich große Zweifel an ihrer Mobili-
sierungsfähigkeit. Schon am 1. September fand ei-
ne enorm große Kundgebung statt. Doch die Leute 

sind damals nicht gekommen, weil der MUD dazu 
aufgerufen hat, sondern weil sie die Regierung 
ablehnen. Als die rechte Opposition zwei Wochen 
später erneut auf die Straße mobilisierte, ging fast 
niemand hin. Die Oppositionspolitiker verstehen 
nicht, dass die Ablehnung der Regierung Maduro 
weit über die Parteien hinausgeht. Der MUD kann 
heute die Stimmen der Frustrierten einfangen, weil 
es keine Alternative gibt, mehr aber auch nicht. 
Dem Autoritarismus der Regierung setzt er einen 
parlamentarischen Autoritarismus entgegen.

„MADURO HAT KAUM MEHR 
ZUSTIMMUNG“
INTERVIEW MIT DEM KRITISCHEN CHAVISTEN NICMER EVANS ÜBER DIE POLITISCHE KRISE 
UND ALTERNATIVEN IN VENEZUELA

NICMER EVANS
ist Politologe und Mitglied von Marea Socialista 
(Sozialistische Flut). Die ehemalige Strömung der 
Vereinten Sozialistischen Partei Venezuelas (PSUV) 
spaltete sich im Mai 2015 von der Regierungspar-
tei ab. Neben Ex-Minister*innen, Intellektuellen 
und Aktivist*innen beteiligt sich Marea Socialista 
an der Plattform zur Verteidigung der Verfassung 
(Plataforma en defensa de la CRBV), einem Zu-
sammenschluss kritischer Chavist*innen.
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Sie hatten gemeinsam mit anderen 
Vertreter*innen des kritischen Chavismus öf-
fentlich erklärt, dass Sie ihre Unterschrift zur 
Aktivierung des Referendums leisten wollten. 
Wie kam es dazu, dass Sie in dem Punkt mit 
der rechten Opposition an einem Strang zie-
hen?
Ich unterstütze den MUD in keinster Weise. Aber 
nur weil das Akteure sind, die andere Meinungen 
vertreten, heißt das nicht, dass sie nicht auch 
einmal richtig liegen können. Öffentlich zu sagen, 
dass wir unseren Fingerabdruck abgeben würden, 
um das Referendum zu aktivieren, war unsere Art 
auszudrücken, dass wir ein in der Verfassung fest-
geschriebenes Recht verteidigen. Dieses wurde 
durch revolutionäre Kämpfe durchgesetzt. Es 
geht darum, eine schlechte Regierung vorzeitig 
abwählen zu können. Und unsere derzeitige Re-
gierung ist eine schlechte Regierung. Maduro hat 
laut Umfragen kaum mehr Zustimmung im Land, 
während die Leute Chávez noch immer verehren.

Sowohl Sie als auch Präsident Maduro be-
zeichnen sich als Chavisten. Was unterschei-
det Ihre Interpretation des Chavismus von je-
ner der Regierung?
Um nur ein paar zentrale Punkte zu nennen: 
Chávez hat immer Demokratie, Protagonismus 
und die direkte Partizipation der Bevölkerung ver-
teidigt und sich permanent den Wählern gestellt. 
Maduro hat demgegenüber kaum etwas, um 
nicht zu sagen nichts zum Aufbau der Demokra-
tie in Venezuela beigetragen. Auch wenn Chávez‘ 
Persönlichkeit durchaus autoritäre Züge aufwies, 
war seine Regierung im Gegensatz zu jener Ma-
duros nicht autoritär. Chávez hat der Kritik Raum 
gegeben und sie ständig in seine Regierungsfüh-
rung eingebaut. Maduro hingegen gesteht keine 
Fehler ein und ist nicht offen für Kritik. Und genau 
deswegen ist der kritische Chavismus entstan-
den. 

Zeitnahe Neuwahlen würden ziemlich sicher 
zu einem Wahlsieg des MUD führen. Welche 
politische Rolle kann ein kritischer Chavismus 
zukünftig spielen?
Es stimmt, der MUD würde heute die Wahlen 
gewinnen, aber dennoch sind mittelfristig Über-
raschungen möglich. Umfragen zeigen, dass sich 
die Mehrheit der venezolanischen Bevölkerung 
von keinem der beiden großen Blöcke repräsen-

tiert fühlt. Wenn es heute wirklich transparente 
Präsidentschaftswahlen gäbe, könnte eine dritte 
Kraft zumindest die politisch gewollte Polarisie-
rung aufbrechen. Das wird der kritische Chavis-
mus zwar nicht alleine leisten, aber eine neue, 
progressive Linke hat in Venezuela großes Po-
tenzial. Der Aufbau von Alternativen kann jedoch 
nicht durch Dekrete erfolgen, sondern braucht 
seine Zeit.

Es scheint, dass die Bewohner*innen der bar-
rios vergleichsweise ruhig bleiben, obwohl sie 
am ehesten die Kapazität hätten, die Regie-
rung zu stürzen. Woran liegt das? 
Es gab dieses Jahr phasenweise täglich lokale 
Proteste und auch Plünderungen, aber die waren 
nicht koordiniert. Ich denke, dass mit der Aus-
setzung des Referendums ein neuer Protestzy-
klus beginnt, der allmählich an Stärke gewinnen 
wird. Bis vor kurzem war die Wirtschaftskrise der 
Hauptgrund auf die Straße zu gehen, doch nun 
wird die politische Ebene an Bedeutung gewin-
nen. Die Regierung setzt auf Angst. Die Leute in 
den ärmeren Vierteln befürchten, von der Vertei-
lung günstiger Lebensmittel ausgeschlossen zu 
werden.

Wie dramatisch nehmen Sie die Wirtschafts-
krise wahr?
Es ist nicht übertrieben zu sagen, dass unsere 
Leute sterben, weil es keine Medikamente gibt. 
Niemand kann mehr von einem normalen Ar-
beitseinkommen leben. Die Bevölkerung zahlt für 
die Wirtschaftskrise, die eine korrupte politische 
Führung verursacht hat, die über Jahre hinweg 
Reichtümer angehäuft hat. Ich will nicht abstrei-
ten, dass es auch einen Wirtschaftskrieg gegen 
die Regierung gibt, aber ich bin fest davon über-
zeugt, dass dieser nicht die Hauptursache für die 
Krise ist. Chávez hatte seinerzeit genauso mit 
Sabotage seitens der Wirtschaft und Schwankun-
gen beim Erdölpreis zu kämpfen, aber er konnte 
die Probleme stets überwinden. An der Aufgabe, 
das einseitig auf Erdöl basierende extraktivisti-
sche System zu überwinden, ist allerdings auch 
Chávez gescheitert. Doch heute liegt der einzige 
Vorschlag der Regierung darin, mit Hilfe transna-
tionaler Unternehmen den Bergbau auszuweiten. 
Das wird nicht die Krise lösen, sondern bedeutet 
weitere Plünderung.

// Interview: Tobias Lambert
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VERSPIELTE CHANCE?
TROTZ UNSICHERHEITEN GEHEN DIE VERHANDLUNGEN IN HAVANNA WEITER 

Das ‚Nein‘ zu dem Friedensvertrag zwischen 
der Regierung und den bewaffneten Streik-
kräften Kolumbiens (FARC-EP) löste weltweit 
Bestürzung aus. Und angesichts des unerwar-
teten Ausgangs herrscht in Kolumbien jetzt 
vor allem Unsicherheit: Ist der Friedenspro-
zess gescheitert oder bietet das ‚Nein‘ eine 
neue Chance für einen breiteren nationalen 
Konsens? In der kolumbianischen Bevölke-
rung gehen die Meinungen auseinander.

Der drohende erneute Griff zu den Waffen scheint 
zunächst abgewendet. Kolumbiens Präsident 
Juan Manuel Santos hat die Waffenruhe mit der 
FARC-EP bis zum Ende des Jahres verlängert. So-
wohl die Regierung als auch die Delegation der 
Guerilla in Havanna bemühen sich weiterhin um 
ein Gelingen des Friedensprozesses. Dazu sollen 
die Bedingungen des Vertrags neu verhandelt 
werden, um einen breiteren Rückhalt in der Be-
völkerung zu erreichen.
Die zentrale Figur der Kampagne gegen den Frie-
densvertrag, jetziger Senator und Ex-Präsident 
Álvaro Uribe Vélez, soll nun an den Verhandlun-
gen beteiligt werden. Zudem hat die Regierung 
wenige Tage nach dem Plebiszit auch offizielle 
Verhandlungen mit der nationalen Befreiungsar-
mee (ELN), der zweitgrößten Guerilla im Land, 
aufgenommen. Dies wird als wichtiger Schritt hin 
zu einem dauerhaften Friedensprozess gewertet. 
Beobachter*innen hatten bereits zu Beginn der 
Verhandlungen zwischen FARC-EP und Regierung 
kritisiert, dass ein nachhaltiger Frieden und ein 
Ende der Gewalt ohne die Einbindung der ELN in 
die Verhandlungen nicht zu erreichen ist.
Jedoch birgt die Einbindung Uribes auch eine 
neue Bedrohung für den Erfolg des Friedenspro-
zesses. Gemeinsam mit anderen gesellschaft-
lichen Gruppierungen wie den konservativen 
Eliten aus den ländlichen Gebieten Kolumbiens 
und den evangelikalen Bewegungen führte er ei-
nen regelrechten Propagandafeldzug gegen den 
Friedensvertrag. Zu den Argumenten gehörten 

neben der durchaus nachvollziehbaren Kritik an 
der Sonderjustiz für Ex-Kombattant*innen auch 
fragwürdige Behauptungen bis hin zu eklatanten 
Lügen. So machten besonders die evangelikalen 
Kirchen Stimmung gegen die im Vertrag veranker-
te Gleichstellung der LGBTI-Gemeinschaft und 
stilisierten den Gender-Diskurs zu einer Ideologie, 
der sich das kolumbianische Volk zu unterwerfen 
habe.
Uribe selbst beschwor ebenso immer wieder 
das Gespenst des drohenden „Chavismus“ her-
auf und mahnte, die Kolumbianer*innen würden 
venezolanische Verhältnisse erwarten, sollte die 
linksgerichtete FARC-EP das im Friedensvertrag 
zugesicherte Recht auf politische Partizipation 
erhalten. Der Ex-Präsident zielte damit auf die 
Angst vor politischer und ökonomischer Instabi-
lität in der Bevölkerung, da Kolumbiens Nachbar 
Venezuela seit Monaten eine der schwersten Kri-
sen seiner Geschichte erlebt.
Angesichts der Polarisierung im Land und der Un-
sicherheit gegenüber der weiteren Entwicklung 
des Friedensprozesses stellt sich die Frage, wie 
die Bevölkerung auf das ‚Nein‘ reagiert und welche 
Hoffnungen und Ängste die Kolumbianer*innen 
mit den aktuellen Entwicklungen verbinden. Die – 
im wahrsten Sinne des Wortes – Unsicherheit im 
Land wird deutlich, wenn man mit Aktivist*innen 
spricht, die in den größeren Städten die Kampa-
gne für den Friedensvertrag unterstützten. Da in 
den urbanen Zentren im Land mit Ausnahme der 
Hauptstadt Bogotá das ‚Nein‘ gewonnen hatte, 
sehen sie sich teilweise massiven Anfeindungen 
ausgesetzt. Eine Studentin in Bogotá, deren Fa-
milie in Medellín über Wochen für das ‚Ja‘ gewor-
ben hat, ist seit dem Plebiszit am Boden zerstört 
– nicht nur aufgrund der „vergebenen historischen 
Chance auf Frieden“, sondern auch, weil sie und 
ihre Familie seit dem Morddrohungen erhalten. 
Aus diesem Grund will sie ihren Namen in keiner 
Zeitung lesen. 
Die indigenen Minderheiten im Land sind ebenso 
um die Sicherheit in ihren Gemeinden besorgt. 
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Die häufig in Selbstverwaltung lebenden Ge-
meinschaften waren in der Vergangenheit immer 
wieder zwischen die Fronten geraten. Um die 
Menschen in ihren Gebieten vor den Auseinander-
setzungen zwischen Guerilla, Paramilitärs und Mi-
litär zu schützen, versuchten sogenannte Guardi-
as Indigenas (Indigene Wachen) im Konfliktfall die 
Kampfhandlungen von den bewohnten Gebieten 
fernzuhalten und die Menschen in Schulen oder 
Kirchen in Sicherheit zu bringen. In den letzten 
Monaten mussten sie dieser lebensbedrohlichen 
und extrem komplizierten Aufgabe nicht mehr 
nachkommen. Jetzt herrscht  die Angst, dass sie 
bald wieder ihr Leben für ihre Gemeinschaft aufs 
Spiel setzen müssen.
Dieser asymmetrische Charakter des Konflikts, 
dem in großer Zahl unbeteiligte Zivilist*innen, 
Aktivist*innen und auch Politiker*innen zum Op-
fer fallen, ist auch ein essentieller Teil der trau-
matischen Geschichte der Unión Patriótica (UP). 
Die Partei wurde 1985 als politische Exit-Option 
von demobilisierten Guerillakämpfer*innen ge-
gründet. Die zu Beginn beachtlichen politischen 
Erfolge der Partei gingen jedoch in einem regel-
rechten Massenmord an ihren Mitgliedern unter. 

Zwischen 3.000 und 5.000 Personen wurden von 
paramilitärischen Todesschwadronen, Drogen-
händlern und vom Militär selbst ermordet, teil-
weise im Rahmen blutiger Massaker mit bis zu 
43 Toten.
Dementsprechend präsent waren die aktuellen 
Entwicklungen rund um den Friedensprozess auf 
dem jährlichen Treffen der Opfer am 21. Oktober 
in Bogotá. Dabei äußerte sich die Sorge um die 
Fortdauer des Prozesses in einem klaren Appell 
von allen Sprecher*innen an die Regierung San-
tos, die Friedensverhandlungen fortzusetzen und  
die Sicherheit der demobilisierten Kämpfer*innen 
zu garantieren. Ex-Präsident Uribe, der zwischen 
2003 und 2006 die Demobilisierung der haupt-
sächlich für die Massaker an den UP-Mitgliedern 
verantwortlichen Paramilitärs verhandelte, wurde 
dabei die Torpedierung des Friedens und seine 
auf Falschinformationen beruhende Kampagne 
vorgeworfen.
Viel Lob dagegen fand die „besonnene 
und dem Frieden zugewandte Reaktion der 
Unterhändler*innen in Havanna“. Eric Sottas, Di-
rektor der Weltorganisation gegen Folter (OMCT) 
wies darauf hin, dass man „die kleine Minderheit 

 Die dagegen „Nein zur Straflosigkeit für die FARC“
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des ‚Nein‘-Lagers, die einen ohnehin unmöglichen 
militärischen Sieg verfolgt, isolieren und durch die 
Annäherung an die übrigen Vertreter*innen die-
ses Lagers die Chance auf einen besseren Frie-
densvertrag realisieren muss“.
Eine ähnliche positive Perspektive vertritt auch 
Eduardo Pizarro Leon Gómez, heute kolumbia-
nischer Botschafter in den Niederlanden. Pizarro 
war von 2005 bis 2009 Vorsitzender der Nationa-

len Kommission für Reparation und Aussöhnung, 
die die rechtliche Aufarbeitung des Paramilita-
rismus in Kolumbien überwachte. Zwei seiner 
Brüder kämpften für die Guerilla und waren von 
Paramilitärs ermordet worden, nachdem sie die 
Waffen niedergelegt hatten. „Das mit 50.000 
Stimmen Vorsprung denkbar knappe ‚Nein‘ zum 
Friedensabkommen war zwar nicht der optimale 

Ausgang, stellt aber dennoch eine neue Chance 
dar“, so der Botschafter. „Dieses suboptimale 
Ergebnis zwingt uns dazu, einen nationalen Kon-
sens zu finden. Hätte das ‚Ja‘ so knapp gesiegt, 
wäre dies dagegen ein katastrophaler Ausgang 
gewesen, da der Friedensvertrag so keine breite 
Legitimierung gehabt hätte, diese aber auch nicht 
durch Neuverhandlungen hätte erreicht werden 
können.“ 
Seine Deutung der geringen Wahlbeteiligung von 
knapp über 37 Prozent unterscheidet sich auch 
von der zahlreicher anderer Beobachter*innen: 
„Die Wahlbeteiligung war außerordentlich hoch. 
Da Kolumbien historisch ein enthaltsames Land 
ist, was Wahlen betrifft, war der Plebiszit gera-
dezu dramatisch. Mit dieser Wahl wurde nicht 
über politische Ämter abgestimmt, weswegen es 
kaum zu einer Mobilisierung der Wählerschaft sei-
tens der Politiker kam. Es war vielmehr eine reine 
Meinungswahl, bei der die Zukunft der Politiker 
nicht auf dem Spiel stand. Das war ein außeror-
dentlicher Tag und ein Triumph für die kolumbia-
nische Demokratie, der das Land mitten in einer 
politisierten Debatte zurückgelassen hat.“ Seine 
Einschätzung für die Zukunft des Landes ist ähn-

 Die dafür „Friedensvertrag jetzt“

Neue bewaffnete Gruppen stehen be-
reits in den Startlöchern, um das Vaku-
um, das die FARC hinterlässt, zu füllen.
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lich positiv. Er verweist auf das Potenzial, das mit 
dem Freiwerden von Kapazitäten im Sicherheits-
apparat verbunden ist, sobald dieser nicht mehr 
durch den Konflikt mit FARC-EP und ELN gebun-
den ist. Kolumbien verfügt dank der cirka 6 Milli-
arden Dollar US-Militärhilfe, die im Rahmen des 
Plan Colombia ins Land geflossen sind, mit über 
600.000 Mann über den größten Militärapparat 
Lateinamerikas.
Eine andere Position vertritt Jorge Gómez, einer 
der Gründer der Menschenrechtsorganisation 
Reiniciar, die unter anderem den jährlichen Kon-
gress der UP-Opfer organisiert. Seiner Meinung 
nach birgt die Polarisierung der kolumbianischen 
Gesellschaft durch die aggressive Propaganda 
des ‚Nein‘-Lagers die Gefahr neuer Gewalt. „Auf-
grund der Geschichte des Landes, die seit Jahr-
zehnten von politischer Gewalt geprägt wird, ist 
Kolumbien anfällig für Gewaltdynamiken, die aus 
politischen Disputen erwachsen sind“, so Gómez. 
Darüber hinaus sieht er noch eine weitere Gefahr, 
die mit dem Friedensprozess verbunden ist: Seit 
dem offiziellen Ende der Demobilisierung der Pa-
ramilitärs im August 2006 haben sich zahlreiche 
neue bewaffnete Gruppen im Land gebildet und 

den zuvor von den Paramilitärs kontrollierten Dro-
genhandel unter sich aufgeteilt. Die Gruppen stän-
den bereits in den Startlöchern, um das Vakuum 
zu füllen, das eine Demobilisierung der FARC-EP 
hinterlässt. „Diese Gruppen dringen in die ehe-
mals von der FARC-EP kontrollieren Gemeinden 
vor, mit den Worten ‚Wir sind gekommen, um zu 
bleiben‘“, warnt der Menschenrechtsaktivist.
Genau diese Befürchtung bestätigen auch 
Vertreter*innen der UP aus Urabá. Die für den 
Drogenhandel strategisch wichtige Region im 
Nordwesten des Landes liegt an der Grenze zu 
Panama. In der früheren Hochburg der Vereinten 
Bürgerwehren Kolumbiens (AUC) herrscht heute 
mit den Urabeños eine Gruppe, die sich nur im 
Namen von den früheren AUC-Gruppen in der 
Region unterscheidet. Sie kontrolliert die Bevöl-
kerung und so gut wie jede ökonomische Akti-
vität. Ihre Mitglieder haben wichtige Positionen 
in der Gemeinschaft besetzt und pflegen enge 
Beziehungen zu den dortigen Eliten. Diese sind 
häufig Großgrundbesitzer*innen, Drogenbosse 
und lokale Politiker*innen, die durch die im Frie-
densvertrag verankerten politischen und sozialen 
Veränderungen nur verlieren würden.

 Sie geben nicht auf Trotz Anfeindungen und Drohungen gegen Aktivist*innen fordern viele weiter den Frieden
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„Polizei, Militär, Politiker, Großgrundbesitzer – sie 
alle stecken unter einer Decke mit den Urabeños.“  
– so eine Aktivistin, die wegen der gefährlichen 
Sicherheitslage anonym bleiben möchte. „Ein 
Frieden mit der FARC-EP hat keine Bedeutung für 
uns, da er nichts an den bestehenden Verhältnis-
sen in unseren Gemeinden verändern würde. Die 
Urabeños warten bereits darauf, in die Gebiete 
vordringen zu können, die zurzeit noch von der 
Guerilla kontrolliert werden“.
Und darin liegt das tragische der Ablehnung des 
Friedensvertrags: Ein offizielles Ende des Konflik-
tes zwischen FARC-EP und Regierung würde bes-
tenfalls einen Teil der Gewaltdynamik in Kolumbi-
en zum Stillstand bringen. Viel dramatischer ist 
die verpasste Chance auf einen politischen und 
sozialen Wandel im Land, den der Friedensvertrag 
in seiner ursprünglichen Form festschrieb.
Durch die Neuverhandlung des Vertrages und die 
Einbeziehung der konservativen Kräfte um Ex-Prä-
sidenten Uribe sind zahlreiche Projekte wie die 
dringend notwendige Landreform, die Öffnung 
des politischen Systems für linke Positionen und 
die Ausdehnung der Versorgung mit öffentlichen 
Gütern in die ländlichen Gebiete in Gefahr. Oh-
ne diesen Wandel werden Gruppen wie die Ura-
beños weiterhin in der Lage sein, gemeinsam mit 
den lokalen Eliten die Bevölkerung durch Gewalt 
zu kontrollieren.
Auch die Perspektive, dass sich der gesamte Si-
cherheitsapparat nach der Demobilisierung von 
FARC-EP und ELN auf die Verfolgung von Gruppen 
wie den Urabeños konzentrieren kann, scheint 
wenig Hoffnung auf eine Verringerung der Gewalt 
im Land zu geben. Zwar können kriminelle Grup-
pen im Gegensatz zur politisch motivierten Gueril-
la durch eine strafrechtliche Verfolgung bekämpft 
werden. Die militarisierten Strategien des kolum-
bianischen Sicherheitsapparates in Kombination 
mit der grassierenden Korruption und den engen 
Verbindungen zwischen Drogenhändler*innen, 
lokalen Eliten und Politiker*innen werden aber 
bestenfalls nur zu einer kurzfristigen Verdrängung 
von Gruppen wie den Urabeños in den Unter-
grund führen.
Während die Guerilla uniformiert und vor allem 
in dünn besiedelten Gebieten aktiv ist, sind die 
Mitglieder der neuen bewaffneten Gruppen nur 
schwer von der Zivilbevölkerung zu unterschei-
den und in beinahe allen Teilen des Landes aktiv. 
Sollte das Militär und die militarisierten Polizei-

einheiten gegen diese Gruppen vorgehen, wird 
die asymmetrische Gewalt des Konfliktes um ein 
Vielfaches zunehmen und erneut besonders Zivil-
bevölkerung und Aktivist*innen treffen.
Wo also steht Kolumbien nach dem gescheiter-
ten Versuch, einige der grundlegenden Ursachen 
für den bewaffneten Konflikt im Land durch einen 
Friedensvertrag und soziale wie politische Verän-
derungen zu neutralisieren? Präsident Santos hat 
trotz des ‚Neins‘ im Plebiszits den Friedensno-
belpreis erhalten, die Verhandlungen in Havanna 
gehen weiter und mit dem ELN und Ex-Präsident 
Uribe werden nun weitere wichtige Partner in den 
Prozess mit eingebunden.

Gleichzeitig hat US-Außenminister John Kerry 
am 7. Oktober Uribe per Telefon wissen lassen, 
dass die USA weiterhin auf dessen Dialogbereit-
schaft und Engagement für den Frieden zählen. 
Dies deutet darauf hin, dass die Regierung von 
US-Präsident Barack Obama hinter den Kulissen 
Druck auf Uribe aufbaut um zu verhindern, dass 
dieser den Friedensprozess blockiert. Immerhin 
ist Kolumbien seit dem Beginn von Plan Colom-
bia 2000 und den Milliarden von Dollar an Mili-
tärhilfe ein enger Verbündeter der USA im „War 
on Drugs“ und im „War on Terror“. Dass die USA 
mit dem Ende des bewaffneten Konflikts mit der 
FARC-EP zumindest formell einen partiellen „Er-
folg“ ihrer Strategien verbuchen können, ist für 
den angeschlagenen Ruf der Weltmacht natür-
lich von großem Interesse. Ob dieser Druck von 
internationaler Seite ausreicht, um den dringend 
notwendigen politischen und sozialen Wandel in 
Kolumbien umzusetzen, bleibt abzuwarten. Glei-
ches gilt auch für die Hoffnungen, die viele in die 
Ausdehnung der Verhandlungen setzen. Sicher ist 
aber, dass solange paramilitärische Nachfolgeor-
ganisationen wie die Urabeños weiterhin große 
Teile des kolumbianischen Territoriums kontrol-
lieren und mit Gewalt gegen jeden gesellschaft-
lichen Wandel vorgehen, das Land nicht zur Ruhe 
kommen wird.

// Georg Holfelder

Die US-Regierung übt Druck aus, denn 
ein Ende Konflikts ist auch für die Welt-
macht von großem Interesse.
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OPFERORGANISATIONEN FÜR  
ÜBERGANGSJUSTIZ
DIE POLITISCHE RECHTE VERBREITET VERZERRTE INFORMATIONEN UND FÜRCHTET DIE  
AUFKLÄRUNG STAATLICHER VERBRECHEN DURCH SONDERGERICHTE

Die politische Rechte um Álvaro Uribe lehnt 
die Übergangsjustiz ab, die im Friedensab-
kommen zwischen Regierung und der FARC 
(Revolutionäre Streitkräfte Kolumbiens) ent-
halten war. Anwält*innen von Opferorganisa-
tionen vermuten, dass sie damit die Aufklä-
rung staatlicher Verbrechen verhindern will.

Organisationen für Menschenrechte und die Be-
lange von Opfern des bewaffneten Konfliktes be-
kräftigen, dass sie die Übergangsjustiz unterstüt-
zen, die zwischen der kolumbianischen Regierung 
und den Revolutionären Streitkräften Kolumbiens 
(FARC) vereinbart worden war. „Wir sehen, dass 
im Vorfeld der Volksabstimmung Informationen ver-
zerrt und Lügen verbreitet wurden, zum Beispiel, 
dass das Abkommen allgemeine Straflosigkeit be-
günstigt hätte. Wir teilen diesen Standpunkt nicht“, 
sagte der Anwalt Alberto Yepes. Der Vertreter der 
Koordination Kolumbien, Europa und USA hatte 
gemeinsam mit sechs Menschenrechtsorganisatio-
nen einen offenen Brief an Präsident Juan Manuel 
Santos und die Führung der FARC und der ELN-
Guerilla geschrieben, um seine Zustimmung zur 
Übergangsjustiz zu verdeutlichen.
Die Einigung über die Übergangsjustiz war einer der 
schwierigsten Punkte des Friedensabkommens. Es 
gab eine hohe Beteiligung der Opfer in Friedens-
foren und am Verhandlungstisch in Havanna. „Viele 
ihrer Bedenken, Positionen und Vorschläge wurden 
bereits aufgenommen“, sagte Yepes im Interview 
mit Contagio Radio. Seine und andere Organisatio-
nen sehen im Vertrag die „minimalen Bedingungen 
für den Kampf gegen Straflosigkeit“ enthalten, so-
wie „die Rechte der Opfer auf Wahrheit, Gerechtig-
keit und Wiedergutmachung“ gewahrt.
Im Rahmen der Übergangsjustiz war die Grün-
dung einer Wahrheitskommission für die histori-
sche Aufarbeitung des bewaffneten Konflikts ge-
plant. Ein Sondergericht für den Frieden sollte den 

Paramilitarismus, die Rolle des Staates und der 
Guerilla bei den registrierten Menschenrechtsver-
letzungen juristisch aufklären. Im Vertrag sind fünf 
bis acht Jahre Freiheitsentzug für geständige Tä-
ter von gravierenden Verbrechen vorgesehen.
Nach dem Scheitern des Plebiszits am 2. Oktober 
dieses Jahres reichte die rechte Opposition Vor-
schläge für Änderungen des Friedensabkommens 
ein. Der Ex-Präsident und heutige Senator Álvaro 
Uribe plädierte dafür, dass Soldaten vor Gericht 
rechtliche Vorzüge genießen sollten. Für den Sena-
tor der Partei Centro Democrático beinhaltete die 
mit den FARC vereinbarte Übergangsjustiz „exor-
bitante Befugnisse“ für das Sondergericht für den 
Frieden, was seiner Meinung nach die bestehende 
Gesetzgebung des Landes ausgehebelt hätte.
Damit bezieht sich Uribe auf das Gesetz „Ge-
rechtigkeit und Frieden“, das während seiner 
Präsidentschaft für die Entwaffnung des paramili-
tärischen Dachverbandes „Vereinigte Bürgerweh-
ren Kolumbiens“ (AUC) erlassen und später auf 
die Guerilla ausgeweitet wurde. Die Menschen-
rechtsorganisationen sind sich jedoch einig, dass 
dieses Gesetz weder den Rechten der Opfer ge-
recht wird noch die Straflosigkeit bekämpft.
„Zehn Jahre nach der Umsetzung des Geset-
zes wurden nur 46 Urteile gefällt und die Straf-
losigkeit bei staatlichen Verbrechen liegt bei 98 
Prozent“, schrieben die Organisationen in dem 
oben genannten Brief an die Delegierten beider 
Konfliktparteien, die zur Zeit in der kubanischen 
Hauptstadt das Abkommen nachverhandeln. Laut 
Yepes ist die Debatte der politischen Rechten 
Indiz dafür, dass Teile der Gesellschaft fürchten, 
dass die Wahrheitskommission Hintergründe auf-
decken könnte, die eine Beteiligung bestimmter 
Personen an staatlichen Verbrechen nachweisen 
oder einen Bezug dieser zur Partei Centro Demo-
crático herstellen würden.

// Daniela Rivas Grajales
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Evo Morales erfreut sich in Bolivien auch 
nach zehn Jahren als Regierungschef hoher 
Zustimmungswerte. Das Referendum, das 
mittels Verfassungsänderung den Weg zu ei-
ner Wiederwahl ebnen sollte, ging vergange-
nen Februar trotzdem schief. Bei ihrem Kon-
gress im Dezember will die Bewegung zum 
Sozialismus (MAS) nun entscheiden, ob ein 
neues Referendum angestrengt werden soll 
oder ob auf parlamentarischem Weg Optio-
nen für eine Wiederwahl von Morales erwo-
gen werden sollen.

Ende Oktober reiste Evo Morales nach Venezuela. 
Boliviens Präsident wollte seinen Amtskollegen 
Nicolás Maduro moralisch unterstützen. Dieser 
sieht sich momentan mit einer starken Oppositi-
on im Parlament konfrontiert, die das Abwahlver-
fahren gegen den Präsidenten forciert. Morales 
sparte nicht mit markigen Worten und nannte die 
Initiative des Parlaments einen „Staatsstreich, ei-
ne offene Verschwörung der USA gegen die bo-
livarianische Revolution in Venezuela“. Während 
in Venezuela die Opposition am Drücker ist und 
die chavistische Bewegung sich mit allen Mitteln 
gegen die Abwahl ihres Präsidenten stemmen 
muss, sitzt Evo Morales in Bolivien derzeit fest im 
Sattel. In Umfragen erreicht der Präsident selbst 
in der einstmals separatistischen Hochburg Santa 
Cruz Zustimmungswerte von über 50 Prozent, die 
Opposition ist zersplittert und uneins.
Dennoch hat sich das gesellschaftliche Klima in 
der Andenrepublik verändert. In der Zustimmung 
zur Regierung ist keine Euphorie mehr zu spüren, 
wie zu Beginn der Regierungszeit von Morales, 
der seit Januar 2006 an der Spitze des Staates 
steht. Vielmehr ist die Zuneigung der Bevölkerung 
zu ihrem Präsidenten deutlich abgekühlt. Das gilt 
überdurchschnittlich für jenen Teil, der zu Beginn 
der Amtszeit des ersten indigenen Präsidenten 
zu seinen größten Unterstützer*innen gehörte. 
Gleichzeitig ist der Präsident und seine Partei, die 

Bewegung zum Sozialismus (MAS), gegenüber 
Kritik und Protesten spürbar dünnhäutiger gewor-
den. Bei Protesten oder Streiks ist immer häufi-
ger die Rede davon, dass die USA – das Imperium 
–, die Finger im Spiel hat, und der revolutionären 
Regierung in Bolivien schaden will.
Dieses Jahr gab es eine ganze Reihe von sozialen 
und politischen Mobilisierungen, die von Akteu-
ren der Regierung als rechts deklariert wurden. 
Zunächst waren es die Proteste von Menschen 
mit Behinderung, die eine Rente der Würde for-
derten (siehe LN 507/508). Dann demonstrier-
ten Arbeiter*innen von Enatex, einer staatlichen 
Textilfirma, die von der Regierung im Juni auf die 
Straße gesetzt wurden. Im August kam es mit der 
Auseinandersetzung zwischen kooperativistischen 
Minenarbeiter*innen und der Regierung zum vor-
läufigen Höhepunkt dieses Jahres. Bei den Protes-
ten starben fünf Minenarbeiter und der Staatssek-
retär des Innenministeriums Rudolfo Illianes.

Im Kern ging es in jeder Mobilisierung darum, ge-
genüber der Regierung eigene Interessen durchzu-
setzen. Während die Menschen mit Behinderung 
eine finanzielle staatliche Unterstützung forder-
ten, um ihre soziale Situation zu verbessern, for-
derten die entlassenen Enatex-Mitarbeiter*innen, 
die abrupte Schließung der Textilfabriken rückgän-
gig zu machen. Der Verband der in Kooperativen 
organisierten Minenarbeiter*innen forderte dage-
gen, dass sich die Regierung aus ihren Geschäf-
ten mit multinationalen Konzernen raushalte und 
lehnten die Möglichkeit von gewerkschaftlicher 
Organisierung innerhalb ihrer Unternehmungen 
ab (siehe LN 507/508).
Die Konflikte, die alle nicht im Dialog gelöst wer-

EVO MORALES KLEBT AN DER MACHT
BEWEGUNG ZUM SOZIALISMUS PRÜFT OPTIONEN FÜR WIEDERWAHL

Regierung weist jegliche Proteste und 
Kritik als „rechts“ zurück.



BOLIVIEN

18  LN 510

den konnten, haben dazu geführt, dass sich ein 
weiterer Teil der Basis von der Regierung ent-
fernt hat. Die Regierung sieht in den Protesten 
eine Form der Intervention der Vereinigten Staa-
ten. Bereits zu Beginn dieses Jahres gab Milton 
Barón, Senator der MAS, gegenüber dem Sender 
Telesur an, dass ein Plan der Intervention existie-
re. Es gebe „ein Dokument, das in den USA aus-
gearbeitet wurde, um den Prozess des Wandels 
in Bolivien auszubremsen“. 
Viele Probleme, mit denen die Regierung konfron-
tiert ist, sind dabei hausgemacht. So wurden die 
Enatext-Mitarbeiter*innen ziemlich abrupt auf die 
Straße gesetzt. Auch die Proteste der in Koope-
rativen organisierten Minenarbeiter*innen waren 
nicht überraschend. Wollte doch die Regierung de-
ren Handlungsspielräume in einem neuen Gesetz 
einschränken. Raúl Prada, einst selbst Teil der Re-
gierung Morales und heute ein linker Kritiker, sieht 
die Ursache des Konflikts im Streit einstmals Ver-
bündeter um die mineralischen Ressourcen. „Der 
Staat muss sich gegen die Kooperativisten als 
Partner der transnationalen Unternehmen durch-
setzen“, schreibt der ehemalige Staatssekretär, 
im Konflikt im August ging es darum, „zu zeigen, 
dass der Staat die einzige Instanz ist, die mit den 
transnationalen Unternehmen Geschäfte macht“.
Sowohl mit der Tendenz der Monopolisierung des 
Staates als auch mit der Zurückweisung jeglicher 

Kritik am Modernisierungsmodell als „rechts“ 
oder durch die „USA gesteuert“, verfolgt die Re-
gierung Morales eine Strategie, die Macht zu zen-
tralisieren. Die Idee, den Staat zu dezentralisieren, 
beziehungsweise zivilgesellschaftliche Akteure in 
politische Entscheidungsprozesse einzubeziehen 
und die Gesellschaft zu einem kommunitären Ge-
meinwesen umzubauen, scheint die Regierung 
weitgehend aufgegeben zu haben.
In der ersten Amtszeit des Präsidenten herrsch-
te noch die Idee einer partizipativen Regierung, 
die die sozialen Bewegungen in Entscheidungs-
prozesse mit einbeziehen sollte. Indigene Or-
ganisationen, Campesino-Gewerkschaften und 
Nachbarschaftsvereinigungen wurden als Ba-
sis der Regierung verstanden. Dieses Konzept 
scheiterte 2011, als der Streit um ein Straßenpro-
jekt den Bruch der Koalition der Indigenen- und 
Kleinbäuer*innen-Organisationen herbeiführte. 
Die Regierung wollte auf Druck des brasiliani-
schen Erdölriesen Petobras hin eine Überlandstra-
ße bauen, die Cochabamba mit Beni verbinden 
sollte. Die Straße war durch das Indigene Territori-
um und den Nationalpark Isiboro-Secure (TIPNIS) 
geplant. Die dort ansässige indigene Bevölkerung 
der Mojeños, Yuracarés und Tsimanes lehnten 
das Infrastrukturprojekt ab und pochten auf ihre 
in der neuen Verfassung verankerten Rechte auf 
autonome Selbstbestimmung über ihre Territori-

 Klebt an der Macht Evo Morales will noch bis 2025 regieren 
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en. Die Kokabäuer*innen dagegen befürworteten 
das Straßenprojekt. 
Nach heftigen Protesten der Indígenas legte die 
Regierung das Straßenbauprojekt auf Eis. Ein 
Teil der Indigenen-Verbände entzog der Regie-
rung ihre Unterstützung. Der Pacto de Unidad 
(der Einheitspakt), der eine wichtige Voraus-
setzung für die erste Wahl von Morales gewe-
sen war, zerfiel. Im Pacto de Unidad waren die 
Kleinbäuer*innen-Organisationen, Bartolina Sisa, 
die Landarbeiter*innen-Gewerkschaft CSUTCB, 
die Colonizadores (Siedler*innen im Tiefland) und 
die indigenen Dachverbände CONAMAQ und CI-
DOB zusammengeschlossen.
2010, also bereits vor den Auseinandersetzungen 
um TIPNIS, zeichnete sich ab, dass ein Teil der 
MAS einem zentralistischen Regierungsmodell 
den Vorzug geben würde. Dessen wirtschaftliche 
Basis ist die Ausbeutung der Rohstoffe und es ba-
siert politisch auf einem starken Zentralstaat. „Die 
Verbände, die im Pacto de Unidad zusammenge-
schlossen waren, veröffentlichten damals ein Do-
kument, in dem sie forderten, dass die Regierung 
wieder auf den Weg des gesellschaftlichen Um-
baus zurückkehren sollte“, erklärt Raúl Prada. 
Gleichzeitig sind in dieser Phase eine größere 
Zahl von Bolivianer*innen Mitglied der MAS ge-
worden, die in der Partei gute Chancen auf eine 
politische Karriere sahen. Nicht wenige davon 
waren vorher in der Opposition. So traten nach 
der gescheiterten Sezession von Santa Cruz eine 
ganze Reihe von Funktionär*innen der Cruzeñis-
tischen Jugendunion (UJC) in die MAS ein, die 
während der politischen Krise 2008 die radikalste 
Opposition zur Regierung repräsentierte. Diese 
Akteure hatten kein Interesse an einem Umbau 
der Gesellschaft. Zur selben Zeit verließen linke 
Aktivist*innen, wie Raúl Prada oder Rafael Puen-
te, die Regierung. Damit war das Projekt des ge-
sellschaftlichen Umbaus bereits nach der ersten 
Amtszeit geschwächt.
Ariadna Soto, Juristin und in der ersten Wahlperiode 
im Justizministerium tätig, beschreibt die gegen-
wärtige Situation so: „Die Politik des Wandels ist 
nur noch in offiziellen Reden präsent. Viele Elemen-
te des Wandels werden heute eher international 
diskutiert und wahrgenommen, als im Land selbst.“
Das gute Leben, Mutter Erde als Rechtssubjekt, 
De-Patriarchalisierung und De-Kolonisierung. Das al-
les ist im Diskurs präsent, „aber es gibt keine reale 
Praxis dazu“, meint die Juristin. Die Architektur des 

Staates ist die Gleiche geblieben. Ein fundamentaler 
Umbau zu einem plurinationalen Staatswesen hat 
bisher nicht stattgefunden. Im Gegenteil: Unter Mo-
rales sind die klassischen Strukturen der postkoloni-
alen Republik gestärkt worden. War der Staat früher 
auf dem Land kaum präsent, bekommen heute die 
Gemeindeverwaltungen in der Provinz Geld von der 
Zentralregierung. Diese Verteilung stärkt aber nicht 
die ländliche Entwicklung, meint Felix Gutiérrez von 
einer Aymara- Basisorganisation, sondern das Funk-
tionärswesen. Das entspricht der Architektur der 
Republik. Diese hat in Bolivien nicht die Funktion, 
das Gemeinwesen zu stärken, sondern der Staat 
ist vielmehr dazu da, die Beamt*innen und die Mit-
glieder der Regierungspartei zu alimentieren. Diese 
Funktion hat sich bisher nicht wesentlich verändert. 
Die Situation auf dem Land, nur ein zwei Autostun-
den vom Regierungssitz La Paz entfernt, nennt 
Gutiérrez heute dramatisch: „Die Reduzierung der 
Armut, die es nach statistischen Angaben gibt und 
für die Bolivien international gefeiert wird, ist hier 
nicht zu spüren“.
Trotzdem kann es gut sein, dass Evo Morales 
dennoch, wie von der MAS gewünscht, bis 2025 
regieren kann. Die Zentralisierung der Macht 
und die wirtschaftlichen Einnahmen durch das 
Erdgas haben Bolivien eine nie gekannte politi-
sche und wirtschaftliche Stabilität gebracht. Vie-
le Bolivianer*innen in den Städten profitieren 
von dem Wirtschaftswachstum. So hat sich das 
Bruttosozialprodukt in der Amtszeit von Morales 
verdreifacht. Daher könnte es gut sein, dass die 
Bolivianer*innen Evo auch für eine weitere Amts-
zeit ihre Stimme geben würden. 
Momentan arbeitet die Partei daher daran, das 
Ergebnis des Referendums vom Februar aufzu-
heben. Die Verbände der Koka-Bäuer*innen im 
Chapare haben im Mai eine Initiative gestartet, 
die das Ergebnis vom Februar annullieren soll. 1,2 
Millionen Unterschriften sollen gesammelt wer-
den, dann könnte ein erneutes Referendum an-
beraumt werden. Sollte das nicht gelingen, hätte 
die MAS noch eine zweite, wenngleich weniger 
elegante Möglichkeit: Sie könnte die Verfassung 
mit ihrer Zweidrittel-Mehrheit in beiden Kammern 
des Parlaments ändern. Das hätte den Nachteil, 
dass man sich offensichtlich über das Ergebnis 
vom Februar hinwegsetzen würde. Welchen Weg 
die MAS wählt, will sie im Dezember bei ihrem 
Parteikongress entscheiden.

// Thomas Guthmann
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ALS OB MAN ES BEFOHLEN HÄTTE
CHRONOLOGIE DER FOLGENLOSEN MORDE DER POLIZEI AN BÄUERINNEN UND BAUERN 

Die LN veröffentlichen diesen Beitrag von 
Wilfredo Ardita Vega aus dem traurigen An-
lass, dass es bei einem Polizeieinsatz gegen 
protestierende Bauern und Bäuerinnen wie-
der zu einem Todesopfer infolge Schusswaf-
feneinsatzes kam. Die Proteste richteten sich 
gegen die Auswirkungen eines Bergbaupro-
jektes. Soziale Konflikte und hier vor allem 
Umweltkonflikte, die in Bezug zum Bergbau 
stehen, haben in den vergangenen Jahren in 
Peru 267 Menschenleben und mehr als 4.500 
Verletzte gefordert. Unter den umstrittenen 
Bergbauprojekten und -operationen finden 
sich auch solche, die Rohstoffe an bundes-
deutsche Unternehmen liefern.

Peru wird nicht im 21. Jahrhundert ankommen, so-
lange weiterhin das Denken fortbesteht, für Bäue-
rinnen und Bauern würden keine Menschenrechte 
gelten. Das Innenministerium hat ein Video mit 
einer Botschaft über den Tod des Bauern Quintino 
Cereceda veröffentlicht, das sich sehr deutlich von 
der Haltung der Vorgängerregierungen unterschied. 
Darin wurde anerkannt, dass Cereceda am vergan-
genen Freitag (14. Oktober 2016, Anm.d.Red.) in 
Cotabambas (Apurimac) durch einen Schuss in die 
Stirn ermordet wurde. Das Ministerium wies dar-
auf hin, dass es mehrere Irregularitäten im Polizei-
einsatz gab. Ein Polizeieinsatz, der die Menschen-
rechte nicht berücksichtige, sei inakzeptabel, das 
Verbrechen werde aufgeklärt und sanktioniert.
Bisher konnten peruanische Polizisten davon aus-
gehen, dass sie straflos bleiben würden, wenn sie 
einen Bauern getötet haben. Ungefähr so, wie es 
in ähnlicher Weise in den USA geschieht, wenn 
ein Polizist einen unbewaffneten Afroamerikaner 
tötet. Diese Straflosigkeit hatte Bestand bei allen 
Morden an Bauern, die von der Nationalen Polizei 
Perus unter den Regierungen von Alejandro Toledo 
(2001-2006), Alan García (2006-2011) und Ollanta 
Humala (2011-2016) begangen wurden.
Der erste Mord ereignete sich in 2002, als Mar-
celino Sulca zu Tode kam. Die Polizei schoss ihm 

eine Tränengasgranate auf den Oberkörper. Der 
Innenminister jener Epoche, Fernando Rospigli-
osi, stärkte der Polizei den Rücken und während 
der folgenden Jahre der Regierung Toledo wur-
den weitere zehn Bauern ermordet. Lediglich 
unter der kurzen Amtszeit von Gino Costa als In-
nenminister gelang es, der Polizeigewalt Einhalt 
zu gebieten.
In der Regierungszeit von Alan García gab es noch 
mehr Morde an Bauern. Es traf vor allem jene, die 
an Protesten teilnahmen. Während des nationa-
len Bauernstreiks 2008 tötete die Polizei Julio Ro-
jas in Barranca sowie Emiliano García und Rubén 
Pariona in Ayacucho. Merkwürdig war: Obwohl 
die Morde in unterschiedlichen Regionen gescha-
hen, wurden alle drei durch Schüsse in den Kopf 
getötet – als ob die Polizei einen Befehl von oben 
erhalten hätte. In jenem gewalttätigen Jahr stand 
die Nationale Polizei Perus unter dem Kommando 
von Octavio Salazar, der in der aktuellen Legisla-
turperiode Kongressabgeordneter der rechtsge-
richteten Fujimori-Fraktion ist.
Unter der Regierung von Alan García war Puno 
eine der Regionen, wo die heftigste Polizeigewalt 
ausgeübt wurde. Am „Tag des Bauern” 2011 kam 
es zum Massaker von Juliaca: Die Polizei erschoss 
Félix Vircanota, Antonio Campos, Raúl Chacchata, 
Petronila Coa Huanca und Gregorio Huamán. Sie 
protestierten gegen die Verschmutzung des Flus-
ses Ramis.
In jener Regierungszeit ermordeten auch die 
Streitkräfte mehrere Bauern, wie Franklin Es-
talla, der anfänglich als Mitglied der Terrorgrup-
pe „Leuchtender Pfad” dargestellt wurde. Das 
Militär mordete auch am Río Seco, wo Félix 
Canchanya, Maximiliano Pichardo, Alejandro 
Pichardo und Rosa Chávez Sihuincha ums Leben 
kamen. Sehr wahrscheinlich wurden auch die 
Kinder Moisés (sechs Jahre) und Rosa Linda (ein 
Jahr) ermordet, die bis zum heutigen Tag als ver-
schwunden gelten.
Zudem gibt es viele Fälle, in denen Bergbauunter-
nehmen Verträge mit der Nationalen Polizei Perus 
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abgeschlossen haben, die dadurch zu einem priva-
ten Dienstleister wird. Dabei agieren die Polizeiein-
heiten scheinbar nicht einmal wie private Sicher-
heitsunternehmen, sondern wie Gruppen brutaler 
Söldner (siehe dazu auch die fortwährenden Angrif-
fe und Attacken auf Máxima Acuña und ihre Fami-
lie, siehe LN 489, Anm.d.Red.). In Piura ermordete 
die Polizei im Dienste des Bergbauunternehmens 
Majaz-Monterrico Metals die Bauern Reember-
to Herrera (2004) und Melanio García (2005). In 
letzterem Fall wurden zudem viele protestierende 
Bauern auf dem Gelände des Unternehmens fest-
gehalten und gefoltert. Monterrico Metals wurde 
vor einem britischen Gericht verklagt, vermied je-
doch einen Prozess und eine Schuldanerkennung 
durch die außergerichtliche Zahlung einer Entschä-
digung. In der Regierungszeit von García, nachdem 
das chinesische Unternehmen Zijin Monterrico 
Metals aufgekauft hatte, tötete die Polizei die Bau-
ern Castulo Correa Huayama und Vicente Romero 
Ramírez (2009).
Während der Regierungszeit von Ollanta Humala 
nutzte die Polizei das Betriebsgelände des Schwei-
zer Bergbauunternehmens Xstrata als illegales 
Gefangenenlager während der gewalttätigen Aus-
einandersetzungen in 2012, bei denen Rudencindo 
Manuelo Puma, Walter Sencia und der Greis Fé-
lix Yauri getötet wurden. Nur Wochen später kam 
es zu Protesten in Cajamarca gegen das Projekt 
Conga – die Polizei tötete Joselito Vásquez in Bam-
bamarca sowie in Celendín die Bauern Eleuterio 
García, José Faustino Silva, José Antonio Sánchez 
sowie César Medina, der nur 18 Jahre alt war.
Angesichts des wiederkehrenden Panoramas der 
Straflosigkeit ist die Reaktion des jetzigen Innen-
ministers Carlos Basombrío, der verfügte, dass 
beteiligte Polizisten auf Spuren untersucht wer-
den, um herauszufinden, wer Quintino Cereceda 
ermordete, eine präzise Botschaft an die Polizei, 
dass das Leben eines Bauern respektiert werden 
muss. Es ist ebenfalls eine Botschaft an das chine-
sische Unternehmen MMG, dessen Willkür bereits 
vier Tote in Apurimac gefordert haben. Von daher 
sollte diese Gelegenheit auch genutzt werden, um 
die Verträge zwischen Bergbauunternehmen und 
der nationalen Polizei einer Revision zu unterzie-
hen, denn diese haben die Polizei in den Augen der 
Bevölkerung delegitimiert.

// Wilfredo Ardita Vega
Übersetzung:  Mathias  Hohmann

Wilfredo Ardita Vega ist peruanischer Rechts-
anwalt, Schriftsteller, Professor und Menschen-
rechtsaktivist. Er war unter anderem zuständig 
für das Programm der Friedensrichter beim Insti-
tuto de Defensa Legal in Lima. Aktuell lehrt er in 
Lima an den Rechtsfakultäten der Päpstlichen Ka-
tholischen Universität und der Nationalen Univer-
sität San Marcos. Ardita Vega betreibt seit mehr 
als zehn Jahren den Blog „Reflexiones Peruanas“ 
(https://reflexionesperuanas.lamula.pe/), über den 
er in wöchentlichen Kommentaren und Analysen 
der peruanischen Wirklichkeit auf den Puls fühlt. 
Darunter fallen auch die zahlreichen ungestraften 
Morde, die von der peruanischen Polizei began-
gen wurden.

 Private Dienstleister Viele Bergbauunternehmen en-
gagieren in Peru Polizeieinheiten als Sicherheitspersonal
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Die Korruptionsermittlungen um den Petrob-
ras-Skandal erschüttern weiter die Politik des 
Landes. Neue Aussagen der Führungsriege 
des Baukonzerns Odebrecht bergen Spreng-
stoff. Doch das Intrigenspiel um Korruptions-
ermittlungen und Machtwechsel zielt vor 
allem auf die Verhinderung einer erneuten 
Kandidatur des Ex-Präsidenten Luiz Inácio 
„Lula“ da Silva ab.

Mitte Oktober war es soweit. Eduardo Cunha, einst 
erbittertster Gegenspieler der mittlerweile abge-
setzten Präsidentin Dilma Rousseff, wurde in Hand-
schellen abgeführt. Seitdem sitzt der ehemalige 
Präsident der Abgeordnetenkammer in der südbra-
silianischen Stadt Curitiba im Gefängnis, von der aus 
die Ermittlungen im Mega-Korruptionsskandal rund 
um den halbstaatlichen Ölkonzern Petrobras gelei-
tet werden. Der erzkonservative, evangelikale Cun-
ha initiierte Ende vergangenen Jahres das Amtsent-
hebungsverfahren gegen Rousseff und nutzte sein 
Amt als Unterhauspräsident, um eine große Zahl 
treuer Abgeordneter hinter sich zu scharen.
Aufgrund von Korruptionsvorwürfen – Cunha soll 
Bestechungsgeld in Millionenhöhe auf Schweizer 
Konten gebunkert haben – musste er bereits vor 
Monaten seinen Posten räumen und später auch 

das Abgeordnetenmandat abgeben. Mehrfach 
drohte er, bei einer Festnahme zahlreiche andere 
Politgrößen Brasiliens mit in den Abgrund zu rei-
ßen. Cunhas Mitte-rechts Partei PMDB, der auch 
der umstrittene neue De-facto-Präsident Michel Te-
mer und wichtige Minister angehören, gilt als eine 
der korruptesten und sein Wissen über Einzelhei-
ten dürfte viele Politiker*innen in Schwierigkeiten 
bringen.

Doch bisher schweigt Cunha. Es sieht so aus, als 
hätte er beim großen Projekt Machtwechsel sei-
nen Dienst getan und werde nun nicht mehr be-
nötigt. Die These ist naheliegend, dass die längst 
überfällige Festnahme zeigen sollte, dass sich die 
Korruptionsermittlungen nicht nur gegen Rousseffs 
Arbeiterpartei PT richten. Dies hatten diverse linke 
Kommentator*innen und Politiker*innen seit lan-
gem kritisiert. Ununterbrochen kommentierten die 
großen Medien am Tag der Festnahme, dass diese 
Kritik nun nicht mehr haltbar sei.
Die Episode zeigt, dass der Politkrimi in Brasilien 
verworren bleibt. Neben allen Gerüchten gibt es in 
linken Kreisen wohl nur eine Gewissheit: Den neu-
en Machthabern und den Petrobras-Ermittler*innen 
ging es nicht nur darum, Rousseff abzusetzen und 
eine rechtsliberale Regierung ans Ruder zu bringen. 
Genauso wichtig ist es, ihren Vorgänger Luiz Inácio 
„Lula“ da Silva ins Gefängnis zu bringen – oder 
zumindest zweimal verurteilen zu lassen, damit er 
2018 nicht erneut kandidieren kann. Mehrfach deu-
tete Lula diese Möglichkeit an.
In der zweiten Oktoberwoche wurde der bislang 
dritte Prozess gegen die Symbolfigur der PT von ei-
nem Gericht in der Hauptstadt Brasília eröffnet. Laut 
Staatsanwalt soll Lula während und nach seiner 
Amtszeit Einfluss auf die staatliche Entwicklungs-
bank BNDES genommen haben, um Bauvorhaben 
des Unternehmens Odebrecht in Angola großzügig 
zu finanzieren. Als Gegenleistung soll der Bauriese 
ihm und zehn Mitangeklagten umgerechnet rund 
neun Millionen Euro Bestechungsgeld gezahlt ha-
ben. Auch die beiden anderen Prozesse gegen 
Lula stehen im Zusammenhang mit dem Petrob-
ras-Skandal. Ohne irgendeinen Beweis vorzulegen, 
nannte ein ermittelnder Staatsanwalt Lula bereits 
den „Obersten Chef“ des Korruptionsnetzwerks.
Obwohl die Verdachtsmomente gegen zahlreiche 
Vertraute von Temer und Politiker*innen anderer 
konservativer Parteien weit schwerwiegender sind, 
konzentrieren sich die Aktionen der Ermittler*innen 
ebenso wie die Medien-Schlagzeilen auf die PT. 

INTRIGENSPIEL GEGEN LULA
MIT DER VERHAFTUNG DES EX-UNTERHAUSPRÄSIDENTEN EDUARDO CUNHA GEHT BRASILI-
ENS POLITKRIMI IN DIE NÄCHSTE RUNDE – ABER NOCH LANGE NICHT ZU ENDE

Was in Brasilien vor sich geht, ist nicht 
mit Rechtsstaatlichkeit vereinbar.
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Ende September wurde Guido Mantega vorüber-
gehend festgenommen, der unter Rousseff und 
auch schon unter Lula Finanzminister war. Beam-
te der Bundespolizei führten Mantega aus einem 
Krankenhaus in São Paulo ab, in dem er seiner Frau 
Stunden vor einer komplizierten Krebsoperation 
beistand. Nur wenige Tage später wurde sein Vor-
gänger Antonio Palocci, ebenfalls langjähriges Füh-
rungsmitglied der PT, verhaftet. Auch ihm werden 
illegale Geschäfte im Rahmen des Petrobras-Kor-
ruptionsskandals vorgeworfen.
Vorerst letztes Kapitel der Ermittlungen ist die ge-
plante Kronzeugenaussage der gesamten Chefe-
tage des größten Bauunternehmens des Landes 
Odebrecht. Da der Baumulti die meisten Aufträge 
von Petrobras und anderen staatlichen Trägern ein-
heimste, könnten die Aussagen viel Sprengstoff 
bergen. Zudem existiert eine Liste mit Decknamen, 
die zahlreiche Bestechungsgeld-Empfänger*innen 
und konkrete Summen benennt. Richtig publik 
wurde diesbezüglich bisher nur ein Name: „amigo“, 
was laut Presse für Lula stehen soll.
Die PT spricht von politischer Verfolgung durch Jus-
tiz und Polizei, namentlich des Bundesrichters Sér-
gio Moro aus Curitiba. Die spektakulären Festnah-

men, über die die Medien genüsslich berichteten, 
sollten die PT weiter diskreditieren, nachträgliche 
Rechtfertigungen für die Absetzung von Rousseff 
im August liefern und Lulas Ansehen beschädi-
gen.
Sprachlich erinnern die Vorwürfe der jetzigen Op-
position, von Gewerkschaften und sozialen Be-
wegungen an die Auseinandersetzung mit einem 
diktatorischen Regime. Auch die Machtübernahme 
durch Rousseffs Vizepräsidenten Temer wird als 
Staatsstreich oder „parlamentarischer Putsch“ 
bezeichnet. Fraglos ist das, was derzeit im größ-
ten Land Lateinamerikas vor sich geht, nicht mit 
rechtsstaatlichen Zuständen vereinbar. Es ist ein 
undurchsichtiges Intrigenspiel um Macht, ökono-
mische Interessen und die politische Ausrichtung 
des Landes.
Die Demontage der Demokratie Brasiliens, der 
seit drei Legislaturperioden regierenden Arbeiter-
partei und des von ihr erstmals in der Geschichte 
zaghaft versuchten Sozialstaats, begann spätes-
tens mit der Wiederwahl Rousseffs im Oktober 
2014. Die Elite war offenbar nicht bereit, weitere 
vier Jahre auf ihre Machtpfründe im Staat zu ver-
zichten. Die Wahl wurde auf allen möglichen Ebe-
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 Was wird er aussagen und wen hat er in der Hand? Marcelo Odebrecht bei einer Rede vor seiner Knastzeit
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nen angefochten, mit massiver Unterstützung der 
großen Medien wurden das Land und die Wirt-
schaft schlecht geredet und Massendemonstratio-
nen inszeniert. Die Umsturzstimmung begünstig-
te aber auch noch andere Faktoren. International 
machten fallende Rohstoffpreise der Ökonomie zu 
schaffen, und die Abnutzung anderer Linksregie-
rungen auf dem Kontinent trug ebenfalls zu einem 
Imageverlust bei. Wichtiger noch waren Fehler von 
Rousseffs Regierung, die ihre Sozialpolitik nicht auf 
nachhaltige Füße gestellt hatte und sich bei ersten 
Finanzschwierigkeiten an den liberalen Vorstellun-
gen ihrer undankbaren Gegner*innen orientierte 
und damit die eigene Basis gegen sich aufbrachte.
Zum wichtigsten Trumpf im Kampf gegen die PT-
Regierung aber wurden die Korruptionsermittlun-
gen. Pech für Rousseff, dass das auf Bestechung 
und illegalen Kassen beruhende Politsystem just 
dann in Frage gestellt wurde, als sie an der Macht 
war. Allerdings hat sich die PT selbst zuzuschrei-
ben, dass sie sich nahtlos in dieses System inte-
grierte, nachdem sie 2003 mit dem Versprechen 
einer neuen Politikmoral antrat.
Obwohl Rousseffs Beliebtheit im März nur noch 
im einstelligen Bereich lag, gelang es nicht, sie von 
der Macht zu verdrängen. Das lag auch daran, dass 

die brasilianische Verfassung die Absetzung des di-
rekt gewählten Staatsoberhaupts nur unter extre-
men Bedingungen erlaubt. Deswegen setzten die 
führende rechte Oppositionspartei PSDB, deren 
Kandidat 2014 gegen Rousseff unterlag, Unterneh-
merverbände und das Medienmonopol auf den 
offenbar einzig gangbaren Weg – das Amtsenthe-
bungsverfahren. Der Haken dabei war, dass nach 
einer Absetzung der Präsidentin ihr Vizepräsident 
die Macht übernimmt, also Temer vom wichtigsten 
Koalitionspartner PMDB, die seit Jahren die PT-Po-
litik mittrug und sich gerne der sozialen Errungen-
schaften und Erfolge bei der Armutsbekämpfung 
rühmte.
Allerdings legt die PMDB kaum Wert auf ein poli-
tisches Profil und war schon an den konservativen 
Regierungen vor Lula an der Macht beteiligt. Aus-
schlaggebend für den Ausstieg aus der Koalition und 

damit das erfolgreiche Amtsenthebungsverfahren 
war aber wohl wieder der Korruptionsskandal: Die 
große Mehrheit der PMDB-Spitzenpolitiker*innen 
ist in die Affäre verstrickt. In einem im Mai veröf-
fentlichten Gesprächsmitschnitt sagt Temers enger 
Vertrauter und kurzzeitige Planungsminister, Ro-
mero Jucá, das „Ausbluten“ der politischen Klasse 
durch die Ermittlungen müsste gestoppt werden. 
Gesagt, getan. Jetzt stellt die PMDB den Präsiden-
ten, und es ist zu vermuten, dass er alles daran 
setzen wird, Ermittlungen in den eigenen Reihen 
zu behindern.
Für die PMDB ist die Machtübernahme also in ers-
ter Linie eine Schutzmaßnahme. Hinter ihr stehen 
diejenigen, die 14 Jahre lang nicht an der Macht 
waren und jetzt in einer breiten Koalition einen ra-
santen neoliberalen Rückschritt gestartet haben. 
Temer hat kein Problem, die Vorgaben als seine 
Politik zu verkaufen: Rentenrefom, Kürzungen und 
stärkere Kontrollen bei Sozialleistungen, Einfrieren 
der Staatsausgaben für Gesundheit und Bildung, 
Privatisierung von Staatsbetrieben und Öffnung al-
ler Wirtschaftsbereiche für ausländische Investoren 
(siehe Artikel auf Seite 25-26). Um die Geschichte 
wirklich zurückzudrehen, ist sogar eine Bildungs-
reform geplant, die fortschrittliches Gedankengut 
aus den Schulbüchern verbannt.
Widerstand gegen den Trip in die Vergangenheit 
gibt es bislang wenig, obwohl immer wieder de-
monstriert und inzwischen auch gestreikt wird. 
Das liegt wohl auch daran, dass die PT kaum 
Selbstkritik übt und alle Schuld an ihrem Debakel 
dem politischen Gegner in die Schuhe schiebt.
Allerdings knirscht es bereits im neuen Machtge-
füge. Gewohnheitsgemäß bedient die PMDB ihre 
große Klientel mit Gefälligkeiten, was der von der 
PSBD verordneten Sparpolitik zuwider läuft. Das 
Zweckbündnis ist alles andere als stabil. Einigkeit 
besteht nur darin, dass die Macht gesichert wer-
den muss, und zwar gegen den Mann, der zu 
ihrem Leidwesen in Wahlumfragen für 2018 mit 
Abstand an der Spitze liegt: Der Ex-Gewerkschaf-
ter Lula. Trotz aller Demontage der PT ist sein Ruf 
noch so gut, dass er einen Sieg der Rechten an 
den Urnen verhindern könnte.

// Andreas Behn

Die PT übt kaum Selbstkritik und schiebt 
alle Schuld an dem Debakel dem politi-
schen Gegner in die Schuhe.
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Mit einer Verfassungsänderung plant Brasi-
liens neue Regierung die Staatsausgaben in 
den kommenden 20 Jahren zu begrenzen. So-
ziale Bewegungen befürchten massive Ein-
schnitte in der Gesundheits- und Bildungs-
versorgung und kündigen Proteste an.

Auf einmal bist du Superstar. So erging es der 
Schülerin Ana Júlia Ribeiro, nachdem Ende Okto-
ber ein Video einer Rede der Schülerin viral ging. 
Innerhalb weniger Tage klickten hunderttausende 
Brasilianer*innen den Clip an. Eine Einladung in 
die Hauptstadt Brasília zu einer öffentlichen An-
hörung zum Thema Bildung folgte. Sogar Ex-Präsi-
dent Luiz Inácio „Lula“ da Silva erklärte, dass ihn 
das Video „gerührt“ habe und telefonierte mit der 
16-Jährigen. In ihrer emotionalen Rede verteidig-
te Ribeiro die Schulbesetzungen, die momentan 
in ganz Brasilien für leere Klassenzimmer sorgen. 
Mehr als 1.000 Schulen werden derzeit besetzt 
gehalten. Die Besetzungen richten sich nicht nur 
gegen den Bildungsnotstand, sondern auch die 
Verfassungsreform PEC 241, von der erhebliche 
Kürzungen der Sozialausgaben erwartet werden. 
Ribeiro nannte die Reform einen „Affront“. 
Am 25. Oktober votierte die Abgeordnetenkam-
mer in einer zweiten Lesung mit großer Mehrheit 
für die umstrittene Verfassungsänderung. Damit 
hat Präsident Michel Temer die erste Hürde für 
einen von langer Hand geplanten Richtungswech-
sel genommen.
Nachdem der Senat Ende August Dilma Rousseff 
von der sozialdemokratischen Arbeiterpartei PT in 
einem juristisch fragwürdigen Amtsenthebungs-
verfahren endgültig abgesetzt hatte, übernahm 
Temer als Vizepräsident die Führung des größ-
ten Staates Lateinamerikas. Mit der geplanten 
Verfassungsänderung holt er nun zum nächsten 
großen Schlag aus. Die PEC 241 sieht vor, die 
Bundesausgaben in den nächsten 20 Jahren zu 
beschränken. Das Budget des Vorjahres soll von 
nun an die Grundlage der öffentlichen Ausgaben 
sein, diese sollen nur noch in Höhe der Inflations-

rate steigen. Bislang ist in der Bundesverfassung 
zudem ein bestimmter Prozentsatz für Sozialaus-
gaben reserviert, der nun wegfallen soll.
Die Initiative stammt maßgeblich von Temer und 
Finanzminister Henrique Meirelles. Bereits im ver-
gangenen Jahr hatte Temers Mitte-rechts-Partei 
PMDB mit dem Programm „Eine Brücke in die Zu-
kunft“ einen Entwurf der neuen Politik vorgelegt. 
Darin kündigte sie an, auch Sozialprogramme zu 
kürzen und Partnerschaften mit dem privaten Sek-
tor, vor allem aus dem Ausland, anzustreben. Das 
neue Programm hat nun Vorrang. So erklärte Temer 
Ende September während eines Vortrags in New 
York unverhohlen, dass seine Partei die Absetzung 
Rousseffs eingeleitet hatte, weil die PT nicht bereit 
war, dieses mitzutragen. Damit konterkariert er die 
offizielle Version, dass Rousseff ihren Posten räu-
men musste, weil sie sich des Amtsmissbrauchs 
schuldig gemacht habe.
Die geplante Haushaltsdeckelung begründet die 
Regierung mit der angespannten wirtschaftlichen 
Lage. Die Sparpolitik werde helfen, den giganti-
schen Schuldenberg zu verringern und das kri-
sengebeutelte Land so zu stabilisieren. Nur durch 
solche „Strukturreformen“ könne Brasilien wieder 
wachsen und wettbewerbsfähig werden, heißt es 
aus Regierungskreisen. „Es gibt keine Möglich-
keit, uns wirtschaftlich zu entwickeln, wenn wir 
viel mehr ausgeben, als die Gesellschaft bezahlen 
kann“, sagte der Finanzminister und frühere Zen-
tralbankpräsident Meirelles.
Soziale Bewegungen und die linke Opposition 
befürchten nun erhebliche Einschnitte. „Die Ver-
fassungsreform friert die Sozialausgaben ein. Das 
wird das Leben von vielen Menschen beeinflus-
sen“, sagte Augusto Malaman von der linken Ju-
gendorganisation RUA den Lateinamerika Nach-
richten. „Sie wird eine drastische Veränderung der 
Lebensqualität zur Folge haben. Wir steuern auf 
traurige Jahre zu.“ Insbesondere in die sanierungs-
bedürftige Gesundheits- und Bildungsversorgung 
würde kein zusätzlicher Centavo investiert.
Sozialprogrammen könnten dramatische Kürzun-

PEC DES TODES
EINE VERFASSUNGSREFORM DROHT SOZIALAUSGABEN EINZUFRIEREN
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gen bevorstehen und auch der Mindestlohn soll 
nur noch in Höhe der Inflation steigen. Somit 
dürfte die „Haushaltskonsolidierung“ vor allem 
die ärmsten Brasilianer*innen treffen, deren Lage 
sich unter den PT-Regierungen verbessert hatte. 
Guilherme Boulos, der Sprecher der Wohnungs-
losenbewegung MTST, verurteilte die Reform in 
seiner Kolumne in der Tageszeitung Folha de São 
Paulo scharf: „Die PEC 241 ist der schwerste 
Angriff auf das brasilianische Volk seit der Militär-
diktatur.“ Es handele sich um „eine Ode an die 
soziale Ungleichheit“.
Soziale Bewegungen haben Widerstand gegen 
die Austeritätspolitik angekündigt. Am 11. Novem-
ber soll ein landesweiter Generalstreik stattfin-
den. Immer mehr Schulen schließen aus Protest 
gegen die „PEC des Todes“ genannte Reform 
ihre Tore. Einer Studie des Meinungsforschungs-
instituts Vox Populi zufolge lehnen 70 Prozent der 
Brasilianer*innen die Verfassungsänderung ab. 
Trotzdem hat die Regierung gute Chancen, die 
PEC 241, über die nun noch zweimal im Senat ab-
gestimmt werden muss, durchzubringen. Temers 
PMDB, die bis Anfang des Jahres noch mit der 
PT koalierte, hat es geschafft, eine wirtschaftsli-
berale Allianz im Parlament zu schmieden. Das 
Bündnis mit der bisherigen Oppositionspartei 
PSDB verschafft ihr Mehrheiten im Kongress. 
Wohl lediglich der Oberste Gerichtshof könnte 
das Vorhaben der Regierung noch vereiteln, meh-
rere Abgeordnete linker Parteien haben Klagen 
gegen die PEC 241 eingereicht. Derweil hat die 

Regierung eine Kampagne für die Verabschiedung 
der Verfassungsreform begonnen. „Wenn du ge-
gen die PEC bist, bist du gegen Brasilien“, heißt 
es in Anzeigen vieler großer Zeitungen.
Die PEC 241 stellt sich für Temer als eine erste 
Machtprobe dar. Gelingt es ihm, die umstrittene 
Verfassungsänderung durchzusetzen, könnten an-
dere unpopuläre Reformen wie eine Anhebung des 
Rentenalters oder eine Flexibilisierung des Arbeits-
rechts folgen. Anfang Oktober stimmte in diesem 
Sinne der Kongress dafür, die Regularien für die 
Ausbeutung des pré-sal, der riesigen Öl- und Gas-
vorkommen vor der Küste Brasiliens, zu ändern. Die 
vorgeschriebene Beteiligung des halbstaatlichen 
Erdölkonzerns Petrobras wurde außer Kraft ge-
setzt, ausländischen Unternehmen wird freie Hand 
gelassen. Kritiker*innen werfen der Regierung ei-
nen Ausverkauf des Erdöls vor. Zudem kündigte die 
Regierung eine Privatisierungswelle an. 
Für Temer, der eine Kandidatur für die Wahlen 2018 
ausschließt, haben diese neoliberalen Reformen 
Priorität, auch wenn dabei seine Popularität auf 
der Strecke bleibt. Einer Studie der Meinungsfor-
schungsinstitute CNI und Ibope zufolge hat Temer 
Zustimmungswerte von gerade einmal 14 Prozent. 
Damit ist der Hobbypoet aus São Paulo fast so 
unbeliebt wie seine Vorgängerin Dilma Rousseff. 
Allerdings hat Temer bereits einen Etappensieg 
errungen. So ist es der alten Elite geglückt, ohne 
Wahlen an die Macht zurückzukehren. Brasilien 
steuert in vergangene Zeiten zurück.

// Niklas Franzen
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  PEC tötet!
Proteste gegen die Verfas-
sungsreform PEC 241 
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In fast keiner Stadt regiert mehr ein*e 
Repräsentant*in der Arbeiterpartei PT. Das 
Ergebnis der Gemeindewahlen in Brasilien 
zeigt, wie enttäuscht die Wähler*innen von 
der ehemaligen Regierungspartei sind. Aber 
neue linke Projekte erlangten auch Achtungs-
erfolge, vor allem in Rio de Janeiro.

Am 30. Oktober fand in Brasilien der zweite 
Durchgang der landesweiten Kommunalwahlen 
statt. Am Samstag vor dem Wahlsonntag in La-
ranjeiras – einem Stadteil von Rio de Janeiro – ist 
die Stimmung gut. Viele Menschen laufen mit 
bunten Aufklebern herum und es scheint nur ei-
nen Kandidaten zu geben – Marcelo Freixo von 
der Linkspartei PSOL. Dass er es überhaupt in die 
Stichwahl in der zweitgrößten Stadt in Brasilien 
geschafft hat, ist ein bemerkenswerter Erfolg. Die 
PSOL als Partei war bisher eher unbedeutend, 
aber der Niedergang der Arbeiterpartei PT stärkt 
offensichtlich nicht nur die Rechten, sondern er-
öffnet auch neue Perspektiven für die Linke. Die 
von der PT massiv unterstützte Kandidatin der 
kommunistischen Partei (PCdoB), Jandira Feghali, 
schaffte es nicht in die Stichwahl, Freixo wurde 
die zentrale Figur für eine neue Linke. Er kommt 
aus der Menschenrechtsbewegung und hat sich 
im Kampf gegen paramilitärische Milizen in Rio  
de Janeiro einen Namen gemacht. 
Am Vorabend der Wahl scheint in Rio die Kater-
stimmung nach dem Impeachment gegen Präsi-
dentin Dilma Rousseff (siehe LN 504 und Artikel 
auf S. 22) verflogen, die Linke gibt deutliche und 
fröhliche Lebenszeichen. 
Tatsächlich erreicht Freixo in Laranjeiras ein aus-
gezeichnetes Ergebnis: 68 Prozent der gültigen 
Stimmen fallen auf ihn. Aber das von einer intel-
lektuellen Mittelschicht geprägte Viertel ist nicht 
repräsentativ. In Rio gewinnt mit Marcelo Crivella 

ein Politiker mit religiösen Hintergrund die Wahl. 
Crivella erreicht etwa 60 Prozent, Freixo nur 40 
Zähler. Das Ergebnis kann in der jetzigen Kon-
junktur in Brasilien durchaus als großer Erfolg für 
einen dezidiert linken Kandidaten angesehen wer-
den. Bemerkenswert ist doch, dass Freixo eher 
bei der Mittelschicht und Menschen mit hohem 
Bildungsgrad punkten konnte, während ärmere 
Bevölkerungsschichten massiv für Crivella stimm-
ten.
Der Sieg von Crivella in Rio hat eine wichtige na-
tionale Dimension: Zum ersten Mal konnte ein 
Politiker aus dem evangelikalen Lager die Wahl 
in einer großen Metropole gewinnen. Crivella ist 
ein bekannter Bischof der Igreja Universal, der 
wichtigsten neo-pentekostalen Kirche in Brasi-
lien. Er hat als Gospelsänger Millionen Platten 
verkauft und als Missionar in Afrika nicht nur 
Homosexuelle sondern auch Katholik*innen als 
Teufelsanbeter*innen gebrandmarkt. 
Seit vielen Jahren wählen die neuen evangelika-
len Kirchen zahlreiche Abgeordnete in das natio-
nale Parlament, die dort die sogenannte „bancada 
evangelica“ bilden, die parteiübergreifende „Bi-
belfraktion“. Aber aufgrund der Ablehnung, die sie 
in einer säkularen Gesellschaft eben auch erfah-
ren, hatten die religiösen Politiker*innen immer 
Schwierigkeiten, Mehrheitswahlen zu gewinnen. 
Dies hat sich nun grundlegend geändert: Religiös 
geprägte und konservative Politik wird zu einem 
wichtigen Faktor in Brasilien.
Schaut man auf das ganze Land, dann ist das 
schlechte Abschneiden der PT zwar nicht über-
raschend, aber in seinen Dimensionen doch 
erschütternd: In keiner Stadt, in der die PT im 
zweiten Durchgang angetreten war, konnte sie 
gewinnen. Damit verfestigte sich das katastro-
phale Ergebnis, dass sich schon im ersten Durch-
gang abzeichnete. Die PT stellt nur noch in einer 

RIO BETET –  
UND DIE PT FÄHRT ZUR HÖLLE
DIE MUNIZIPALWAHLEN IN BRASILIEN OFFENBAREN DEN SCHLEICHENDEN NIEDERGANG 
DER ARBEITERPARTEI PT 
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Landeshauptstadt den Bürgermeister, im eher 
unbedeutenden Rio Branco, im entlegenen Bun-
desstaat Acre.
So stellt das Ergebnis der Munizipalwahlen – trotz 
der Achtungserfolge der PSOL-Kandidat*innen 
– eine schwere Niederlage für die brasilianische 
Linke dar. Bemerkenswert ist auch die hohe 
Anteil der ungültigen Stimmen und derjenigen, 
die trotz Wahlpflicht nicht gewählt haben. In 
den meisten Städten kommt dieses Lager der 
Nichtwähler*innen auf etwa 40 Prozent.
Sieger der Wahlen ist die PSDB, die vor der Lula-
Dilma Ära den Präsidenten Fernando Henrique Car-
doso stellte. In der größten Stadt des Landes, in 
São Paulo, konnte ihr Kandidat, der politische New-
comer João Doria, gleich im ersten Durchgang die 
Wahl für sich entscheiden. Der amtierende PT-Bür-
germeister Fernando Haddad landete abgeschla-
gen auf dem zweiten Platz. Der Sieg in São Paulo 
und vielen anderen Städten stärkt die Ambitionen 
des Gouverneurs von São Paulo, Geraldo Alckmin, 
Präsidentschaftskandidat seiner Partei zu werden. 
Sein schärfster Rivale, Aécio Neves, konnte in Belo 
Horizonte seinen Kandidaten nicht durchsetzen. 
Die Parteien, die die Basis der jetzigen Regierung 
Temer bilden, sind erstaunlich stabil geblieben. 
Landesweit bleibt die konservative PMDB des 
amtierenden De-facto-Präsidenten Michel Temer 
die stärkste Partei, obwohl auch sie zutiefst im 
Korruptionsskandal verwickelt ist, der das Land 
erschüttert. Die Taktik von Justiz und Presse, vor-
nehmlich die PT für jede Korruption verantwortlich 
zu machen, zeigt sich erfolgreich. 
Noch ein anderer Politiker gehört zu den Gewin-
nern, Ciro Gomes (PDT), der sich als gemäßigt 
linke Alternative zur PT präsentiert und mit deren 
Unterstützung Präsidentschaftskandidat bei den 
nächsten Wahlen werden will. Seine Partei, die 
kein klares ideologisches Profil hat, schnitt bei den 
Munizipalwahlen besser ab als die PT. Auch wenn 
Ciro Gomes kein traditioneller Linker ist, macht ihn 
seine Kritik am Neoliberalismus nun zu einem Hoff-
nungsträger eines diffusen „progressiven Lagers“ 
und zu einem weiteren Albtraum für die PT. 
Neben dem Niedergang der PT ist der Sieg Cri-
vellas das zweite große nationale Thema. Sind 
nun die Evangelikalen auf dem Durchmarsch zu 
Macht? Bemerkenswert ist, dass es Crivella ge-
lungen ist, das durchaus untereinander zerstrit-
tene evangelikale Lager unter seiner Kandidatur 
zu vereinen und auch das katholisch-konservative 

Lager anzusprechen. Dabei hat er versucht, sich 
vom Radikalismus seiner Kirche und früherer Jah-
re zu distanzieren. Die Katholik*innen sind für ihn 
nun keine Teufelsanbeter*innen mehr, sondern 
potentielle Verbündete für sein politisches Lager, 
das auf „konserativen Werten“ aufbaut. Bewah-
rung der Familie, Förderung der traditionellen 
Hausfrauenrolle, „Schutz“ der Kinder vor Homo-
sexuellen und „Genderideologie“, Ablehnung der 
Abtreibung: Das sind die zentralen Themen dieses 
Lagers. Und in einer weitgehenden Desillusionie-
rung mit der Politik und deren Unfähigkeit, Wirt-
schaft und Gesellschaft zu gestalten, ist dieser 
Rückzug auf das vermeintlich Private verständlich 
und erfolgsversprechend. 
Der Slogan Crivellas – „Wir werden uns um die 
Menschen kümmern“ – trifft durchaus einen Nerv 
der Zeit. Es ist als Gegenentwurf zur Politik der 
Großprojekte (Stichwort Olympische Spiele!) kon-
zipiert, die im bankrotten Rio de Janeiro jegliche 
Strahlkraft verloren hat – genauso wie die Trans-
formationsversprechen der Linken, die nun im 
Sumpf der Skandale versinken.

// Thomas Fatheuer 

 Bekam in Rio 40 Prozent der Stimmen Marcelo Frei-
xo von der Linkspartei PSOL
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Am 19. Oktober kamen tausende Frauen 
und Mädchen zum Nationalstreik der Frau-
en zusammen und protestierten unter dem 
gemeinsamen Motto „Ni una menos, ni una 
muerta más“ („Nicht eine weniger, nicht eine 
Tote mehr“) gegen die machistische Kultur, 

die die Zahl der Feminizide im ganzen Land 
alarmierend ansteigen lässt. Allein im Okto-
ber sind neunzehn Frauen durch machistische 
Gewalt gestorben, für das gesamte Jahr 2016 
liegt die Zahl der bekannten Frauenmorde bei 
226. 

“NICHT EINE WENIGER, NICHT EINE 
TOTE MEHR!”
TAUSENDE FRAUEN DEMONSTRIEREN GEGEN DIE STEIGENDE ZAHL AN FEMINIZIDEN UND 
DIE MACHISTISCHE KULTUR ARGENTINIENS 
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Der Plaza de Mayo versank in einem Meer aus 
Regenschirmen. Tausende Frauen schrien aus Wut 
und Empörung, bis ihnen die Stimme versagte. Und 
so wie der Regen am 19. Oktober in Buenos Aires 
nicht aufhören wollte zu strömen, riss auch der 
Strom von Frauen und Mädchen nicht ab, die aus 
den Straßen auf den Platz kamen, um sich vor dem 
Regierungsgebäude, der Casa Rosada zu versam-
meln. Mit Plakaten und Rufen prangerten Frauen 
jeden Alters, darunter auch viele Trans-Frauen und 
Lesben, die misogyne Kultur an, die schon so vie-
len das Leben genommen hat und sich unter dem 
Mantel des Normalen zu verstecken versucht.
Anfang Oktober dieses Jahres fand auf dem Na-
tionalen Frauentreffen in Rosario ein Diskussions-
forum unter dem Namen „Ni una menos“ statt, in 
dem die Themen Feminizid und Bekämpfungsstra-
tegien diskutiert wurden. Das Nationale Frauen-
treffen versammelt seit 1986 jedes Jahr tausende 
Frauen aus dem ganzen Land, die gemeinsam in 
verschieden Workshops und Foren speziell über 
Themen diskutieren, die sie als Frauen betreffen. 
Dieses Jahr nahmen 70.000 Frauen teil. Während 
die Frauen und Mädchen bei der traditionellen Ab-
schlussdemonstration von der Polizei mit Tränen-
gas und Gummigeschossen angegriffen wurden, 
wurde die 16-jährige Lucía Pérez in Mar del Plata 
vergewaltigt, gefoltert und ermordet. Die schreckli-
che Nachricht verbreitete sich über die Medien und 
sozialen Netzwerke rasend schnell und führte auch 
weit über Argentiniens Grenzen hinaus zu Wut und 
Empörung. 
Der lateinamerikanische Kontinent ist geprägt von 
Plünderung, Missbrauch und kolonialer Unterdrü-
ckung. Dies zeigt sich auch in der tiefen Verwur-
zelung von Gewalt und Ungleichheit in seinen 
Kulturen, der Machismus ist nur ein Beispiel dafür. 
Doch dieses schwierige Erbe bringt auch das Ver-
mächtnis des ehrfurchtslosen Widerstands und 
der Selbstorganisation mit sich, wie der Fall Argen-
tinien momentan eindrücklich zeigt. Argentiniens 
Gesellschaft hat im Widerstand und über die Tra-
gödie gelernt. Seit dem Staatsterrorismus der 70er 
und 80er Jahre kennt sie die Angst, aber auch den 
Mut, sie kennt die Zensur und die Erinnerung. Und 
nachdem sie 2001 in das wohl brutalste Gesicht 
des Kapitalismus geblickt hat, ist sie außerdem 
vertraut mit der Macht der Selbstverwaltung und 
des Kooperativismus. 
Der Geist, der heute durch Argentinien und viele 
andere Länder des Kontinents wandelt heißt Femi-

nismus. Ein Feminismus, der sich nicht zufrieden-
gibt mit der Zerschlagung des Patriarchats, sondern 
eine Neustrukturierung der gesamten Gesellschaft 
fordert. Nur Stunden nach dem Bekanntwerden 
der schrecklichen Tat in Mar del Plata entschlossen 
sich 50 Organisationen und etwa 300 Frauen in ei-
ner kurzfristig organisierten, offenen Versammlung 
zu einem Nationalstreik der Frauen. 
Der Streik und die Demonstration richteten sich 
nicht nur gegen die Feminizide, sondern auch ge-
gen das hierarchische und patriarchalische System 
als Ganzes, das das Leben der Frauen in Argentini-
en bestimmt und dessen maximaler Ausdruck die 
Morde an Frauen sind. Dieses System bestimmt, 
ob wir nachts zu Fuß gehen oder welches Verkehrs-
mittel wir nehmen, es bestimmt unser Gehalt und 
den Moment, in dem wir der Justiz gegenüber-
stehen. Es ist kein Zufall, dass Frauen 27 Prozent 
weniger verdienen als Männer oder wir in prekä-
ren Arbeitsverhältnissen sogar bis zu 76 Prozent 
weniger Lohn bekommen. Es ist auch kein Zufall, 
dass im Fall einer Klage wegen Belästigung oder 
Vergewaltigung, zunächst die psychologische Ver-
fassung der Frau in Frage gestellt und gegen sie, 
anstatt gegen die Täter, ermittelt wird, wie im Fall 
der 19-jährigen Ayelén Arroyo geschehen. Sie hat-
te ihren Vater wegen mehrmaliger Vergewaltigung 
angezeigt, woraufhin der zuständige Richter eine 
psychologische Untersuchung anordnete. Ayelén 
wurde kurz darauf von ihrem Vater ermordet.
Der Machismus herrscht, wenn die sexuellen Be-
lästigungen auf der Straße normal sind, wenn der 
frühe und gewaltvolle Tot von Transvestiten als na-
türlich betrachtet wird und wenn das Recht auf le-
gale, kostenlose und sichere Abtreibung hartnäckig 
ignoriert und bestraft wird. Und es ist auch kein 
Zufall, dass die Aktivistin und politische Anführerin 
Milagro Sala seit Januar unrechtmäßig inhaftiert ist 
(siehe LN 503). Der Grund ist „weil sie eine Frau 
ist, weil sie indigen ist und weil sie sich organisiert 
hat“, wie es auf den Plakaten bei der Demonstran-
tion in Buenos Aires heißt.
Es geht also nicht bloß darum, das Strafgesetz 
zu verschärfen, sondern darum, die strukturelle 
Ungleichheit sichtbar zu machen und das System 
zu dekonstruieren, in dem Gewalt gegen Frauen 
kein Verbrechen wie andere ist, sondern ein ge-
schlechtsbedingtes: ein Feminizid. Diese Art von 
Gewalt liegt in der Institutionalisierung der unglei-
chen, hierarchischen und gewaltvollen Beziehun-
gen, die aus Frauen Besitzgegenstände machen.
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“Die Mädchen und Frauen, die sich jetzt dem 
Feminismus nähern und anfangen, über das Pa-
triarchat nachzudenken und zu protestieren, ma-
chen Hoffnung. Aber es ist schade, dass wir uns 
immer wieder das mansplaining (aus „man“ und 
„explain“ im Englischen, bezieht sich auf herab-
lassendes besserwisserisches Erklärverhalten, 
meistens von Männern gegenüber Frauen*, Anm. 
d. Red.) anhören müssen und Energie darauf ver-
wenden, genau die Männer aufzuklären, die nicht 
die geringste Intention haben, sich zu verändern. 
Oder dass wir Frauen, die den Machismus hassen, 
uns mit Frauen streiten, die ihn immer noch ver-
teidigen. Das ist ein großer Sieg des Patriarchats“, 
meint Rana Vegana, eine der Demonstrantinnen 
auf dem Plaza de Mayo.

Die Proteste und der Ruf „Ni una menos“ haben 
sich ausgebreitet und in Uruguay, Brasilien, Chile, 
Bolivien, Mexiko, Spanien und Frankreich ein Echo 
hervorgerufen, das deutlich macht, dass dies kein 
nationales Problem Argentiniens ist. „Auch wenn 
die Bewegung in Argentinien begann, umfasst sie 
doch eine Problematik, die in ganz Lateinamerika 
existiert. Dass ‚Ni una menos‘ auf Spanisch ist, be-
wirkt, dass sich viele lateinamerikanische Länder 
damit identifi zieren können, was die Bewegung 
repräsentiert und es als etwas Eigenes übernom-
men haben. Was diese Bewegung so besonders 

macht, ist, dass unsere Stimmen immer dann viel 
lauter sind, wenn sie geeint sind“, sagt Amy Ramí-
rez, eine andere Demonstrantin.
Auch Érika Díaz fi ndet den Zusammenhalt beson-
ders wichtig: “‚Ni una menos‘ drückt aus, worüber 
ich als Frau schon oft nachgedacht habe. Auf der 
Demonstration trifft man Leute, die genau so den-
ken, vorher fühlte ich mich damit alleine. Jetzt ist 
klar, dass es eine große Gruppe in der Gesellschaft 
gibt, die fordert, dass diese Situation sichtbar ge-
macht wird. Außerdem fangen Leute an, sich mit 
dem Thema auseinanderzusetzen, die das vorher 
nicht getan haben. Das einzige Merkwürdige, so-
wohl heute auf der Demo, als auch am Tag der 
Frau und dem Nationalen Frauentreffen, sind die 
Fahnen. Jede mit ihrer politischen Partei, dabei 

geht es doch darum, gemeinsam etwas sichtbar 
zu machen, alle unter dem Motto ‚Ni una menos‘.“
Nach Schätzungen waren es bis zu 400.000 Frau-
en, die in Buenos Aires auf die Straße gingen und 
immer wieder „Ni una menos, ni una muerta más“ 
riefen, wie es die mexikanischen Dichterin und 
Aktivistin Susana Chávez Castillo sagte, bevor sie 
umgebracht wurde – weil sie kämpfte, weil sie Fe-
ministin war, und weil sie eine Frau war.

// Mariana Ortíz 
// Übersetzung: Caroline Kassin

 Machete gegen Machismus Auch in Chile wurde gegen die Frauenmorde protestiert
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HUNGER, VERZWEIFLUNG, CHOLERA
HAITI LEIDET UNTER DEN FOLGEN VON HURRIKAN „MATTHEW“

Auch fünf Wochen nachdem Hurrikan 
„Matthew“ Anfang Oktober durch die Kari-
bik zog, beherrschen Elend und Hoffnungs-
losigkeit Haitis verwüsteten Süden. Doch die 
Weltöffentlichkeit nimmt kaum noch Notiz. 
Nur wenige Tage stand der bitterarme Ka-
ribikstaat nach der Naturkatastrophe mit 
mehr als 500 Toten und mindestens 350.000 
Obdachlosen im Zentrum der Berichterstat-
tung. Jetzt fühlen sich die Menschen erneut 
im Stich gelassen.

Die Medizinerin Danielle Perreault von Ärzte ohne 
Grenzen war schockiert. Noch Tage nach dem Kari-
biksturm „Matthew“ über den ärmlichen Südwes-
ten Haitis gezogen war, herrschte Chaos im klei-
nen Gebirgsweiler Pourcine. Der Bürgermeister 
hatte einen Boten in die nächste Stadt geschickt, 
um schnelle Hilfe zu holen. Aber der permanente 
Regen, der auch noch Tage nach dem Sturm den 
Boden durchnässte, und die tiefhängenden Wol-
ken machten einen Hubschrauberflug in die Ber-
ge unmöglich. Drei Stunden hatte Perreault Zeit, 
als der Rettungshelikopter dann endlich fliegen 
konnte, um Erste Hilfe zu leisten.
Das Krankenlager wurde mitten auf einem Feld 
eingerichtet. Männer schleppten Verletzte aus der 
Umgebung heran und lagerten sie auf Schulbän-
ken. „Während ich die schwersten Wunden be-
handelte, versorgten die mitgeflogenen Kranken-
schwestern Leichtverletzte“, berichtete Danielle 
Perreault. Auch Cholerainfizierte wurden herange-
bracht. „Ich bin immer noch schockiert“.
Als Matthew am 4. Oktober bei Tiburon, am süd-
westlichsten Zipfel des Landes auf Land traf, 
zerstörte der Hurrikan der Kategorie 4 mit Wind-
geschwindigkeiten von bis zu 230 Stundenkilo-
metern und sintflutartigen Regenfällen eine der 
ärmsten Regionen Haitis. Der „große Süden“ 
liegt als Folge des Sturms im wahrsten Sinne des 
Wortes am Boden.
Die Hafenstadt Jérémie, die am Rand des Mons-
tersturmzentrums lag, bietet auch vier Wochen 

danach ein Bild der Verwüstung. Wind und 
Fluten haben die Slumvororte der gut 30.000 
Einwohner*innen-Stadt fast dem Boden gleich 
gemacht, ein Inferno aus Holzstücken, Wellblech-
platten und Möbelresten. 80 Prozent der Stadt 
sind nach Angaben von Jean-Michel Vigreux, Di-
rektor der Care Haiti, ein Trümmerfeld. Nach In-
formationen von Ärzte ohne Grenzen wurde das 
Krankenhaus der Provinzstadt völlig zerstört.
In die Ortschaft Chantal gelangten die Helfer*innen 
nur mit Hilfe einer instabilen Bretterkonstruktion 
über den Fluss. Trinkwasserflaschen, Decken, Le-
bensmittel, Verbandsmaterial und Medikamente 
mussten von Freiwilligen über die Behelfsbrücke 
balanciert werden. Zahlreiche kleine Brücken in 
der Region sind zusammengebrochen. „Wir hun-
gern“, schreit eine junge Haitianerin in einem Be-
richt des dominikanischen Fernsehsenders SIN in 
die Kamera. „Alle Vorräte und Lebensmittel hat 
der Sturm zerstört.“
Chaos herrscht auch bei der Verteilung von Hilfs-
lieferungen. Verzweifelte versuchten Lebens-
mittelrationen von den Lastwagen zu reißen. 
UN-Blauhelmsoldat*innen versuchten vergeblich 
mit Schüssen in die Luft die Ordnung bei den Ver-
teilaktionen wieder herzustellen. Sogar durch Ein-
richtung von Straßensperren wollten Hungernde 
an Hilfslieferungen kommen.
„Die Ernten der Menschen sind ebenso zerstört, 
wie die Häuser und Fischerboote“, berichtet Jürgen 
Schübelin nach seiner Rückkehr aus der Katastro-
phenregion. „Die Situation ist hochdramatisch“, 
sagt der langjährige Referatsleiter für Lateiname-
rika und die Karibik der in Duisburg angesiedelten 
Kindernothilfe (KNH). „Die Starkregen lassen kaum 
nach. Im Süden stehen fast keine Bäume und Ba-
nanenstauden mehr. In den Küstenregionen im 
Nordwesten sind die wichtigen Salinen komplett 
überflutet“, betont Schübelin. „Dabei ist rasche 
Hilfe jetzt so wichtig.“ Die KNH hat insgesamt 16 
Schutzzentren für Kinder aufgebaut, in denen rund 
2.000 Mädchen und Jungen mit Nahrungsmitteln 
und  medizinisch versorgt werden können.
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Nach einer Bilanz des Ausbildungs- und For-
schungszentrums für wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung (CRESFED) ist die gesamte Infra-
struktur dieser Departements betroffen. Zwei 
Drittel der Straßen, die erst vor knapp sechs 
Jahren gebaut wurden, seien zerstört, 350.000 
Tiere ertrunken. Die Bananen-, Mango- und Pal-
menpflanzungen sind nahezu vollständig vernich-
tet. Mittelfristig werde dies eine noch schlimme-
re Auswirkung auf die ohnehin fragile Ökologie 
haben, befürchtet CRESFED. Die Bohnenernte 
stand in diesen Wochen an. Aber 80 Prozent der 
Pflanzungen sind zerstört. Der Preis für ein Pfund 
Bohnen, ein Grundnahrungsmittel im Armenhaus 
Lateinamerikas, hat sich auf den Märkten bereits 
um 50 Prozent erhöht.
Die Schadensbilanz nach einer Aufstellung des 
UN-Büros für die Koordinierung humanitärer Ange-
legenheit (OCHA): 2,1 Millionen Menschen sind in 
Haiti von dem Sturm betroffen gewesen, mindes-
tens 1,4 Millionen Menschen brauchen Hilfe, weil 
sie ihre Häuser verloren, keine Lebensmittelvorrä-
te und keinen Zugang zu Trinkwasser mehr haben. 
Tausende wurden verletzt und brauchen gesund-
heitliche Versorgung. Die Welt- und die Interameri-
kanische Entwicklungsbank beziffern den Schaden 
auf rund 124 Milliarden haitianische Gourde, umge-
rechnet rund 1,7 Milliarden Euro.
„Einige Städte und Dörfer sind fast von der Land-
karte gefegt worden. Mindestens 300 Schulen 
wurden beschädigt“, alarmierte UN-Generalsekre-
tär Ban Ki Moon die internationale Staatengemein-
schaft. Nach Einschätzung der OCHA-Helfer*innen 
vor Ort werden fast 110 Millionen Euro benötigt, 
um rund 750.000 Menschen, die die Hilfe am drin-
gendsten brauchen würden, in den nächsten drei 

Monaten zu versorgen. Darunter sind rund 315.000 
Kinder. Aber einen Monat nach dem Wirbelsturm 
hat die UN lediglich 28 Prozent Finanzzusagen aus 
den Mitgliedsstaaten erhalten.
Nach Angaben der haitianischen Zivilschutzbehör-
de in Port-au-Prince starben offiziell 546 Personen. 
Diesen Todesziffern widerspricht das haitianisch-
karibische Nachrichtennetzwerk (HCNN). Das 
HCNN beziffert die Zahl der Umgekommenen auf-
grund einer Vorortrecherche in den einzelnen Ge-
meinden und Befragung der Bürgermeister*innen 
auf über 1.300.
Die Zahl dürfte sich in den nächsten Wochen durch 
die zahlreichen Cholera-Erkrankten noch erhöhen. 
Bei den Überschwemmungen wurden auch die 
Latrinen und Friedhöfe im Land überflutet. Da kein 
oder kaum sauberes Trinkwasser vorhanden ist, 
nutzen die Menschen kontaminiertes Wasser aus 
den Flüssen und Zisternen zum Trinken und Kochen. 
Mindestens 160 Cholera-Tote wurden bisher laut 
HCNN aus dem Katastrophengebiet gemeldet. 
Innerhalb von nur sechs Jahren hat Haiti damit drei 
Katastrophen erlebt. Bei dem großen Erdbeben 2010 
rund um Port-au-Prince wurden mehr als 250.000 
Menschen getötet. Noch immer leben Tausende in 
Behelfsunterkünften, die jetzt überschwemmt wur-
den. Wenige Monate nach dem Erdbeben brach ei-
ne Cholera-Epidemie aus. Etwa 800.000 Menschen 
erkrankten, rund 10.000 starben. Die wegen des 
Sturms abgesagten Präsidentschaftswahlen wer-
den jetzt am 20. November stattfinden. Niemand 
geht davon aus, dass bereits im ersten Wahlgang 
ein*e Sieger*in feststehen wird.

// Hans-Ulrich Dillmann

Zwischen Trümmern  
Auch die Hafenstadt Les 
Cayes wurde vom Sturm 

schwer getroffen
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ZAPATISTAS LASSEN ERDE ERBEBEN
EZLN SCHLÄGT DEM NATIONALEN INDIGENEN KONGRESS VOR, 2018 EINE INDIGENE PRÄSI-
DENTSCHAFTSKANDIDATIN AUFZUSTELLEN 
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Auf dem 5. Nationalen Indigenen Kongress in 
Chiapas sorgte der Vorschlag der EZLN, eine 
indigene Frau als Präsidentschaftskandidatin 
für die Wahl 2018 in Mexiko aufzustellen, für 
Wirbel. Die anschließende hitzige Diskussion 
wird nun in den Medien fortgesetzt.

„Ich werde nicht zapatistischer sein als die Za-
patisten“, sagt einer der mexikanischen Sympa-
thisanten der zapatistischen Befreiungsarmee 
EZLN. Er spricht sich damit gegen den Vorwurf 
aus, die Bewegung habe mit dem Vorschlag, eine 
indigene Frau als Präsidentschaftskandidatin für 
die Wahl 2018 in Mexiko aufzustellen, ihre Prinzi-
pien verraten. Die kleine internationale Runde von 
freien Medienschaffenden und Anhänger*innen 
der Sexta, eines Zusammenschlusses von Orga-
nisationen, die sich mit der EZLN solidarisieren, 
schaut sich an und lacht. Die angespannte Diskus-
sion wird kurz unterbrochen und auf der quirligen 
Vergnügungsmeile Real de Guadalupe von San 
Cristóbal de las Casas mit einem Feierabendbier 
angestoßen. Doch es ist und bleibt das Thema, 
egal wo die Gruppe von Kongressteilnehmenden 
aus Italien, Deutschland, Spanien und Mexiko am 
11. Oktober hingeht. Überall wird über die Neu-
igkeit diskutiert. Auch an den folgenden Tagen, 
denn der Vorschlag hat die Gemüter der Teilneh-
menden erbeben lassen. 
Es ist bereits der zweite Tag des 5. Nationalen 
Indigenen Kongresses (CNI), doch begonnen hat 
er für die Sympathisant*innen erst heute. Die 
über 300 Delegierten der indigenen Gemeinden 
und Bewegungen waren am Tag zuvor von dem 
Vorschlag der Zapatist*innen überrascht wor-
den. Die darauffolgende, lang andauernde Dis-
kussion bringt den Zeitplan bereits zu Beginn 
des Kongresses durcheinander. So warten die 
Sympathisant*innen den ganzen Tag über auf 
dem Gelände des Indigenen Zentrums zur inte-
gralen Ausbildung (CIDECI-Unitierra). Eigentlich 
werden hier die Bewohner*innen, vor allem aus 
der Region, in verschiedenen Arbeitsbereichen 
der Landwirtschaft und im Handwerk geschult. 
An diesem Tag stehen die Kongressteilnehmen-
den nun in Grüppchen zwischen Decken, auf de-
nen Kunsthandwerk wie bunte Schals oder Zapa-

 Wichtiges Thema 
Zapatistischer Tanz für 
Frauenrechte

tistapuppen auf Stoffpferden angeboten werden. 
Obwohl einige bereits des Wartens müde sind, 
will sich niemand darüber ärgern. Am Nachmittag 
werden sie dann unter anderem von Subcoman-
dante Moisés, Sprecher der EZLN, gebeten, am 
nächsten Tag wiederzukommen. Vielen Dank für 
die Geduld. Es wird nicht verkündet, welcher Vor-
schlag gemacht wurde, nur dass er wegweisend 
für die zukünftige Arbeit des CNI sei. Die Span-
nung steigt. 
Als der Kongress dann am nächsten Tag für alle 
beginnt, berichten die Delegierten an vier ver-
schiedenen Tischen über Repressionen, die sie 
erleiden und von ihren Strategien des Widerstan-
des. Erstere entstehen in vielen Gemeinden oft 
durch die Durchsetzung von Megaprojekten oder 
die industrielle Ausbeutung der natürlichen  Res-
sourcen. Auch die vom Staat vorangetriebene 
Vermarktung indigener Kultur und der Naturreser-
vate, in denen sie leben, wird oft als Verdrängung 
und Ausbeutung empfunden. Gleichzeitig bleibt 
die Diskriminierung wegen ihrer traditionellen 
Kleidung, Sprache und Kultur bestehen. Viele be-
richten aber auch von Gewalttaten, Inhaftierung, 
Verschwindenlassen und Mord. Die Drangsalie-
rungen den Gemeinden gegenüber ähneln sich. 
Die Taktiken des Widerstandes sind vielfältig, vor 
allem eine starke Tendenz zur Autonomie sowie 
Beschluss- und Handelsfähigkeit durch Versamm-
lungen ist erkennbar. Die Selbstorganisation der 
Sicherheit, aber auch der Elektrizität und der Mül-
lentsorgung spielen eine wichtige Rolle. Der ju-
ristische Weg, ob national oder international, wird 
meist als gescheitert betrachtet. Als dritter Punkt 
steht die Bilanz des CNI auf der Tagesordnung und 
zum Schluss die Beratung über den Vorschlag, 
der für so viel Aufregung gesorgt hat: Die EZLN 
schlägt dem CNI vor, sich auf die Suche nach einer 
indigenen Frau zu machen, um diese als unabhän-
gige Kandidatin für die Präsidentschaftswahl 2018 
aufzustellen. Diese Neuigkeit verbreitet sich wie 
ein Lauffeuer und wird im Saal von Ohr zu Ohr ge-
flüstert. Vor den Gebäuden des Kongresses sind 
die Diskussionen in vollem Gange. Während der 
eine sich einen Energieschub durch einen frisch-
gepressten Organgensaft besorgt, holt sich die 
andere noch einen biologischen Zapatistenkaffee. 
Je nach gusto gibt es den aus der Thermo oder 
aus der Espressomaschine – zumindest wenn der 
selbsthergestellte Strom läuft. In den unterschied-
lichen Gesprächsgruppen wirken viele überrascht, 
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die wenigsten sprechen laut Kritik aus. Doch es 
ist immer wieder zu vernehmen, dass mit diesem 
Vorschlag die zapatistische Bewegung eine 180-
Grad-Wende ihrer Einstellung zu den Präsident-
schaftswahlen und somit zum Staat vollzogen 
hat. Dabei wird auch an „la otra campaña“ („die 
andere Kampagne“) vor der Präsidentschaftswahl 
2006 erinnert. Damals zog die EZLN durch Mexi-
ko und rief dazu auf, eine alternative Politik von 
unten links aufzubauen und sich von den staatli-
chen Wahlinstitutionen zu distanzieren. 
Der Vorwurf des Prinzipienverrats wird nicht nur 
von einigen aus dem Unterstützer*innenkreis 
gemacht. Auch der damalige Präsidentschaftskan-
didat der Partei der Demokratischen Revolution  
(PRD), Andrés Manuel López Obrador, bezieht 
sich auf „la otra campaña“. Er reagiert bereits ei-
nen Tag nach dem öffentlichen Kommuniqué am 
Ende des Kongresses und twittert, die EZLN habe 
„dazu aufgerufen nicht zu wählen und jetzt werde 
sie eine unabhängige Kandidatin stellen“. Von den 
Befürworter*innen des Vorschlages wird darauf-
hin in der Presse betont, dass nie zum Wahlboy-
kott aufgerufen wurde. Subcomandante Marcos, 
heute Galeano, sprach sich bereits während der 
Tour der Kampagne gegen die Verurteilung von 
Wahlwilligen aus. Auch Subcomandante Moisés 
äußerte sich dazu im April 2015 in einem Kommu-
niqué: „Als Zapatist*innen die wir sind, rufen wir 
weder zum Nichtwählen noch zum Wählen auf. 
Als Zapatist*innen die wir sind, ist das, was wir 
machen – so oft es möglich ist – den Menschen 
zu sagen, dass sie sich organisieren sollen um zu 
widerstehen, um zu kämpfen, um das zu errei-
chen, was nötig ist.” Mit der erstmaligen Möglich-
keit, 2018 mit 800.000 Unterschriften auch unab-
hängige Kandidat*innen stellen zu können, wird 
eine neue Strategie der Organisation geschaffen. 
Doch soweit denkt an diesem Abend 
noch niemand, zumindest nicht die kleine 
Unterstützer*innengruppe beim Feierabendbier. 
Die Nachricht ist noch frisch und es fehlt an Infor-
mationen. Vielleicht noch immer. Und noch bis De-
zember. Perfekt, um hitzig darüber zu diskutieren, 
ob die EZLN sich damit gerade selbst zerlegt und 
wie groß der Verrat an den Prinzipien der Bewe-
gung ist. Während die europäische Fraktion sich 
am meisten aufregt, bleibt die Mehrheit der me-
xikanischen Unterstützer*innen erstaunlich ruhig. 
Sie finden, es müsse erst abgewartet werden, 
welche Erklärung und welcher Plan hinter diesem 

Vorschlag stecken. Abwarten und Tee trinken also. 
In diesem Fall statt Tee Mezcal, der im Laufe des 
Abends dafür sorgt, dass eine Liste von Herz-
schmerzliedern erstellt wird, diese an den Barkee-
per übergeben wird, um sich den Liebeskummer 
dann voller Inbrunst von der Seele zu singen.
Am nächsten Tag wird die Enttäuschung und Wut, 
vom Kater etwas überlagert, bei einem Fest im Ca-
racol Oventik abgekühlt. Es ist eines der zapatisti-
schen Verwaltungszentren und liegt ungefähr eine 
Stunde entfernt von San Cristóbal de las Casas, 
hoch in den Bergen. Mit dem Kombi wird bei der 
Fahrt nach oben die Wolkendecke durchbrochen. 
Der Tag ist ungewöhnlich sonnig, es herrscht Aus-
flugsstimmung. Die über 1.000 Teilnehmer*innen 
wurden von den Zapatist*innen eingeladen, zusam-
men mit hunderten Frauen, Männern und Kindern 
unter schwarzen Skimasken das 20-jährige Jubilä-
um des Kongresses zu feiern. Die Besucher*innen 
schlendern den stark abfallenden Weg zwischen 
Häusern, die bunt mit zapatistischen Motiven be-
malt sind und in denen allerlei Ware bereit zum 
Verkauf liegt, hinunter zum Sportplatz. Dort gibt 
es ein ebenso buntes Programm aus Reden, The-
ater- und Tanzstücken und Musik. Der Nebel, der 
sich im Laufe des Nachmittags bildet und mit dem 
Wind über die Bühne fegt, wirkt wie bestellt. Der 
Platz ist umringt von im Matsch knienden Män-
nern in khakifarbener Militärkleidung, ausgestattet 
mit Schlagstöcken und den berühmten schwarzen 
Masken. Daneben hängen Blumen zum Jubiläum 
des CNI. Paradoxe Erscheinungsbilder der zapatis-
tischen Bewegung, die wohl bei diesem Kongress 
ihren Höhepunkt finden.
Mit viel Applaus wird vor allem der Auftritt zum 
Thema Frauenrechte bedacht. Es ist eine Tanz-
aufführung von Frauen und Männern, bei der die 

 Beim Kongress wird Friedenspfeife geraucht
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Frauen von ihren Rechten singen. Der Refrain, der 
schnell zum Ohrwurm wird, lautet „Die Frauen 
nach vorne, die Männer dahinter“. Dabei beziehen 
sie sich auf das revolutionäre Gesetz der Frauen, 
welches 1993 von den Zapatist*innen verabschie-
det wurde, also bereits vor dem ersten großen 
Auftritt der EZLN. Es zeigt die Bedeutung dieses 
Themas bei den Zapatist*innen, welches sich in 
der Entscheidung um die Aufstellung einer Kan-
didatin wiederspiegelt. Frauen leiden besonders 
unter Gewalt und Unterdrückung – auch in den 
indigenen Gemeinden. Doch von den wenigsten 
Delegierten wird dies erwähnt. Da scheint es noch 
das kleinste Problem zu sein, dass einige Dele-
gierte andere darauf hinweisen müssen, von der 
Kandidatin und nicht von dem Kandidaten zu spre-
chen. Weshalb ausgerechnet eine indigene Frau 
als Präsidentschaftskandidatin aufgestellt werden 
soll, erklärt der wortgewandte Subcomandante 
Galeano  am nächsten Tag wie gewohnt einfach: 
„Die Kerle und Mestizen haben bewiesen, dass 
sie nicht regieren können.“ Doch es lässt sich mehr 
hinter dem Gedanken vermuten, ausgerechnet auf 
eine Kandidatin zu bestehen. Gerade angesichts 
der aktuellen Situation von Frauen in Mexiko. Nur 
eine Woche nach dem Kongress, am 19. Oktober,  
sind lateinamerikaweit Frauen auf die Straße ge-
gangen, um auf ihre dramatische Lage aufmerk-
sam zu machen. Der Aufruf kam aus Argentinien. 
Der Auslöser war der Fall der minderjährigen Lucía 
Pérez, die vergewaltigt, misshandelt und anschlie-
ßend ermordet wurde (s. Seite 29.). Mexiko hat 
die traurige Berühmtheit erlangt, eine alarmierend 
hohe Gewalt- und Mordrate an Frauen vorweisen 
zu können. Laut der Organisation Oberservatorio 
Nacional de Feminicidios wurden im Jahr 2015 
im Durchschnitt täglich sieben Frauen in Mexiko 

umgebracht. Da dieses Verhalten mit einem tief-
verankerten Machismo und diskriminierenden 
Frauenbild zusammenhängt, riefen auch Frauen in 
mexikanischen Städten zum Widerstand auf.
Am selben Tag des Kongresses folgt erneut eine 
Erklärung Subcomandante Galeanos bezüglich 
der wahnwitzigen Idee, bei den Wahlen mitzumi-
schen: „Es muss dort angegriffen werden, wo die 
Party stattfindet: in der Politik.“ Es folgt die Dar-
legung des Schlachtplans und der Ziele. Es geht 
nicht darum zu gewinnen, es geht nicht um die 
Macht. Die indigene Frau soll das Gesicht eines 
indigenen Rates sein, welcher aus je einer Frau 
und einem Mann aus jeder Gemeinde besteht. 
Es soll keine Partei gegründet und auch nicht mit 
den etablierten Parteien zusammengearbeitet 
werden. Die antikapitalistische Zielrichtung bleibt 
bestehen. In erster Linie soll diese Aktion zur 
Stärkung des CNI beitragen und dafür sorgen, die 
Themen, Probleme und Kämpfe der indigenen Be-
wegungen wieder in die Öffentlichkeit zu bringen. 
Damit sich die mexikanische Gesellschaft wieder 
mit ihnen verbündet und sie dabei unterstützt, 
aus der oft prekären Lage zu entfliehen.
Die Delegierten des CNI stimmen am Ende des 
Kongresses zu, den Vorschlag in ihre Gemeinden zu 
tragen, dort zu diskutieren und Ende des Jahres den 
Kongress fortzuführen. Es scheint kein einfacher 
Schritt zu sein, denn bis zum Ende ist eine Spal-
tung deutlich. Einige Delegierte sprechen der za-
patistischen Bewegung ihr Vertrauen aus, während 
andere viele Zweifel hegen. Es sind in jedem Fall 
noch einige Fragen offen. Einige Teilnehmer*innen 
verstehen, dass die indigene Kandidatin nur symbo-
lisch aufgestellt wird, während andere gehört haben 
wollen, dass bereits überlegt wird, wie die 800.000 
Unterschriften besorgt werden können, um die Kan-

 In der Universität der Erde wurde kunstvoll geschmückt 
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didatin offiziell als Präsidentschaftskandidatin auf-
zustellen zu können. Die Teilnehmenden verlassen 
den Kongress mit gemischten Gefühlen.
An dieser Ambivalenz wird sich voraussichtlich 
bis zum 30. Dezember, wenn der Kongress fort-
gesetzt wird, nichts ändern. Am 28. Oktober lu-
den nun bereits einige Delegierte des CNI zum 
Gespräch mit den indigenen Gemeinden in Me-
xiko-Stadt ein. Viele Fragen sind die gleichen ge-
blieben. Das Café Zapata Vive öffnet seine Türen, 
damit die Delegierten ihre Meinungen vortragen 
können und um das Publikum zu Wort kommen 
zu lassen. Der Frauenanteil der vortragenden 
Delegierten ist im Vergleich zum Kongress stark 
gestiegen: Es sind drei Frauen und ein Mann des 
CNI vor Ort. Zudem ein Überlebender des Falles 
Ayotzinapa. Letzterer übernimmt mit Genuss die 
Rolle des Provokateurs. So betont er, dass neben 
den indigenen Gemeinden viele andere Sektoren 
unsichtbar gemacht werden und sich die Frage 
stellt, ob der Vorschlag der EZLN eine Lösung für 
alle sei. Zudem sagt er, dass durch die Aufstellung 
einer indigenen Kandidatin natürlich die Linke ge-
teilt werde und dadurch López Obrador, welcher 
dieses mal für die Initiative der Bewegung für na-
tionale Regeneration (Morena) antritt, Stimmen 
„geklaut“ würden.
Die weiblichen Delegierten betonen vor allem, die 
Dringlichkeit etwas zu unternehmen. Dulce García 
bezieht sich auf Berta Nava, eine der Mütter der 
43 verschwundenen Student*innen aus Ayotzina-
pa, um aufzuzeigen, dass es nichts zu verlieren 
gibt: „Was ist das Heiligste, was sie uns nehmen 
können, wenn sie unsere Söhne, unsere Studen-
ten töten? Was haben wir zu verlieren, wenn sie 
unsere Töchter morden?“ Und Maria Marcario 
Salvador, auch Mitglied des CNI, sieht bereits 
den ersten positiven Effekt des Vorschlages: die 
mediale Aufmerksamkeit. „Sie drehen sich zu uns 
herum, um uns, um die indigenen Gemeinden an-
zusehen und insbesondere die Frauen, die wir so 
geringschätzig behandelt wurden.“ Die Schlagzei-
len der vergangenen Tage geben ihr Recht. Der 
heute einzige männliche Delegierte, Juan Boba-
dilla, kritisiert die Fokussierung auf die indigene 
Kandidatin. Der Rat, der dahinter stehen soll, 
müsse seiner Meinung nach in den Vordergrund 
gerückt werden. Zudem kritisiert er, dass „etwas 
diskutiert wird, von dem wir bisher nicht wissen 
ob die Gemeinden ja oder nein sagen.“ Und dass 
das „kein einfacher Schritt“ sei, da viele indigene 

Gruppen Arbeit in die Autonomie und Unabhän-
gigkeit vom Staat gesteckt haben. Wichtig ist ihm 
auch: „Wenn die Gemeinden nein sagen, dann 
werden wir es nicht machen.“ Die Entscheidung 
muss von unten kommen. 
Auch wenn es einige kritische Stimmen zu hören 
gibt, wird vom CNI keine Ablehnung des Vorschla-
ges erwartet. Die Türen im CIDECI-Unitierra ste-
hen am 30. und 31. Dezember wieder offen, um 
mit den Entscheidungen der Gemeinden weiter zu 
diskutieren und zu planen. Am 1. Januar sind alle 
eingeladen, den 22. Jahrestag der Zapatist*innen 
mit ihnen im Caracol Oventik zu verbringen. Die 
Einladung der EZLN, das kommende Jahr ge-
meinsam anzugehen, ist symbolisch für einen 
gemeinsamen Weg zu sehen. Die meisten Mit-
glieder der kleinen Unterstützer*innengruppe 
werden die Einladung vorraussichtlich wieder 
annehmen. Doch falls der CNI den Vorschlag tat-
sächlich annimmt, werden, zumindest nach eige-
nen Aussagen, nicht alle die Aktion unterstützen. 
Da die Unterstützung der nationalen wie interna-
tionalen Sympathisant*innen aber schon immer 
wichtig war, wird es in jedem Fall spannend zu 
sehen, wer mit der EZLN und dem CNI die Er-
de erbeben lässt und wer zapatistischer als die 
Zapatist*innen ist.

// Mirjana Mitrovic

 Zapata lebt Diskussionen auf dem Kongress 
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ERBARMUNGSLOSE JAGD
MARTA SÁNCHEZ SOLER, PRÄSIDENTIN DER MIGRANTISCHEN BEWEGUNG MESOAMERIKAS 
(M3), ÜBER DIE AKTUELLEN ENTWICKLUNGEN AUF MEXIKOS MIGRATIONSROUTEN

Die Migrationsrouten durch Mexiko sind 
noch schwieriger, noch brutaler geworden. 
Für die LN kommentiert Marta Sánchez So-
ler, langjährige Aktivistin und Präsidentin 
der Organisation Migrantische Bewegung 
Mesoamerikas (M3), die Auswirkungen des 
Programms „Frontera Sur“ (Südgrenze) und 
die aktuelle Krise in Tijuana.

Migrant*innen im Transit durch Mexiko sind in 
den Händen des organisierten Verbrechens. 
Durch Entführung, Erpressung, Schmuggel und 
Zwangsarbeit und unter Mithilfe der mexikani-
schen Behörden sind sie zu einer zweiten Ein-
kommensquelle geworden – nicht nur für die Ma-
fia. Über Verträge mit Schlepper*innen und dem 
Drogenkartell der Zetas erhalten die mexikani-
schen Behörden großzügige „Gegenleistungen“, 
wenn sie den Menschenstrom durch Straßen, 
Flughäfen und Seewege durchlassen.
Wir können nicht über die Migration in Mexiko 
reden, ohne „die Bestie“ zu erwähnen. Diesen 
Namen hat sich der Güterzug nach Norden gut 
verdient. Es ist die vorbeifahrende Bestie, auf 
welche die Migrant*innen aufspringen, um den 
Einwanderungskontrollen und Erpresser*innen 
zu entkommen, die an jeder Straße lauern.
Früher waren die größten Gefahren der Zugreisen-
den, aus Erschöpfung einzuschlafen und vom Dach 
des Zuges zu fallen. Seit 2013 aber haben immer 
mehr kriminellen Banden ein neues Geschäft für 

sich entdeckt: Sie kassieren einen „Wegzoll“ von 
100 US-Dollar pro Streckenabschnitt. Wer nicht 
zahlen kann oder will, wird vom Zug geschmissen 
oder gleich mit Schusswaffen exekutiert. 
Das Programm „Südgrenze“ der mexikanischen 
Regierung soll verhindern, dass die Migrant*innen 
auf den Zug gelangen, „um die Menschenrechte 
der Migranten zu schützen“. Es lässt aber keinen 
Zweifel an der geopolitischen Strategie, dass Me-
xiko die Migrationsströme aus dem Süden aufhal-
ten soll. Es ist ein weiterer Versuch der USA, dem 
sich die mexikanische Regierung unterordnet. Mit 
ihm hat die regionale Migrationspolitik ihre Ehr-
barkeit verloren und wandelt sich offen zu einer 
reinen Sicherheitspolitik. Unter der Logik von 
„verfolgen, einfangen und abschieben“ wird ver-
sucht, die Grenze zu Guatemala zu verstärken.
Trotzdem bestimmt „die Bestie“ weiterhin das 
migrantischen Leben. Die ärmsten Migrant*innen 
nutzen den Zug weiter, wann immer sie können, 
den Vereinbarungen von Behörden und Eisen-
bahnunternehmen zum Trotz. Die Lokführer*innen 
versuchen daher, so schnell wie möglich zu rangie-
ren. Sie beschleunigen an Brücken und schrecken 
selbst davor nicht zurück, die Waggons einfach 
abzukoppeln, auf die die Migrant*innen aufgestie-
gen sind. Andere Güterbahnhöfe sind praktisch 
komplett von der Bundespolizei eingenommen.
Die Migrant*innen müssen dann mit dieser Situ-
ation umgehen und entscheiden sich, hunderte 
von Kilometern abgelegener Wege durch Berge, 
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Dschungel und Wüsten zu laufen. Damit sind sie 
unsichtbarer geworden sowie verwundbarer und 
hilfloser gegenüber der lauernden organisierten 
Kriminalität und den lokalen Banden. Diese ern-
ten, was von einer Migrationspolitik gesät wurde, 
die einer Logik der nationalen Sicherheit folgt. 
Die traditionellen Wege, um die nördliche Grenze 
zu erreichen, schließen sich. Razzien, an denen 
sich Bundes- und Landespolizei, Migrationsbe-
amte und in einigen Fällen auch die Marine be-
teiligen, sind das tägliche Brot: Laut Zahlen der 
mexikanischen Migrationsbehörde wurden al-
lein in der ersten Jahreshälfte 2016 über 80.000 
Migrant*innen aus Mexiko abgeschoben, fast 
ausschließlich Zentralamerikaner*innen.
Während in den letzten drei Jahren nur knapp 
3.000 von fast 7.000 Asylanträgen genehmigt 
worden sind, hat sich die Zahl festgenommener 
Migrant*innen auf fast 200.000 mehr als ver-
doppelt. In jedem Fall hat die Überwachung und 
Kontrolle der mexikanischen Südgrenze zu einer 
erbarmungslosen Jagd auf zentralamerikanische 
Migrant*innen geführt.
Trotz dieser Strategie hat die Region eine Steige-
rung der Migration erfahren. Die „irreguläre“ Mig-
ration aus Zentralamerika wird ihren Aufwärtstrend 
fortsetzen, solange die Gewalt nicht aufhört, Land 
enteignet und Arbeitslosigkeit, Ungleichheit, Armut 
und die weiteren Ursachen nicht angegangen wer-
den, welche die Menschen in die Flucht treiben.
Seit 2013 sind vermehrt Garífunas auf den Migra-
tionsrouten anzutreffen. Gruppen mit bis zu 100 
afro-karibischen Personen sind auf dem Weg. 
Ganze Gemeinden sind aus ihrem angestammten 
Land vertrieben worden, weil es in die Hände von 
„Modellstädten“ sowie touristischen und extrak-
tiven Megaprojekten gefallen ist. Auch hat die 
Zahl der Schlepper*innen zugenommen, die von 
Eltern in den USA bezahlt werden, um ihre Kinder 
nachzuholen. Jugendliche sind weiterhin im Vi-
sier der Banden in El Salvador und Honduras, die 
im Drogen- und Erpressungsgeschäft tätig sind. 
Nicht nur in den größeren Städten, sondern auch 
in anderen Ballungsgebieten werden Minder-
jährige für gewöhnlich als Informant*innen und 
Drogenverkäufer*innen in Schulen eingesetzt. 
Wer sich widersetzt, wird hingerichtet.
Die Maras kassieren für alles: große, mittlere oder 
kleine Geschäfte, auch den Verkauf auf der Straße. 
Die Schutzgelderpressung ist so verbreitet, dass 
selbst diejenigen zahlen müssen, die Verwandte in 

den USA haben. Zudem herrscht die totale Straflo-
sigkeit: Aufgrund der Komplizenschaft der Behörden 
mit der organisierten Kriminalität sind viele Personen 
nach Erstattung einer Anzeige hingerichtet worden.
Seit dem Frühjahr 2016 sind vermehrt Migrant*innen 
aus Ländern Afrikas und des Nahen Ostens über 
Brasilien nach Mexiko in Richtung USA gereist. 
Ohne Reisepass und ohne weitere Möglichkeit, 
ihre Nationalität nachzuweisen, können sie meist 
gar nicht abgeschoben werden. Nach einer kurzen 
Festnahme entlässt die Migrationsbehörde die-
se Menschen in der Regel mit der Aufforderung, 
innerhalb von 20 Tagen das Land zu verlassen. 
14.800 dieser faktischen Transiterlaubnisse sind al-
lein an der Südgrenze ausgestellt worden.
Tausende warten derzeit in den nördlichen Grenz-
städten Tijuana und Mexicali darauf, dass die 
US-Behörden ihnen Vorladungen ausstellen, um 
Asyl beantragen zu können. Es ist gut bekannt, 
dass mit diesen Vorladungen ein illegaler Handel 
betrieben wird. 
In Tijuana wurde die Zahl der Vorladungen auf 70 
pro Tag reduziert, in Mexicali auf 40. Diese poli-
tische Entscheidung der USA ist scharf kritisiert 
worden, zwingt sie die Migrant*innen doch, meh-
rere Wochen auf der mexikanischen Seite der 
Grenze zu warten. Es belastet die Kapazität der 
Herbergen und der Zivilgesellschaft, humanitäre 
Hilfe sicherzustellen. Bei 300 Neuankommenden 
täglich, ist das nun nicht mehr möglich. Hunderte 
sahen sich gezwungen, auf der Straße zu schla-
fen. Die Situation ist zu einer humanitären Krise 
größeren Ausmaßes geworden.
Der jähe Anstieg von Menschen aus aller Welt auf 
der Migrationsroute von Brasilien nach Mexiko 
legt nahe, dass sich durch die Beschränkungen 
der Routen nach Europa neue Korridore für die 
Menschenschmuggler eröffnet haben. Mit noch 
mehr Migrant*innen an der Grenze, verschärft 
sich die Krise in Tijuana als weiterer Ausdruck der 
weltweit größten Flüchtlingsbewegung seit Ende 
des Zweiten Weltkriegs. 
Eines ist klar: Für das Leiden der Menschen sind 
alle involvierten Länder verantwortlich. Das Thema 
der Migration kann nur mit regionalen Strategien 
gelöst werden, die die Menschenrechte respek-
tieren: das Recht zu migrieren, das Recht, nicht 
gewaltsam vertrieben zu werden und das Recht, 
nicht migrieren zu müssen.

// Marta Sánchez Soler
// Übersetzung: Tilman Massa
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DIE SUCHE NACH LEBEN AUF DEM WEG DES TODES 
Marta Sánchez Soler koordiniert seit 2008 die Karawane der zentralamerikanischen Mütter auf 
der Suche nach ihren verschwundenen Kindern in Mexiko (siehe LN 481/482). Schätzungen ge-
hen von bis zu 70.000 spurlos verschwunden Migrant*innen in Mexiko aus. Dieses Jahr beginnt 
die nunmehr zwölfte Karawane am 15. November unter dem Motto „Wir suchen Leben auf 
einem Weg des Todes“. Alle Infos und Berichte unter www.movimientomigrantemesoamerica-
no.org. Für die LN beschreibt Sánchez Soler die Ursprünge und Idee hinter der Karawane.

Die Karawane der zentralamerikanischen Mütter hat ihren Ursprung in Honduras, in El Progreso im Bun-
desstaat Yoro. Grundlage war die Erfahrung mit dem Hurrikan Mitch 1998, als der lokale Radiosender El 
Progreso seine Frequenzen zum Auffinden verschwundener Angehöriger genutzt hat.Nun unterhält der 
Sender ein Programm, das sich der Wiedervereinigung mit den Honduraner*innen in den Vereinigten 
Staaten widmet. Eine Gruppe von Müttern, besorgt über den Verbleib ihrer Kinder, entschied sich im Jahr 
2004 das Radio aufzusuchen, um ihre Forderungen öffentlich zu machen. Aus eigenen Mitteln organi-
sierten sie den ersten Marsch in die Hauptstadt Tegucigalpa, um eine Antwort des Außenministeriums 
zu bekommen. Ihre einzigen Werkzeuge waren Fotos ihrer Kinder, von denen sie schon mehrere Jahre 
nichts mehr gehört hatten. Auf ihrer Suche treffen wir die Gruppe, die nicht nur der – äußerst prekären 
– Migrationsroute ihrer Kinder nachlief, sondern die auch in ihrer Stadt eine Herberge hatte, in der durch 
den Güterzug verstümmelte Migrant*innen betreut wurden, sowohl für die physische und psychologi-
sche Genesung als auch für ihre Eingliederung in eine produktive Tätigkeit.
Seit 2006 unterstützen wir die Mütter in ihrer jährlichen Tour durch Mexiko. Es sollte aber noch bis zur 
Karawane 2008 dauern, bis wir richtige Gastgeber*innen waren und einen qualitativen Wandel durch die 
Karawane bewirken konnten. Wir hatten es geschafft, die Aufmerksamkeit nationaler und internationaler 
Medien zu wecken als auch mexikanische Funktionär*innen zu erreichen. Endlich konnte das Thema der 
Menschenrechtsverletzungen an den Migrant*innen auf die nationale Agenda gesetzt werden.
Die Aktivitäten während der Karawanen sind vielseitig: Es gibt Ausstellungen auf öffentlichen Plätzen 
in jenen Orten, welche die Migrant*innen auf ihren Weg nach Norden durchqueren. Wir besuchen Mig-
rantenherbergen und übernachten dort, tauschen uns mit denen aus, die gerade auf dem Weg sind und 
sammeln Botschaften für ihre Familien in den Herkunftsländern. Wir stellen aber auch eigene Nachfor-
schungen an, um Familienangehörige zu finden und treffen zu können. Wir gedenken an den Zugstrecken 
und an den Gräbern des*r Unbekannte*n. Auf Pressekonferenzen fordern wir die Migrationsbehörde auf, 
die Rechte der Migrant*innen zu achten und klagen die Komplizenschaft der Beamten mit der organisier-
ten Kriminalität an. Wir schrecken auch nicht davor zurück, uns direkt an die Zetas zu wenden und deren 
Entführungen und Morde öffentlich zu machen.
All dies tun wir mit dem Ziel, die nationalen und internationalen Massenmedien über die illegale und 
unmenschliche Behandlung der Migrant*innen im Transit durch Mexiko berichten zu lassen. Wir fordern 
ein Ende der Komplizenschaft und der Straflosigkeit der mexikanischen Regierung. Wir lassen nicht zu, 
dass die Verschwundengelassenen ignoriert und für nicht existent erklärt werden. Die Mütter arbeiten 
letztendlich auch für die Solidarität der Mexikaner*innen, für ein Ende der Xenophobie – damit nicht das 
weitergeht, was so vielen unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus und Herkunft so viel Leid antut.

// Marta Sánchez Soler // Übersetzung: Tilman Massa



HONDURAS

42  LN 510

Wasserkraftwerks Agua Zarca, das mit internati-
onalen Krediten finanziert wird. Auch für Gómez 
und García hatte die CIDH geeignete Schutzmaß-
nahmen gefordert. 
Am 30. Oktober verließ Fernando Alemán Bane-
gas eine Diskothek in der Stadt Ceiba, als ein Be-
waffneter unvermittelt auf ihn schoss. Der 28-Jäh-
rige war der Sohn von Esly Emperatriz Banegas, 
Präsidentin der Koordination der Basisorganisati-
onen von Aguan (COPA). Sie war an demselben 
Tag von der oppositionellen Partei LIBRE (Libert-
ad y Refundación) als Kandidatin für das Bürger-
meisteramt in Tocoa nominiert worden. Esly Ba-
negas steht für eine kritische Haltung gegenüber 
internationalen Bergbau-Unternehmen und hat im 
April dieses Jahres an den öffentlichen Anhörun-
gen der Interamerikanischen Menschenrechts-
kommission teilgenommen. Bereits seit längerem 
erhält sie Todesdrohungen gegen sich und ihre 
Familie, ihr Haus wurde dauerhaft überwacht, Un-
bekannte verfolgten sie. Auch für den Schutz von 
Esly Banegas war der honduranische Staat nach 
Anordnung von Schutzmaßnahmen durch die In-
teramerikanische Menschenrechtskommission in 
besonderem Maße verantwortlich. 
Drei verschiedene Komitees der Vereinten Natio-
nen haben in diesem Jahr die Menschenrechtslage 
in Honduras untersucht: Das Komitee für ökono-
mische, kulturelle und soziale Rechte, das Komi-

tee gegen Folter und das Komitee zum Schutz der 
Rechte aller Arbeitsmigranten und ihrer Familien. 
In den Anhörungen fragten die UN-Expert*innen 
insbesondere nach den Maßnahmen des hondu-
ranischen Staates, um die Arbeit und die Sicher-
heit von Menschenrechtsverteidiger*innen zu 
garantieren. Die staatliche Antwort: Die Arbeit 

DAS TÖTEN NIMMT KEIN ENDE
DIE BILANZ DES OKTOBERS SIND DREI MORDE UND ZWEI MORDVERSUCHE AN 
VERTRETER*INNEN SOZIALER UND ÖKOLOGISCHER BEWEGUNGEN IN HONDURAS

Im Jahr 2016 wurden in Honduras bisher elf 
Menschenrechtsverteidiger*innen getötet, 
weitere neun mussten ins Exil gehen.  Alle 
ermordeten Aktivist*innen hätten eigentlich 
vom honduranischen Staat geschützt werden 
müssen. Doch entgegen Verlautbarungen des 
US-State Departments, das dem hondurani-
schen Staat am 30. September bescheinigte, 
effektive Maßnahmen zur Verbesserung der 
Menschenrechtslage durchgeführt zu haben, 
scheitert der honduranische Staat nicht nur 
hierbei: Bis jetzt bleiben die für die Morde 
Verantwortlichen unbekannt und straflos.

Jose Angel Flores und Silmer Dionosio George 
verließen gerade ein Treffen der Vereinigten Be-
wegung der Kleinbauern im Aguan (MUCA), als 
bewaffnete Männer das Feuer eröffneten. Beide 
starben bei dem Attentat. Angel Flores war Prä-
sident des MUCA, George ein Koordinator der 
Bewegung in der Region Bajo Aguán, die in be-
sonderem Maße vom agroindustriellen Anbau 
von Palmöl betroffen ist. Beide waren von der In-
teramerikanischen Menschenrechtskommission 
(CIDH) schon länger als „gefährdet“ eingestuft 
worden, so dass der honduranische Staat eigent-
lich dafür verantwortlich war, ihr Leben durch 
geeignete Sicherheitsmaßnahmen zu schützen. 
Eigentlich. 
Tomás Gómez Membreño, seit der Ermordung 
der Menschenrechtsverteidigerin Berta Cáceres 
am 3. März dieses Jahres Koordinator der indi-
genen Organisation COPINH, fuhr am 9. Oktober 
einen Wagen von COPINH, als Unbekannte das 
Feuer  auf ihn eröffneten. Gómez überlebte das 
Attentat nur mit viel Glück. Bereits im Morgen-
grauen desselben Tages hatten Unbekannte das 
Haus beschossen, in dem Alexander García, loka-
ler Koordinator von COPINH, mit seiner Frau und 
seinen Kindern schlief. Nur durch Zufall wurde 
niemand verletzt. COPINH wehrt sich seit meh-
reren Jahren friedlich gegen die Errichtung des 

Entschlossen arbeiten die Behörden nur, 
um Imageschäden abzuwenden.
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C-Libre verwehrt. Die Regierung beschlagnahmte 
unter anderem die Festplatte seines Computers 

und sein Handy. Der Vorwurf: López schädige das 
Image des Landes. 
Eine Image-Offensive hat auch Präsident Juan 
Orlando Hernández gestartet: Er nahm eine US-
amerikanische PR-Firma unter Vertrag und reiste 
in den vergangenen vier Monaten viermal in die 
USA. Offensichtlich erfolgreich: Am 30. Septem-
ber bescheinigte das US-amerikanische State 
Department dem honduranischen Staat, effektive 
Maßnahmen zur Verbesserung der Menschen-
rechtslage durchgeführt zu haben. Damit wurde 
der Weg frei für die Zahlung von Hilfsgeldern in 
Höhe von 55 Millionen US-Dollar. 
Im US-amerikanischen Abgeordnetenhaus for-
miert sich allerdings Widerstand gegen die unab-
hängig davon seit dem Militärputsch 2009 stetig 
erhöhte Hilfe für Militärausgaben. Nicht nur im 
Fall des Mordes an Berta Cáceres ließ sich eine 
Verbindung zwischen der Ermordung von Men-
schenrechtsverteidiger*innen und dem Militär 
oder spezieller Polizei-Einheiten belegen. Im Ju-
ni 2016 brachten 42 Kongress-Abgeordnete das 
„Berta Cáceres Menschenrechte in Honduras“ 
– Gesetz HR5474 im Parlament ein. Einmal ange-
nommen, würde das Gesetz die Finanzierung und 
Unterstützung des honduranischen Militärs und 
der nationalen Polizei ebenso beenden, wie die 
Finanzierung von Mega-Projekten, die gegen die 
Wünsche der Bevölkerung durchgesetzt werden. 
Die Unterstützung für HR5474 im Abgeordneten-
haus wächst. 
Die Ermittlungsakten im Mordfall Berta Cáceres 
wurden derweil am 29. September aus dem Wa-
gen eines staatlichen Justizangestellten gestoh-
len und sind seither nicht wieder aufgefunden 
worden. Es gibt in Honduras offensichtlich viele 
Wege, Straflosigkeit statt Strafverfolgung zu ga-
rantieren.

// Claudia Fix

der Menschenrechtsverteidiger*innen werde an-
erkannt, das Gesetz zum Schutz von Menschenr
echtsverteidiger*innen sei verabschiedet und im-
plementiert und die 38 Personen, die Schutzmaß-
nahmen bis Juni 2016 beantragt hätten, würden 
ausreichend geschützt. 
Wie die honduranische Menschenrechtsorganis-
tion COFADEH angesichts der jüngsten Mordfälle 
in einem offenen Brief feststellte, „hat sich die-
ser Mechanismus als wenig effektiv erwiesen, da 
sowohl ausreichende Ressourcen fehlen als auch 
keine konkreten und spezifischen Maßnahmen 
ergriffen werden, um die gefährdeten Personen 
zu schützen; ohne Risiko-Analyse wird allein mit 
Notmaßnahmen reagiert und nicht mit einem pro-
fessionell geplanten Schutz.“ 170 internationale 
Organisationen und 16 Wissenschaftler*innen 
haben am 26. Oktober einen Appell der Internati-
onalen Plattform gegen Straflosigkeit unterzeich-
net, in der die zuständigen staatlichen Stellen in 
Honduras aufgefordert werden, endlich die Si-
cherheit von Menschenrechtsverteidiger*innen 
im Land zu garantieren. 
Doch die honduranischen Behörden handeln vor 
allem dann professionell und entschlossen, wenn 
es darum geht, das Land vor einem „Imagescha-
den“ zu bewahren. Der internationale Menschen-
rechtsbeobachter Luis Díaz de Terán López wollte 
am 25. Oktober aus Spanien über den internati-
onalen Flughafen in Tegucigalpa in Honduras ein-
reisen. López hat in den vergangenen Monaten 
die Arbeit von COPINH, die auch nach dem Tod 
von Berta Cáceres ständig Repression und ge-
walttätigen Übergriffen ausgesetzt war, über ei-
nen längeren Zeitraum begleitet. Er wollte nach 
Honduras zurückkehren, um die Begleitung als in-
ternationaler Menschenrechtsbeobachter wieder 
aufzunehmen. Unmittelbar vor der Einreise wur-
de López jedoch festgenommen und umgehend 
nach El Salvador und anschließend nach Kolumbi-
en deportiert; von wo aus er nach Spanien zurück-

kehrte. Während der Verweigerung der Einreise 
wurde ihm die Unterstützung durch Anwält*innen 
der honduranischen Menschenrechtsorganisation 

Es gibt in Honduras offenbar viele  
Wege, Straflosigkeit statt Strafverfol-
gung zu garantieren.

Im US-amerikanischen Abgeordneten-
haus formiert sich Widerstand gegen 
steigende Militärhilfen.
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zwischen den USA und Zentralamerika (siehe 
LN 403 und 431) verletzt, ein Abkommen, dass 
gerade US-amerikanische Investitionen – nach 
Kritiker*innenansicht sehr einseitig – in Zentrala-
merika schützt. Allerdings zwang ein kleines 
Detail den Konzern zur Änderung seiner Klage. 
Das Tribunal hatte 2012 erklärt, dass sich Pacific 
Rim als kanadisches Unternehmen gar nicht auf 
CAFTA berufen könne. Was das Unternehmen 
nicht dazu bewog, seine Klage zurückzuziehen, 
sondern nur abzuwandeln. Nun klagte Pacific Rim 
direkt gegen El Salvador wegen Verstoßes gegen 
sein eigenes Investitionsgesetz. 
Doch auch dieser Argumentation folgten die drei 
„Schiedsrichter*innen“ des Tribunals, die Französin 
Stern, der Argentinier Tawil sowie der britische Vor-
sitzende Veeder, am Ende nicht und schmetterten 
die Ansprüche des Konzerns einstimmig ab. Für 
Douglas Meléndez, den nach Washington gereis-
ten salvadorianischen Oberstaatsanwalt, bedeutet 
das Urteil nicht nur einen juristischen Sieg, son-
dern einen des salvadorianischen Volkes und sei-
ner Regierung, die sich von Anfang an zusammen 
mit internationalen Anwält*innen gewehrt hätten. 
Auch die Pressemitteilung der Präsidentschaft El 
Salvadors liest sich euphorisch: Darin gratuliert 
man sich selbst, der Staatsanwaltschaft und den 
Gemeinden von Cabañas, Chalatenango und San 
Isidro für ihren mutigen und erfolgreichen Einsatz.
Allerdings geht auch El Salvador nicht unbeschadet 
aus dem Verfahren: Das Gericht verdonnerte Paci-
fic Rim zwar dazu, die acht Millionen Dollar teuren 
Schiedsgerichtskosten zu zahlen, auf den über 13 
Millionen US Dollar, die El Salvador für seine Vertei-
digung berappen musste, bleibt das Land dagegen 
sitzen. Darüber hinaus kündigte das Bergbauunter-
nehmen an, die Resolution „im Detail“ zu prüfen, 
so dass nicht auszuschließen ist, dass der Konzern 
El Salvador auch in Zukunft mit langwierigen und 
teuren Verfahren überziehen könnte.
Die für den salvadorianischen Staat günstige 
Entscheidung ist also allenfalls ein Etappensieg 

BITTERSÜSSER ETAPPENSIEG
WELTBANKSCHIEDSGERICHT WEIST KLAGE VON BERGBAUKONZERN GEGEN EL SALVADOR 
WEGEN VERMEINTLICH „KÜNFTIG ENTGANGENER GEWINNE“ AB

Mitte Oktober wies ein Schiedsgericht des 
bei der Weltbank angesiedelten Internati-
onalen Zentrums zur Beilegung von Inves-
titionsstreitigkeiten (ICSID) eine Klage des 
multinationalen Bergbaukonzerns Oceana-
Gold gegen El Salvador zurück und gestand 
dem mittelamerikanischen Land die Summe 
von acht Millionen US-Dollar für entstande-
ne Kosten zu. Damit endete ein sieben Jahre 
dauernder, vorwiegend hinter verschlosse-
nen Türen geführter Rechtsstreit mit einer 
Niederlage für den Bergbaukonzern.

Im Jahr 2009 reichte die ursprünglich kanadische 
Pacific Rim (mittlerweile vom australischen Kon-
zern OceanaGold gekauft) vor dem Weltbank-
schiedsgericht ICSID gegen den Staat El Salvador 
wegen angeblich entgangener Gewinne in Höhe 
von mehreren hundert Millionen US-Dollar eine 
Klage ein. Das Motiv: El Salvadors Regierung hatte 
zwei Jahre zuvor dem Konzern die Genehmigung 
zum Betrieb der Goldmine El Dorado verweigert. 
Sie begründete dies mit dem hohen Wasserbe-
darf der Mine und der zu befürchtenden Wasser-
verunreinigungen. El Salvador hatte da schlech-
te Erfahrungen gemacht: Bergbauaktivitäten in 
San Sebastián, im Osten des Landes, hatten die 
Oberflächengewässer so verseucht, dass sich der 
rechte und eigentlich sehr unternehmerfreundliche 
Ex-Präsident, Antonio Saca, gezwungen sah, ein 
Moratorium für neue Schürflizenzen zu verkünden.
Da Pacific Rim/OceanaGold den Betrieb ihrer Mi-
ne in der Folge erst gar nicht aufnehmen konn-
te, errechnete das Unternehmen für sich selbst 
einen Schaden von zwischenzeitlich mehr als 300 
Millionen US Dollar. Künftige entgangene Gewin-
ne nennt sich das im Fachjargon. Für das kleine 
zentralamerikanische Land kein Pappenstiel, ent-
spricht diese Summe doch satten zwei Prozent 
seiner jährlichen Wirtschaftsleistung.
Pacific Rim hatte ursprünglich argumentiert, El 
Salvador hätte das CAFTA-Freihandelsabkommen 
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– und einer mit bitterem Beigeschmack. Denn 
der Kampf gegen die umweltzerstörerischen 
Schürf- oder besser gesagt: Bergpulverisierungs-
aktivitäten transnationaler Konzerne hat viele 
Opfer gefordert. Journalist*innen wurden einge-
schüchtert, Umweltaktivist*innen erhielten To-
desdrohungen, sechs Anti-Bergbauaktivist*innen 
sind ermordet worden. Ihr gewaltsamer Tod, die 
allenfalls schlampig geführten Ermittlungen und 
die daraus resultierende Straflosigkeit hat kein*e 
salvadorianischer Regierungsvertreter*in oder 
Staatsdiener*in erwähnt. So werden Angehörige, 
kommunitäre und Umweltorganisationen auch 
in Zukunft die salvadorianischen Institutionen an 
ihre Verfehlungen erinnern und Gerechtigkeit ein-
fordern.
Für den „Nationalen Tisch gegen den Metallberg-
bau“ in El Salvador ist der Schiedsspruch eben-
falls kein Grund zum Jubeln: „Auch wenn uns 
das Ergebnis erfreut, muss man sagen, dass El 
Salvador in dem Schiedsverfahren nichts gewon-
nen hat.“ El Salvador bleibe es zwar erspart, einen 
Millionenschadensersatz dafür zu zahlen, dass es 
seine eigenen Gesetze angewandt habe. Aber am 
Ende bleibe El Salvador auf 13 Millionen Dollar 
Rechtskosten sitzen, in einem Land, das so viele 
drängende soziale Probleme habe.
Auch hätten die Menschen El Salvadors in den 
sieben Jahren des Schiedsverfahrens keinerlei 
Verbesserungen im Umwelt- und Gewässer-
schutz wahrgenommen, so die Anti-Bergbaukoa-
lition. Aus Angst vor einem Wegbrechen auslän-
discher Investitionen habe sich der Gesetzgeber 
in El Salvador bis heute nicht zu einem Gesetz 

durchringen können, das den offenen Tagebau als 
extrem umweltzerstörerische Tätigkeit dauerhaft 
verbietet. In der Folge bleibt OceanaGold in El 
Salvador präsent: Über ihre Tochtergesellschaf-
ten El Dorado und Minerales Torogoz bringt der 
Konzern seine „Wohltaten“ über die Bevölkerung 
der goldreichen Region Cabañas. Englischklassen 
für Kinder zum Beispiel, Existenzgründungskurse, 
Mikrokredite oder ärztliche Untersuchungen – al-
les kostenlos und alles mit dem Zweck, die Zu-
stimmung der Bevölkerung zu Bergbauaktivitäten 
zu erkaufen.
Durch den Schiedsspruch vom Oktober werden 
sich die Begehrlichkeiten der Konzerne nicht in 
Luft auflösen. Die geschätzten 1,4 Millionen Un-
zen Gold in den Bergen El Salvadors versprechen 
immer noch üppige Gewinne. Angesichts der Ta-
tenlosigkeit von El Salvadors Regierung und Kon-
gress, sind es Menschen und Initiativen vor Ort, 
die über Bevölkerungsbefragungen möglichst 
viele Gemeinden des Landes für „bergbaufrei“ 
erklären lassen wollen. In vier Gemeinden ist dies 
schon gelungen. Der Nationale Tisch gegen den 
Metallbergbau hofft auf einen Dominoeffekt mit 
dem Ziel, dass sich über den kommunalen Weg 
das ganze Land gegen den Bergbau auspricht. 
Der günstige Schiedsspruch des Tribunals in Was-
hington mag ein Etappensieg sein, vielleicht sogar 
ein Präzedenzfall, ein Grund zum Feiern oder gar 
zum Füße hochlegen ist er nicht. Denn der Kampf 
gegen den Bergbau in El Salvador wurde und wird 
nicht in Washington entschieden, zumindest nicht 
von drei Richter*in eines Schiedsgerichts. 

// Alfredo Carías und Markus Plate
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Proteste in Australien  
Auch in der Heimat steht 
OceanaGold in der Kritik 
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„SÃO PAULO OHNE DACH“
INTERVIEW MIT DEN BRASILIANISCHEN THEATERMACHERN PEDRO PIRES UND ZERNESTO 
PESSOA

Pedro Pires und Zernesto Pessoa sind Mitglie-
der der Theatergruppe Companhia do Feijão.  
Im Rahmen der Festivalreihe „Teamtheater.
Global.“, die vom 12. bis 20.Oktober. Theater 
und Literatur aus São Paulo auf die Bühne 
brachte, waren sie zu Gast in München. Bei 
einer szenischen Lesung ihres Stücks Wer 
Augen hat, der sehe, in der Übersetzung von 
Michael Kegler (siehe Seite 50) standen sie 
dem Publikum Rede und Antwort. LN hat mit 
ihnen über ihre Arbeit und die Situation der 
Theaterschaffenden in Brasilien gesprochen.

Sie beide sind gerade aus São Paulo ange-
kommen. Was erwarten Sie sich von dem Be-
such in Deutschland und von der Teilnahme 
am Festival?
Zernesto Pessoa: In Brasilien haben wir bisher 
kein einziges unserer Stücke veröffentlicht. Die 
deutsche Übersetzung von Wer Augen hat, der 
sehe ist also unsere erste Veröffentlichung. Für 
mich wird bei diesem Besuch etwas verwirklicht, 
in dem ich schon mittendrin stecke, obwohl wir 
gerade erst angekommen sind. Schade, dass wir 
nur so kurze Zeit bleiben können.

Pedro Pires: Ich bin ungemein neugierig, den por-
tugiesischen Text, dessen Melodie ich seit Jahren 
im Ohr habe, auf Deutsch zu hören. Der Besuch 
ist insofern wichtig, dass wir beobachten können, 
wie das deutsche Publikum die Themen, die Bra-
silien und São Paulo eigen sind, aufnehmen wird.

Im Münchner Teamtheater wird nun Wer 
Augen hat, der sehe gezeigt. Als Grundlage 
diente Ihnen der Roman Es waren viele Pfer-
de von Luiz Ruffato, der wie ein Kaleidoskop 
unzusammenhängende Szenen aus São Paulo 
nebeneinanderstellt. Wie kam es zu der Idee, 
dieses Buch fürs Theater zu adaptieren?
P.P.: Da muss ich weiter ausholen. In der Com-
panhia do Feijão setzen wir uns sehr stark mit 

der Sprache des Theaters und inhaltlich mit der 
Realität Brasiliens auseinander. Dabei nehmen 
wir aktuelle Fragen in den Blick und schauen 
in die Vergangenheit zurück, um zu sehen, wie 
Menschen zu einem anderen Zeitpunkt in der 
brasilianischen Geschichte damit umgegangen 
sind. Kurz nach der Gründung unserer Theater-
gruppe 1997/98 traten wir in Kontakt mit Werken 
der brasilianischen Literatur. Sie erzählen nicht 
einfach die Geschichte, sondern dort gibt es le-
bendige Figuren. Eines unserer ersten Stücke, 
O Ó da viagem, schufen wir ausgehend vom 
Tagebuch Mário Andrades, das er 1929 auf einer 
Reise in den Norden Brasiliens schrieb. Zufällig 
machten wir 1999 eine ähnliche Reise mit einem 
Straßentheaterstück, das wir in verschiedenen, 
kleineren Städten aufführten. Der Nordosten ist 
für jemanden, der in der Metropole lebt, eine völ-
lig andere Realität. 
Im darauffolgenden Stück, in dem wir uns mit der 
Peripherie von São Paulo beschäftigten, hielten 
wir uns weiter an Andrade und auch an Machado 
de Assis mit der Frage nach unserem Erbe, das 
aus der Sklaverei resultiert. Im dritten Stück – da 
arbeitete ich schon mit Zernesto – wollten wir uns 
mit São Paulo beschäftigen, der Stadt, in der wir 
leben. Und da brachte Luiz Ruffato Es waren viele 
Pferde heraus. Als wir das Buch lasen, sagten wir, 
das ist es, das wird unsere kreative Grundlage, 
das ist unser literarischer Partner. 

Z.P.: Wir saßen sechs Monate mit dem Buch auf 
dem Schoß da und wussten nicht, wie wir es 
angehen sollten. Dann begannen wir die ersten 
Szenen auszuprobieren und als wir das Gefühl 
hatten, jetzt ist es tatsächlich Theater, baten wir 
Ruffato um die Genehmigung. Die Befragung ei-
nes Schriftstellers bringt manchmal mehr als die 
der Historiker. Wir führten zwar wenige Gesprä-
che über die Entstehung des Buches, aber bei 
der Begegnung mit Ruffato konnten wir die Welt 
durch seine Brille betrachten.
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Wie waren die Reaktionen des Publikums auf 
das Stück? 
P.P.: 2005 nahmen wir an einem Projekt teil, das 
sich „Publikumserweiterung“ nannte: An der Pe-
ripherie São Paulos wurden Kulturzentren eröff-
net, weil die meisten Menschen dort noch nie ins 
Theater gegangen sind. Das ist immer noch so, 
weil das Projekt leider nicht weitergeführt wurde. 
Und bei einer der ersten Vorstellungen meldete 
sich eine Frau zu Wort: „Meine Güte, ich war nie 
im Theater, aber von jetzt an werde ich immer ge-
hen, weil dieses Stück, das ist ja fast so, als ob ich 
São Paulo ohne Dach sehen würde.“ Intuitiv hatte 
diese Frau die gleichen Verknüpfungen hergestellt 
wie wir. Unser Ziel ist zwar schon die Erzählung 
der Einzelgeschichten, aber noch viel mehr ihre 
Verbindung. Wegen der Äußerung dieser Frau, die 
schon um die 60 gewesen sein dürfte, wussten 
wir, dass wir auf dem richtigen Weg waren. Wir 
wollen nämlich keine hermetischen Sachen ma-
chen. 
Insgesamt kommt das Stück sehr gut an, weil es 
das Leben der Menschen beschreibt: Wir haben 
es so komponiert, als sähe man São Paulo von 

einem Satelliten aus, und während man sich an-
nähert, erkennt man die Menge von Menschen 
und in dieser Menge können wir schließlich die 
Individuen ausmachen und das Universum jeder 
Person. 

Woran arbeiten Sie aktuell?
P.P.: Gerade arbeiten wir an einem Projekt, das 
bei den großen Demonstrationen der vielen Un-
zufriedenen ansetzt, die 2013 begonnen haben, 
vor dem parlamentarischen Putsch, den wir jetzt 
erlebt haben. Wir fragen uns, was in der brasiliani-
schen Gesellschaft vor sich geht, warum das Pro-
jekt der vergangenen Jahre, ein Land mit mehr 
sozialer Gleichheit zu werden, gescheitert ist und 
stattdessen ein neoliberales, intrigantes Modell 
zurückkehrt. Bei diesen riesigen Demonstratio-
nen werden sehr rechte, reaktionäre Positionen 
vertreten, wobei die Medien als Propaganda fun-
gieren, sodass die Linke weniger Demonstrieren-
de auf die Straße bringen konnte als die Rechte. 
Mit den Romanen von Chico Buarque de Hollanda 
haben wir uns wieder einen literarischen Ansporn 
für unseren kreativen Prozess ausgesucht. Aus-

PEDRO PIRES 
Regisseur, Dramatiker, Schauspieler und Schau-
spiellehrer, ist Gründer der Theatergruppe Com-
panhia do Feijão. Schauspielausbildung an der Éco-
le Internationale de Théâtre Jacques Lecoq in Paris 
und an der Fundação Getúlio Vargas in São Paulo.

ZERNESTO PESSOA
Schauspieler, Regisseur, Dramatiker und Beleuch-
ter, studierte an der Escola de Arte Dramática und 
an der Escola de Comunicações e Artes der Uni-
versität São Paulo. Seit 2000 ist er Mitglied der 
Companhia do Feijão. 
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gehend von seinen Figuren und Geschichten, die 
auch historisch sind, versuchen wir das aktuelle 
Geschehen zur Sprache zu bringen.

Wo verorten Sie die Companhia do Fejão in 
der Theaterszene von São Paulo?
P.P.: Wir gehören zur Bewegung der Theatergrup-
pen. Diese Bewegung ist in den vergangenen 
Jahren mit einem kritischen Blick auf das Land 
stark geworden. Allgemein auf der ganzen Welt 
sehen wir, wie die Menschheit sich in den Sumpf 
von Geldgeschäften und Waren hineinmanövriert. 
Aber wenn wir andere Menschen nicht dazu brin-
gen, sich Gedanken zu machen, geben wir uns 
mit der jetzigen Welt zufrieden. Zusammen mit 
anderen Gruppen aus São Paulo verfolgen wir 
die Merkantilisierung des Lebens kritisch und 
wollen die Aufmerksamkeit darauf richten, dass 
man auch anders denken kann, dass andere Be-
ziehungen möglich sind als die der gegenseitigen 
Ausbeutung. 

Was sind die Sorgen und Probleme der profes-
sionellen Theaterschaffenden in Brasilien?
Z.P.: Du meine Güte, wie viel Speicher hat denn 
das Aufnahmegerät? Die Sorgenliste ist nämlich 

unendlich. Wir leben schlecht, auch wenn wir 
nicht wie die völlig ausgebeuteten Festangestell-
ten leben, die für einen Chef das Geld verdienen, 
anstatt für sich selbst. Aber der Überlebenskampf 
ist – ironisch gesagt – spannend, weil wir nicht 
wissen, ob wir morgen unsere Rechnungen be-
zahlen können oder nicht. Wenn die Arbeit im 
Feijão nicht so viel Kraft geben würde, hätten wir 
längst aufgegeben. Ich glaube, dass der unsiche-
re Zustand sehr fruchtbringend für den Schaffens-
prozess ist. Er treibt uns an. 

P.P.: Ergänzend will ich sagen, dass wir in den 
letzten 20 Jahren in São Paulo durch diese Bewe-
gung von Künstlergruppen einige öffentliche Fi-
nanzierungsprojekte angestoßen haben. Sie sind 
uneingeschränkt zugänglich, klein, aber wichtig, 
um wenigstens einen gewissen Arbeitshorizont 
abstecken und uns nur unserer Kunst widmen zu 
können. Vorher gab es nur die Finanzierung durch 
Unternehmen. Die haben dieses Geld natürlich 
von der Steuer abgesetzt. Ende der neunziger 
Jahre stellten wir fest, dass sie damit nur in ihr 
eigenes Marketing investierten: Ihr Geld ging an 
Leute, die es gar nicht brauchten, Fernsehstars, 
die den Namen des Unternehmens bekannt ma-

THEATER AUS SÃO PAULO IN MÜNCHEN 

Im Oktober brachte das Münchner Teamtheater Stücke aus der bayerischen Partnerregion 
São Paulo auf die Bühne. Das städtisch geförderte Privattheater sorgte so dafür, dass nicht 
nur offiziellen Vertreter*innen der Wirtschaft und Wissenschaft, sondern auch unabhängigen 
Künstler*innen in Bayern ein Podium geboten wird. 
„Es gibt sieben weitere Partnerregionen“, berichtet die Dramaturgin und Übersetzerin Gerda Posch-
mann-Reichenau, Projektleiterin der im Mai 2016 gestarteten Festivalreihe „Teamtheater.Global.“ Dass 
sich anstelle des chinesischen Shandong oder des am nächsten liegenden Oberösterreich vom 12. bis 
20. Oktober São Paulo im kleinen, feinen Salon des Teamtheaters präsentieren durfte, liegt an einem 
„starken Partner“: Angela Meermann, die selbst einen Teil ihrer Jugend in São Paulo verbracht hat, 
gründete 2011 zusammen mit dem Regisseur Tilo Esche den Zuckerhut Verlag – mit einem Fokus auf 
brasilianischen Theaterstücken hatte sie das passende Repertoire bereits in deutscher Übersetzung 
parat. Ein bisschen nachgeholfen habe sie bei der Auswahl der Stücke schon, gibt die Verlegerin zu; 
immerhin entziehen sich mindestens zwei der drei Bühnenwerke einem klassischen Dramenformat. 
Zum Glück! Denn so bekam das Publikum nicht nur spannende Interpretationen durch die wunder-
baren Schauspieler des Teamtheaters geboten, sondern gleichzeitig eine Bandbreite an Themen, die 
Schlaglichter auf das aktuelle und historische Brasilien werfen. Wüstes Land – Agreste von Newton 
Moreno, übersetzt von Katja Roloff, führt über weite, fast epische Passagen zwar in den entlegenen, 
staubtrockenen Nordosten des Landes; die Transgender-Thematik des Stücks sei aber auch in São Pau-
lo heiß diskutiert worden, erzählt Meermann. Die Megacity selbst spielt in Wer Augen hat, der sehe 
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von Pedro Pires und Zernesto Pessoa die Hauptrolle. Basierend auf dem Roman Es waren viele Pferde 
von Luiz Ruffato, zeigt es intime Szenen einzelner Individuen, die harmlos beginnen und im Laufe des 
Stücks immer mehr Brutalität offenbaren. Zusammengehalten werden die fragmentarischen Bilder 
der Großstadt von der Figur eines Taxifahrers – der in Ruffatos Roman übrigens nicht vorkommt. Das 
letzte Stück der Reihe, Neue Verordnungen für die Zeiten nach dem Krieg von Bosco Brasil, übersetzt 
von Angela Meermann, ist eine Zeitreise nach Rio de Janeiro im Jahr 1945, wo ein polnischer Jude 
auf der Flucht vor den Nazis um Aufnahme bei den Einwanderungsbehörden bettelt – und damit den 
Bogen zurück zur Aktualität und den anhaltenden Diskussionen um die Aufnahme von Flüchtlingen in 
Deutschland schlägt. Ergänzt wurde das kleine, aber vielseitige Programm von einer Lesung von Mi-
crocontos, einer zweisprachig erschienenen Anthologie von Minigeschichten aus Brasilien, übersetzt 
von Wanda Jakob, zu der der Verein Lusofonia zur Förderung der Kulturen aus portugiesischsprachigen 
Ländern seinen Beitrag leistete. 
„Positiv erstaunt“ ist Meermann am Ende des Festivals, dass brasilianisches Theater entgegen der 
verbreiteten Skepsis in Deutschland gut anzukommen scheint. Ob „Teamtheater. Global.“ nach dem 
Durchlauf aller acht bayerischen Partnerregionen die Reise aufs Neue antreten wird, um die Begeg-
nungen mit brasilianischen Gästen fortzusetzen? Zunächst wird wegen des großen Erfolgs die Lesung 
von Wüstes Land – Agreste mit Ursula Berlinghof am 4. Dezember wiederholt. Und am 3. Dezember 
kommt der Autor Luiz Ruffato selbst in das Münchener Teamtheater, um gemeinsam mit seinem Über-
setzer Michael Kegler aus seinem letzten Werk zu lesen: Vorläufige Hölle – von Menschen und ihren 
Geschichten.

// Laura Haber

chen sollten. Dieses Gesetz gibt es auch heute 
noch, aber es dient eben nicht der Förderung ei-
nes kritischeren, ernsthafteren, experimentellen 
Theaters mit weniger Medienecho. Mit der Be-
wegung der Theatergruppen haben wir einiges 

erreicht, aber jetzt befürchten wir, es wieder zu 
verlieren, weil das Modell, das in Brasilien nun 
wieder vorherrscht, sich allein dem Geldgeschäft 
und der Kulturindustrie verschrieben hat.

// Interview: Laura Haber
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Es waren viele Pferde, der Bestseller des bra-
silianischen Schriftstellers Luiz Ruffato (be-
sprochen in LN 463), erlebt inzwischen sei-
ne vierte Auflage, nachdem bei Erscheinen 
die Buchhandlungen in ganz Deutschland 
nur einhundert Exemplare bestellt hatten. 
Im Juli 2016 erhielten Luiz Ruffato und sein 
deutscher Übersetzer Michael Kegler den 
renommierten Internationalen Hermann-
Hesse-Preis. Anlässlich der Aufführung einer 
Theater-Adaptation von Es waren viele Pferde 
im Oktober und der Lesung von Luiz Ruffato 
am 3. Dezember dieses Jahres in München, 
sprach Michael Kegler im Interview mit den 
LN über seine Erfahrungen mit Ruffatos Werk 
und der brasilianischen Literatur.

Herr Kegler, Sie haben Luiz Ruffatos berühm-
testes Werk gleich zweimal übersetzt: zu-
nächst den Roman Es waren viele Pferde, der 
2012 bei Assoziation A erschien, und dann das 
darauf basierende Theaterstück Wer Augen 
hat, der sehe der Companhia do Feijão (siehe 
Seite 46). Wie war es für Sie, zweimal das glei-
che Werk in jeweils unterschiedlichem Format 
zu übersetzen?
Es war interessant, weil so etwas normalerweise 
nicht vorkommt. Wenn wir Übersetzer mit einem 
Buch auf Reisen gehen und Schauspieler beob-
achten, wie sie diese Texte lesen, kommen wir auf 
Ideen: Mensch, so könnte das klingen! Für mich 
kam es daher gelegen, anhand des Theatertextes 
eine Neuübersetzung zu machen. So wie jede 
Übersetzung ist auch das Stück der Companhia 
do Feijão eine Lesart des Buches. Von ihr werden 
auf der Bühne nicht alle 69 Szenen nachgespielt, 
sondern Highlights in interpretierter Form. Wenn 
man die Übersetzung des Romans mit der Über-
setzung des Theaterstücks vergleicht, wird man 
also viele Unterschiede feststellen.

Bei der Verleihung des Hermann-Hesse-Prei-
ses hieß es in der Begründung der Jury, das 

Gespann Luiz Ruffato und Michael Kegler sei 
ein Glücksfall, und weiter: „Höchste literari-
sche Qualität ermöglicht einen Blick auf die 
Abgründe einer fremden Welt.“ Wie nehmen 
Sie persönlich Ruffatos Werk wahr?
Innerhalb der brasilianischen Literatur ist Luiz 
Ruffato einzigartig. Vor Kurzem hat man mich ge-

DAS BUCHMARKTWUNDER
INTERVIEW MIT RUFFATO-ÜBERSETZER MICHAEL KEGLER

MICHAEL KEGLER 
Übersetzt Literatur aus dem Portugiesischen und 
setzt sich seit vielen Jahren für die Vermittlung 
von Literatur aus dem portugiesischen Sprach-
raum ein. Seit 2001 betreibt er das Internetpor-
tal nova cultura, das über Literatur und Musik 
aus portugiesischsprachigen Ländern informiert. 
Am 3. Dezember um 20 Uhr findet im Münchner 
Teamtheater eine Lesung von Luiz Ruffato zu-
sammen mit Michael Kegler statt. Gelesen wird 
aus dem Werk Vorläufige Hölle – von Menschen 
und ihren Geschichten.
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fragt, warum er in Deutschland so beliebt ist und 
ich kann es mir selbst eigentlich gar nicht richtig 
erklären. Brasilien lebt immer noch hauptsächlich 
von Stereotypen – Amazonischer Regenwald, Fa-
velas, Samba, Strände – und von deren Abwesen-
heit. Vertreter der neuen brasilianischen Literatur 
betonen oft, dass in ihr keine Strände auftauchen, 
kein Regenwald, ja nicht einmal Gesellschafts-
kritik. Aber Luiz Ruffato steht mit einem Bein in 
der Gesellschaftskritik und mit dem anderen in 
der neuen Literatur, die überhaupt nichts Exotis-
tisches an sich hat. Vielleicht stellt er damit den 
Missing Link in der brasilianischen Literatur dar. 
Gleichzeitig ist Ruffato unglaublich authentisch. In 
Es waren viele Pferde spricht er über São Paulo, in 
seinen anderen Werken aber immer über Catagu-
ases (Ruffatos Geburtsstadt, Anm. d. Red.). Und 
während er nacheinander die Stadtviertel abklap-
pert, spricht er von der ganzen Welt. Ich glaube, 
dass das seinen Erfolg ausmacht: Er liefert eine 
Erklärung der Welt. Fünfzig Jahre brasilianischer 
Geschichte werden bei ihm erzählt, fünfzig Jahre, 
in denen sich die Welt verändert hat. 
Und seine Literatur ist körperlich erfahrbar. Beim 
Buch über São Paulo haben wir entschieden, das 
Befremdende nicht zu übersetzen. Sonst hat je-
des „exotische“ Buch in Deutschland ein Glossar, 
Bücher aus Afrika sind oft mit vielen Erklärungen 
versehen. Es waren viele Pferde hätte ein sehr 
umfangreiches Glossar haben können, aber wir 
entschieden, der geneigte Leser solle selbst spü-
ren, was der Autor auch nicht verstanden hat, als 
er São Paulo in Bruchstücken und voller Gewalt 
kennenlernte. Niemand, der in São Paulo landet, 
versteht die Stadt, ich glaube, nicht einmal die Be-
wohner selbst. Es ist daher die große Begabung 
dieser Literatur, dass sie körperlich spürbar ist 
und Lücken lässt.

Wenn es so viele schwer verständliche Dinge 
gibt, wie haben Sie diese dann übersetzt?
Na, ich übersetze sie halt (lacht). Zum Glück lebt 
der Autor noch und ist sehr hilfsbereit. Was auch 
immer ich ihn frage, hat er zwei Stunden später 
schon beantwortet. Er kennt sein gesamtes Werk. 
Anders als andere Autoren weiß er genau, was er 
vor fünfzehn Jahren geschrieben hat. Manchmal 
gibt es Szenen, besonders in Es waren viele Pfer-
de, die sich nicht offensichtlich erschließen. Ich er-
kläre ihm, wie ich sie verstehe, und er antwortet: 
„Die Poesie macht auch aus, dass es mehrere 

Interpretationen gibt, also interpretiere bitte nicht, 
sondern lass‘ es für den Nächsten offen.“

Es ist doch bemerkenswert, dass Luiz Ruffato, 
der in seinem Land längst ein angesehener 
Schriftsteller ist, auf Deutsch in einem sehr 
kleinen Verlag erscheint. Wie schätzen Sie ins-
gesamt die Wahrnehmung brasilianischer Lite-
ratur in Deutschland ein? 
In Deutschland besetzen Übersetzungen aus an-
deren Sprachen als dem Englischen nur eine sehr 
kleine Nische. Darin wiederum machen Brasilien 
und die portugiesische Sprache einen winzigen 
Teil aus. Mit jedem Werk geht der veröffentlichen-
de Verlag ein Wagnis ein, weil man damit wegen 
der wenigen Leser fast kein Geld verdient. Der 
vermutlich einzige brasilianische Autor, mit dem 
man Geld verdienen kann, ist Paulo Coelho. Als 
Luiz Ruffato dagegen 2006 in Deutschland zum 
Internationalen Literaturfestival in Berlin einge-
laden wurde, machte er mehrere Lesungen und 
alle applaudierten, er gefiel, aber hm-hm, der 
Text, was sollen wir mit diesem Text anfangen? 
Es brauchte einen Verlag wie Assoziation A, der 
so etwas nicht durchrechnet, mit einem Kontakt 
aus Brasilien, der viel von Literatur versteht, aber 
nicht vom Markt.

Worauf kommt es an, wenn Sie einen brasili-
anischen Autor auf dem deutschen Buchmarkt 
vermitteln wollen?
Ich habe ein gutes Beispiel: Fernando Molica aus 
Rio de Janeiro. Er ist Journalist und schreibt auch 
gute Romane. In einem Krimi geht es um die Welt 
der Journalisten in Rio. Es ist ein tolles Buch, 
weil Molica Rio sehr gut kennt. Aber die meisten 
Deutschen sind weder mit einem Journalist ver-
heiratet noch kennen sie Rio, mit diesen ganzen 
Bezügen würde das Buch in Deutschland daher 
schwer funktionieren. Manche Bücher ziehen 
auch mit ihrem Titel die Aufmerksamkeit auf sich, 
wie Carola Saavedras Landschaft mit Dromedar. 
Darin geht es aber überhaupt nicht um Brasilien, 
es ist ein internationales Buch. Folglich kann ich 
es als Roman verkaufen, aber nicht als brasiliani-
schen Roman. Alle diese Kriterien müssen wir als 
Übersetzer im Auge behalten, um den Verlegern, 
die normalerweise kein Portugiesisch sprechen, 
mit wohlüberlegten Vorschlägen zu helfen.

// Laura Haber



LITERATUR

52  LN 510

Der chilenische Dichter und Ingenieur Raúl 
Zurita wurde im Juni dieses Jahres mit dem 
Iberoamerikanischen Lyrik-Preis „Pablo Ne-
ruda“ ausgezeichnet. Somit erhält er eine 
weitere Auszeichnung Chiles – wie bereits 
im Jahr 2000, als er den chilenischen Litera-
turpreis in Empfang nahm. Wochen nach der 
Zeremonie sprachen die LN mit dem Poeten 
über Dichtung und Kunst sowie über die Stu-
dierendenbewegungen, an denen er selbst 
Ende der 1960er Jahre aktiv mitwirkte.

In Ihrer Dankesrede anlässlich der Verleihung 
des Iberoamerikanischen Lyrik-Preises „Pablo 
Neruda“ zitierten Sie das Gedicht Finsternis 
des französischen Surrealisten Robert Desnos. 
Weswegen trafen Sie diese Wahl?
Dieses Gedicht hat mich für immer geprägt. Ich las 
es zum ersten Mal mit 17 Jahren. Desnos hatte 
nur wenige Stunden das KZ Theresienstadt über-
lebt (Desnos starb wenige Wochen nach der Be-
freiung des KZ an Typhus; Anm. d. Red.), er reichte 
eine Korrektur zu einem seines 30 Jahre zuvor ge-
schriebenen Liebesgedichte ein, das einer für ihn 
unerreichbaren Person gewidmet war. Dieser Akt 
unendlicher Zärtlichkeit, zu korrigieren und lediglich 
ein paar wenige Sätze anzufassen, ist etwas Unbe-
greifl iches im Angesichts des Erlebten. Das wahr-
haft Makabere daran ist, dass dieselbe Mensch-
heit, die Theresienstadt und die Vernichtungsöfen 
schuf, die Atombomben auf Nagasaki und Hiros-
hima schmiss, auch fähig sein kann, einen Satz 
mit so viel Feingefühl, unerreichbarer Sehnsucht 
und Liebe zu erschaffen wie „Ich hab‘ so viel von 
dir geträumt, dass Du deine Wirklichkeit verlierst“. 
Desnos hat ein Liebesgedicht an eine erträumte 
Existenz geschrieben, an jemanden, der niemals 
da gewesen ist, aber dessen bloße Idee das Grau-
en des Genozids für nur einen Augenblick in einen 
Sonnenstrahl verwandelt.

Welche Bedeutung hat die Poesie für die 
Menschheit heute?
Falls die Poesie verschwindet, verschwindet die 
Menschheit in den folgenden fünf Minuten. Sie 
kann die Welt nicht verändern, aber ohne Dichtung 
ist überhaupt kein Wandel möglich, weil sie die 
Grundlage des Menschlichen bildet. Das Mensch-
liche beginnt möglicherweise mit der Entdeckung 
des Todes als unweigerlichem Schicksal – eine 
Entdeckung, die unmittelbar nach einer Antwort 
verlangt. Die erste Antwort ist das Gedicht als Akt 
der Hoffnung, etwas, das bis ins Tiefste in unse-
re Idee eingeschrieben ist. Wenn die Dichtkunst 
verschwindet, gibt es keinen Traum. Ohne Träume 
verliert die Menschheit ihren Lebenswillen und 
überlässt sich selbst dem Tod.

Welche Art von Verbindung ziehen Sie zwi-
schen Gewalt, Kunst und Menschlichkeit?
Die Poesie ist absolut ungeeignet, um eine Dik-
tatur oder ein Massaker zu stoppen. Sie hat aber 
viele Formen angenommen. Das Gedicht als ge-
bräuchliche Form der Lyrik begann mit der Ilias 
(griech. Epos über den trojanischen Krieg; Anm. 
d. R.), und ringt nun mit ihrem eignen Tode. Wenn 
ein Außerirdischer jetzt auf die Erde käme und 
Gedichte das Einzige wäre, was er aus den letz-
ten fünfzig Jahren von der Erde hätte, würde er 
zu der Schlussfolgerung gelangen, dass – abge-
sehen von den Problemen der Einsamkeit und 
existenzieller Angst – überhaupt nichts passiert 
ist. Das Gedicht hat der Welt den Rücken gekehrt 
und weiß nichts mehr über sie zu berichten.

Sie haben an den Studierendendemonstra-
tionen der 1960er Jahre und an den massi-
ven Protesten gegen die Militärdiktatur bis 
zur Volksabstimmung von 1988 mitgewirkt. 
In den letzten Jahren sind viele chilenische 
Staatsbürger*innen für eine Bildungsreform 

„DAS GEDICHT HAT DER WELT DEN 
RÜCKEN GEKEHRT“
INTERVIEW MIT DEM CHILENISCHEN DICHTER RAÚL ZURITA, DER DIESES JAHR MIT DEM 
IBEROAMERIKANISCHEN LYRIK-PREIS „PABLO NERUDA“ AUSGEZEICHNET WURDE
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auf die Straße gegangen, und jetzt marschie-
ren sie für eine Rentenreform. In welchem 
Licht sehen Sie die sozialen Bewegungen in 
Chile?
Ich habe an allen Studierendenprotesten En-
de der 1960er Jahre mitgemacht, im Kampf für 
Hochschulreformen. Wir haben einen Streik 
organisiert, der der längste in der chilenischen 
Geschichte werden sollte. Ausgerufen hatte ihn 
der Studierendenverband der Universität Federi-
co Santa María, angefangen 1967 und beendet 
1968. Der ging über acht Monate. Wir haben um 
mehr Selbstverwaltung gestritten, für die Betei-
ligung von Universitätsangehörigen an den Wah-
len der Universitätsleitungen. Danach kam der 
Putsch und den Rest kennt man ja. Die einzige 
Antwort darauf, die man während der Diktatur 
fi nden konnte, war der große Kampf um Bedeu-
tungen. Das Wort „Chile“, das Wort „patría“, waren 
dies Worte, die durch den Militarismus geprägt 
werden sollten? Oder waren das Worte, die von 
Pablo Neruda, Violeta Parra, Víctor Jara und Gabri-
ela Mistral mit Inhalt gefüllt worden sind? In einer 
Diktatur ist der große Kampf der Künstler, Dich-
ter und Schriftsteller der Kampf um den Erhalt 
von Bedeutungen. Nicht zuzulassen, dass diese 
Bedeutungen von denjenigen, die siegen, ange-
eignet werden. Denn dann gibt es keine Chance 
mehr, die Niederlage abzuwenden. Ich habe mir 
vorgestellt, Gedichte in den Himmel zu schreiben, 
um nicht verrückt zu werden, um nicht aus Angst 
und Verzweifl ung zu sterben.

Und wie empfanden Sie die Zeit nach der Dik-
tatur?
Dann gab es eine Periode, in der die Freude über 
das Ende der Diktatur, sich in den Versuch, das 
Erlebte zu vergessen, umwandelte. Wir wurden 
Zeugen der beschämendsten Ereignisse unse-
rer Geschichte, wie beispielsweise die Ernen-
nung Pinochets zum Senator auf Lebenszeit. Im 
Jahr 2006 begannen die neuen Studierendenbe-
wegungen für vergleichbare Veränderungen zu 
kämpfen, die meine Generation damals forderte. 
Doch gleichzeitig sind beide Bewegungen kom-
plett verschieden. Wir kämpften für die Anderen, 
aber der Höhepunkt dieses Kampfes kulminierte 
in seiner größten Niederlage: der Tod Salvador 
Allendes. Die heutige Studierendenbewegung ist 
selbstbezogener, es gibt kein soziales Ideal, sie 
haben Forderungen, jedoch fehlt es ihnen an Träu-
men. Ihre Märsche sind spaßig bis karnevalesk, 
es mangelt ihnen aber an Flexibilität. In unseren 
Reihen gab es große Dichter, die uns eine Stim-
me gaben. Die jungen Studierenden haben heute 
ebenfalls große Dichter in ihren Reihen, jedoch 
mangelt es ihnen noch an einer Stimme.

// Interview: Matías Pérez Weber, 
Übersetzung: Simon Herzel

RAÚL ZURITA 
war Teil einer Generation junger Künstler*innen, Schriftsteller*innen 
und Politiker*innen, die unter der Flagge der Unidad Popular (po-
puläre Einheit, Partei Allendes) für eine gerechtere Gesellschaft in 
Chile kämpfte. Am Tag des Putsches wurde er verhaftet und drei 
Wochen gefoltert. Zurita war einer der Gründer des CADA, das Kol-
lektiv für künstlerische Aktionen, aus der Ideen für Demonstratio-
nen während der Militärdiktatur hervorgingen.
Zurita benutzte sein Körper als Mittel, um seinen politischen Un-
mut Ausdruck zu verleihen, in dem er sich selbst verletzte. 1979 er-
schien sein erstes Buch Purgatorio (Fegefeuer) – auf dem Titelblatt 
war sein geschundenes Gesicht zu sehen, was er sich selbst mit 
einer Eisenstange verbrannt hatte. Ein Jahr später schmierte er sich 
Ammoniak in die Augen. Zurita ist ein umstrittener Künstler, aber 
ein vielfach ausgezeichneter Dichter Chiles.Fo
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Chico Buarque ist einer der bekanntesten Musi-
ker und Komponisten Brasiliens, eine internatio-
nal anerkannte Größe der Música Popular Brasi-
leira. Weniger bekannt ist er in Deutschland als 
Autor von Romanen, die er in großen Abständen 
seit Anfang der 1990er Jahre veröffentlicht. Mein 
deutscher Bruder von 2014 erschien in diesem 
Jahr in deutscher Übersetzung im S. Fischer 
Verlag und bietet für Leser*innen hierzulande 
etwas ganz Besonderes: Chico Buarque, eigent-
lich Francisco Buarque de Hollanda, erzählt darin 
den lange verschwiegenen, deutschen Teil seiner 
Familiengeschichte. 2013 kam er nach Berlin, um 
nach dem unehelichen Sohn seines Vaters Sergio 
de Hollanda zu suchen, den dieser in den 1930er 
Jahren während eines Studienaufenthaltes ge-
zeugt und nie gesehen hatte. Und – soviel sei ver-
raten – auch ihm ist es nicht mehr gelungen, den 
Halbbruder lebend zu treffen.
Basierend auf dieser realen Familiengeschichte 
gestaltet Buarque eine fiktive Version der Entde-
ckung des Familiengeheimnisses und der Suche 
nach dem unbekannten Halbbruder, in der sich, 
wie in einem Vexierspiegel, reale Geschehnisse 
und erzählerische Verfremdung mischen. So ist 
der Vater der Hauptfigur, wie der Vater von Chico 
Buarque, ein Intellektueller, der nie über den in 
Deutschland gezeugten Sohn spricht.
Auch Nino selbst liebt die Bücher, spricht mehrere 
Sprachen und verdient so seinen Lebensunterhalt. 
Anders als der Autor, hat Nino nur einen, sehr ver-
hassten, älteren Bruder, den – vermutlich – eine 
seiner Frauengeschichten in die Fänge der brasi-
lianischen Militärdiktatur treibt. Auch Nino leidet 
unter der brasilianischen Diktatur und beschreibt 
die Veränderungen genau, die im Laufe der Jahre 
jeden Protest unmöglich machen. Anders als Chi-
co Buarque aber, dessen politisches Theaterstück 
Roda Viva ihm 1967 nur die Wahl zwischen dem 
italienischen Exil und dem Gefängnis ließ, findet 

Nino eine Nische im Institut Français, das ihn vor 
politischer Verfolgung bewahrt. Das „Verschwin-
den“ seines Bruders treibt Nino immer tiefer in die 
Auseinandersetzung mit der deutschen Diktatur 
der 1930er Jahre, als sein Vater versuchte, den un-
ehelichen Sohn aus Berlin nach Brasilien zu holen 
und am fehlenden Ariernachweis scheiterte. Un-
klar ist daher selbst der Name des Bruders – ein 
schlechter Ausgangspunkt für die Suche, bis Nino, 
auch als Nichtmusiker, ihn endlich an der wieder 
lebendig gewordenen Stimme des Vaters erkennt. 
Wie sehr ist die eigene Familiengeschichte von 
der Weltgeschichte bestimmt, wo berühren sich 
das Politische und das Private? Haben Diktaturen 
zu unterschiedlichen Zeiten etwas gemeinsam? 
Diese großen Fragen stellt diese Familiengeschich-
te. Doch während bei anderen Romanen, die auf 
realen Geschehnissen beruhen, die Fiktion oft in-
teressanter ist als die Realität, entsteht in Mein 
deutscher Bruder der Verdacht, die „eigentliche“ 
Geschichte wäre letztlich spannender gewesen als 
die sehr konstruierte – und oft skurrile – fiktive Fa-
miliengeschichte. Dennoch besitzt der Roman gro-
ße literarische Qualitäten. Da ist zuerst die Sprache 
Chico Buarques, der Rhythmus seiner oft halbsei-
tenlangen Sätze, die den genialen Musiker verra-
ten. Der Autor spielt mit Begriffen, mit deutschen 
Passagen, mit Zitaten großer Klassiker und dem 
Portugiesisch der Straßen von Rio de Janeiro. Kon-
genial übersetzt wurde er von Karin von Schweder-
Schreiner, mit der er intensiv zusammengearbeitet 
hat. Nicht zuletzt ist angesichts der aktuellen Situ-
ation in Brasilien die Auseinandersetzung des bis 
heute politisch engagierten Chico Buarque mit der 
Militärdiktatur äußerst spannend.

// Claudia Fix

IM RHYTHMUS EINES GENIALEN 
MUSIKERS
MEIN DEUTSCHER BRUDER, DER AKTUELLE ROMAN VON CHICO BUARQUE, IST IN DEUT-
SCHER ÜBERSETZUNG ERSCHIENEN 

Chico Buarque // Mein deutscher Bruder // Roman // 
Aus dem brasilianischen Portugiesisch von Karin von 
Schweder-Schreiner // S. Fischer Verlag // Frankfurt am 
Main 2016 // 256 Seiten // 19,99 Euro 
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Juan Rulfos einziger Roman wurde in den 61 
Jahren seit seinem Erscheinen vielfach rezipiert: 
mehrere Verfilmungen, eine davon nach einem 
Drehbuch von Carlos Fuentes, ein kathedralen-
füllender Haufen Sekundärliteratur, unzählige 
Doktorarbeiten. Eigentlich, so müsste man den-
ken, kann über ein so dünnes Büchlein unmöglich 
noch mehr gesagt werden. Und dennoch: In Me-
xiko werden Neuauflagen mit Vorworten Intellek-
tueller und auch die Doktorarbeiten immer noch 
wie am Fließband produziert.
Rulfo, geboren 1917 in Sayula im mexikanischen 
Bundesstaat Jalisco, gestorben 1986 in Mexiko-
Stadt, hat zu Lebzeiten nicht mehr als knappe 300 
Seiten Text an Verlage geschickt, von denen jede 
einzelne jedoch umso bemerkenswerter ist. Pedro 
Páramo ist einer der ersten Romane der künstle-
rischen Strömung des Magischen Realismus, der 
auf der einen Seite kategorischer Imperativ war, 
der die Literatur des lateinamerikanischen Kon-
tinents auf der Weltbühne zu jahrzehntelangem 
Exotismus und Lokalkolorit verdonnerte, und an-
dererseits Werke wie Pedro Páramo hervorbrach-
te, das so gar nicht farbenfroh ist und welches 
Gabriel García Márquez nach eigener Aussage 
auswendig aufsagen konnte. Pedro Páramo ist, 
schlicht gesagt, Anfang und zugleich Kulmination 
dessen, was die Essenz eben jenes berühmt-be-
rüchtigten Magischen Realismus ausmacht: Es 
scheint, als würden Worte nicht ausreichen, um 
dieses Buch zu beschreiben, und trotzdem wird 
dies immer wieder versucht.
Die einzelnen, nicht unbedingt chronologisch 
angeordneten Fragmente des Romans handeln 
von dem Aufenthalt des Protagonisten Juan 
Preciado in Comala, dem Dorf in dem seine 
Mutter einst lebte und in dem sich laut dieser 
auch Juans Vater, der Großgrundbesitzer Pedro 
Páramo aufhält. Comala, ein verwahrlostes und 
verlassenes Dorf, an dem die mexikanische Re-
volution scheinbar spurlos vorbeigerauscht ist 
und das von der monstruös großen Hacienda 

Pedro Páramos, der Media Luna, eingekesselt 
ist, „liegt auf glühender Erde, geradewegs am 
Eingang zur Hölle“. Pedro Páramo selber ist „der 
wandelnde Groll“. Es dauert nicht lange bis Juan 
bemerkt, dass die wenigen Menschen, die Co-
mala noch bevölkern, tot sind, als Geister um-
herwandeln, und sich dennoch mit denselben 
Problemen herumschlagen wie zu Lebzeiten: 
mit der Boshaftigkeit Pedro Páramos, der selbst 
zwar längst verstorben, doch auch im Tode noch 
Tyrann. Comala ist ein Dorf voller Klagen, ein Ort, 
der die Leser*innen trotz der flimmernden Hitze 
immer wieder erschaudern lässt. Es ist außer-
dem Schauplatz einer der wohl eindrucksvollsten 
Szenen der Weltliteratur: die Dialoge zwischen 
Juan und den Toten Comalas sind Ausdruck ei-
ner tief sitzenden Verzweiflung und erfahrenen 
Ungerechtigkeit, die über das Leben selbst hin-
ausgehen und eins zu eins auf Kontexte des 21. 
Jahrhunderts übertragbar sind.
Übersetzt wurde Pedro Páramo in mehr als drei-
ßig Sprachen, ins Deutsche zunächst im Jahr 
1958 von Mariana Frenk-Westheim, einer gebür-
tigen Hamburgerin mit sephardischen Wurzeln, 
die 1930 ins mexikanische Exil emigrierte und zu 
einer der wichtigsten Übersetzerinnen Mexikos 
avancierte. Trotz der Popularität innerhalb Latein-
amerikas hat es einige Jahrzehnte gedauert, bis 
die deutsche Übersetzung neu aufgelegt wurde. 
Die neueste deutsche Ausgabe ist 2010 im Suhr-
kamp Verlag erschienen und wurde von Dagmar 
Ploetz neu übersetzt. Was hier natürlich nicht 
fehlen darf: das Nachwort von García Márquez, 
dem größten Fan Rulfos.

// Elena von Ohlen

ENDZEITSTIMMUNG IM GEISTERDORF
JUAN RULFOS BUCH PEDRO PÁRAMO (1955) IST ZEITLOS, WEIL ES NUR VON TOTEN 
BEVÖLKERT WIRD

Juan Rulfo // Pedro Páramo // Suhrkamp Verlag // Frank-
furt am Main 2010 // 8,99 Euro // Übersetzt von Dagmar 
Ploetz // www.suhrkamp.de
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A ras del polvo 
las casas del sueño del progreso
abiertas a la noche y a la luz
no son sino escondites forrados de espejos.

A la merced de los espejos
este creer en la felicidad
y en el amor
pese a la desnudez
de lo que a solas somos.

No nos tenemos ni a nosotros
pero podemos señalar en torno 
la pobreza
abrir palabras como esa
abrir la boca
y dejar que lo aprendido suene.

¿No es pobreza al fin al cabo este lenguaje?
¿No es pobreza acaso
contar, sin más, con un vocabulario
con sus significados bajo nubes, entre el mar
y casas que nos verán morir de a poco
relojes que nos verán morir de a poco
números que nos verán morir de a poco
máquinas con las que moriremos
sin siquiera entender bien
qué es eso que nombramos tierra
qué es el mar o estos árboles 
la lluvia o estas nubes
formando y deformándose?

¿Qué es el sol y qué es el fuego
el vuelo 
o enraizarse?

Pero nosotros presumidos
aún en la comodidad del sueño del progreso
sin siquiera llegar a sospechar, al menos
qué es eso que llamamos polvo
eso que abunda sobre todo
y que barremos una y otra vez
como ridículos obsesos.

A RAS DEL POLVO
EIN GEDICHT VON XAVIER VALCÁRCEL 

Carlos Dante Capella ist Übersetzer, Autor und Gra-
fikdesigner. Er hat u.a. Gedichte von Swantje Lich-
tenstein, Monika Rinck und Tom Schulz übersetzt.

Dicht am Staub
die Häuser des Fortschritttraums 
offen zur Nacht und zum Licht
sind bloß mit Spiegeln verkleidete Verstecke.

Den Spiegeln ausgeliefert
diesem Glauben ans Glück
und die Liebe
trotz der Nacktheit dessen
was wir im Alleinsein sind.

Nicht einmal uns haben wir 
doch wir können zeigen auf die Armut
um uns herum 
Wörter wie dieses aufmachen 
den Mund aufmachen
und das Gelernte lauten lassen.

Ist denn diese Sprache am Ende nicht etwa Armut?
Ist es denn nicht Armut
so ohne Weiteres auf ein Vokabular zu bauen
mit seinen Bedeutungen unter Wolken, im Meer
und Häusern die uns allmählich werden sterben sehen 
Uhren die uns allmählich werden sterben sehen 
Zahlen die uns allmählich werden sterben sehen 
Maschinen mit denen wir sterben werden
ohne einmal richtig zu verstehen 
was das ist was wir Erde nennen 
was das Meer ist oder diese Bäume
der Regen oder diese Wolken
sich formend und aus der Form geratend?  

Was ist die Sonne und was das Feuer
der Flug
oder sich verwurzeln?

Doch wir Eingebildeten
noch in der Wonne des Fortschritttraums
nicht einmal ahnend, nicht einmal
was das ist, was wir Staub nennen,
dass vor allem reichlich vorhanden ist 
und wir immer wieder zusammenkehren
wie lächerliche Besessene.

DICHT AM STAUB
ÜBERSETZT VON CARLOS DANTE CAPELLA

Xavier Valcárcel de Jesús aus Puerto Rico ist 
Schriftsteller und visueller Künstler. Er organisiert 
u.a. verschiedene Literaturfestivals auf der Insel.
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Unfertig sein. Jemand zu viel, jemand anderes zu 
wenig sein. Drei Menschen berichten von ihrem 
Kampf um einen Körper, der ihnen Glück ermög-
lichen soll. 
Sehr offen sprechen Malú, Odette Giselle und Juani 
von sich, von der Sehnsucht nach einer Wandlung, 
die endlich endgültig ist. In dem mitreißenden und 
empathischen Dokumentarfilm Transit Havanna 
wird uns Einblick gewährt in ihr Bemühen um Ver-
ständnis in der Familie und um Anerkennung und 
Unterstützung in der kubanischen Gesellschaft. 
Die Protagonist*innen müssen lange auf den Tag 
warten, der die ungewünschten oder ersehnten 
körperlichen Merkmale mittels einer Operation 
verschwinden, oder hinzukommen lässt. Denn die 
beiden Ärzte aus den Niederlanden und Belgien 
kommen nur einmal im Jahr, um die Umwandlung 
vorzunehmen.
Malú weiß genau, wer sie ist und dass sie es noch 
nicht ist – worin allerdings nicht der Widerspruch 
besteht. Der liegt darin, dass die Ärzte entschei-
den, wann sie an die Reihe kommt und nicht sie 
selbst. In ihrer Kindheit hat es mit dem Vater auf-
grund ihrer Veranlagung viele Konflikte gegeben. 
Mit elf Jahren zog sie von zu Hause aus. Seither 
habe sie sich zu einem anerkannten Mitglied des 
Dorfes und der Gesellschaft entwickelt, wie ihr 
ein Freund versichert.
Odette Giselle führt ihren Kampf mit ihrer Familie 
bis heute. Ihre Zweifel an ihrer sexuellen Identität 
führten sie zum Glauben und in die katholische 
Kirche. Lässt die Kirche ihre Mitglieder darüber 
bestimmen, wer sie sein möchten? Als Odette 
noch Osmani genannt wurde, war er in der kuba-
nischen Armee einer der besten Panzerfahrer, wie 
sie selbstbewusst mitteilt. Bestens ausgebildet 
für die Verteidigung des Platzes der Revolution in 
Havanna. Sie fragt, wie wohl die Reaktion ihrer 
ehemaligen Kamerad*innen wäre, wenn diese 
sie jetzt sehen könnten. Sie zeigt sogar Verständ-
nis für das Unverständnis ihrer Mitmenschen und 
vergleicht es mit einem fehlenden Besen: Fehlt 

die Information zu dem Thema, fehlt auch das 
Interesse und das Begreifen – so, wie ohne den 
Besen nicht gefegt werden kann.
Juani geht seinen Weg bereits seit den 1970er 
Jahren. Als erster, wie er sagt, führte er den 
Kampf in Kuba. Unterstützung fand er wie auch 
andere Trans* in der engagierten Mariela Castro, 
Direktorin des nationalen Zentrums für sexuelle 
Aufklärung und Tochter des amtierenden Präsiden-
ten Raúl Castro. Auf karibisch offene Art erzählt 
Juani, es gehe im letzten Schritt darum, seinem 
„Pancho“ Leben einzuhauchen. Alles andere hat 
er in den vielen Jahren an sich schon komplettiert. 
Jetzt fehle nur noch die richtige Frau. 
Manche Frage bleibt offen. Zum Beispiel die nach 
dem System der Auswahl zur Operation betreffen-
der Trans* – welches auch die Protagonist*innen 
nicht genau zu kennen scheinen. So fühlt man 
sich ganz als Tourist*in, welche*r nach Ende der 
Reise mit Eindrücken und dem Interesse an den 
Menschen zurückkehrt, die man in diesem bild-
schönen Film „getroffen“ hat. Ein gehaltvoller 
wie nachklingender Kinofilm!

// Robert Swoboda

 Odette: „Im Schwanenkörper gefangen“

Daniel Abma // Transit Havanna // Deutschland, Nieder-
lande // 93 Min. // seit 3. November im Kino
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UNGEWÖHNLICHE REISE
DER DOKUMENTARFILM TRANSIT HAVANNA BEGLEITET DREI TRANS* BEI IHREM KAMPF 
UM GESELLSCHAFTLICHE ANERKENNUNG
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TEGUCIGALPA: TENDENZ TECHNO
IM GESPRÄCH MIT BALTO PINTO, EINEM DER ZUR ZEIT WICHTIGSTEN HONDURANISCHEN 
TECHNOVERANSTALTER UND DJ

Eingeladen vom Berliner DJ-Duo Sportbriga-
de Sparwasser wird Balto Pinto im Dezem-
ber dieses Jahres erstmalig in Deutschland 
auf Tournee gehen. Die LN sprachen mit ihm 
über die Anfänge des Technos in Honduras, 
seine derzeitigen Projekte sowie die anste-
hende Reise.

Balto, ohne dich gäbe es die Techno- und 
Elektroszene in Honduras, wie wir sie heute 
kennen, nicht. Du bist DJ, Produzent und hast 
vor allem im Laufe von 15 Jahren mit deinen 
Veranstaltungsreihen dieser Musik im Land 
einen festen Platz gegeben. Schildere uns 
doch mal die Situation im Jahre 2001 als du 
angefangen hast!
In Honduras lief damals in fast allen Ausgehorten 
Música Tropical, also Salsa, Bachata oder Mer-
engue, sowie Popmusik. Und ich selbst beschäf-
tigte mich zu dieser Zeit auch noch nicht so sehr 
mit Musik. Da war ich Tauchlehrer auf den Islas de 
la Bahía in der Karibik. Dort gab es viele Touristen 
aus Europa, über die ich mit der elektronischen 
Musik in Berührung kam. Ich hatte auch einen Be-
kannten mit deutschen Wurzeln, der eine kleine 
Bar in Tegucigalpa führte. Der fuhr jeden Sommer 
nach Deutschland und brachte von dort Musik 
mit. Das war ein Sound, den ich vorher niemals 
gehört hatte und der mich stark zu interessieren 
begann.

Wie ging es weiter?
Im Sommer 2001 bekam ich die Chance, als 
Tauchlehrer nach Palma de Mallorca zu reisen, 
von wo aus ich elektronische Festivals und Clubs 
auch in anderen europäischen Ländern und Städ-
ten besuchen konnte. Und in diesem Moment 
sagte ich mir, dass genau das auch in Honduras 
passieren muss. Dass die Leute die Möglichkeit 
bekommen, auch mal so etwas zu erleben. Und 
ich entschied genau in diesem Moment, mich da-
rum zu kümmern.

In Deutschland war das die Zeit, als sich die 
Technoszene gerade verfestigt hatte, aber 
selbst im wesentlich größeren Mexiko steckte 
sie damals noch in den Kinderschuhen. Warst 
du eine der ersten Personen, die die elektroni-
sche Musik nach Honduras gebracht hat?
Vielleicht war ich nicht der erste, aber auf jeden 
Fall einer der ersten, der seit damals konstant 
dabei geblieben ist und seitdem diese Musik 
anschiebt, über Veranstaltungen oder eigene Auf-
tritte als DJ. Ich fing damit an, kleinere Events 
zu organisieren und besorgte mir ein Anfänger-
Equipment, um zu üben. Ich brauchte ganz schön 
lange, um zu verstehen, wie man mixt, das war ja 
alles noch analog, mit Schallplatten. Einen Plan, 
wo das mal hinführen könnte, hatte ich zu Beginn 
nicht. Eins führte zum anderen, bis zu dem Punkt, 
an dem wir heute sind.

Wann hast du gespürt, dass du Erfolg hast, 
mit dem was du tust, und ambitioniertere Plä-
ne schmieden könntest?
Eigentlich hatten wir schon ab der ersten Veran-
staltung, die wir mit einer Gruppe von Freunden 
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BALTO PINTO 
Jahrgang 1973, ist honduranischer DJ und Pro-
moter der Techno-Veranstaltungsreihe Modular 
sowie der Festivals Modular+ und REEF.



MUSIK

LN 510  59

organisierten, sehr guten Zuspruch. Der Laden 
war komplett voll, obwohl es das erste Mal war 
und eigentlich keiner genau wusste, was wir da 
tun werden. Ich spielte technisch gesehen wirk-
lich nicht gut, aber mir scheint, dass die Musik-
auswahl, die vor allem aus Techno bestand, ganz 
gut war. Jedenfalls erstaunte mich dann selbst 
die Begeisterung des Publikums. Das war zwar 
nicht die erste Feier mit elektronischer Musik im 
Land, aber die Resonanz war bei uns ab dem ers-
ten Mal richtig gut. Und mir wurde bewusst, dass 
das Zukunft hat und die Leute hungrig auf diese 
Musikrichtung sind.

Und wie seid ihr damals an eure Musik ge-
kommen, habt ihr eure Platten aus Europa im-
portiert?
Zwei Freunde waren damals bereits seit drei, vier 
Jahren DJs und hatten schon ihre Platten. Ich sel-
ber reiste ab 2001 jedes Jahr nach Europa, um 
Festivals zu besuchen, und vor allem, um in Plat-
tenläden zu gehen. Ich fuhr dann durch mehre-
re Länder und das einzige, was ich nach Hause 
mitbrachte, waren Schallplatten. Deswegen habe 
ich Platten von Produzenten aus allen möglichen 
Städten, aber hauptsächlich aus Deutschland, 
weil Techno mich schon immer angezogen hat, 
der dort ja stark verbreitet ist. Auch habe ich mir 
viele Jahre lang Platten aus einem Geschäft in 
Deutschland zuschicken lassen. Meine erste als 
DJ gekaufte Platte war die EP The Other Day von 
Jeff Mills.

Wie sieht denn die Szene der elektronischen 
Musik in Honduras heutzutage aus? Hat sie 
sich etabliert?
Es gibt jetzt schon mehr Leute, die sich dafür inte-
ressieren, vor allem aus dem studentischen Um-
feld, aber es ist immer noch eine kleine Szene. 
Mittlerweile gibt es aber viele DJs und fast jedes 
Wochenende eine Veranstaltung. Früher gab es 
vielleicht alle drei Monate ein Event. Auch gibt es 
jetzt Personen, die selber produzieren und zum 
Teil schon ein gutes Niveau erreicht haben.

Und anderswo in der Region, spielst du auch 
außerhalb von Honduras?
Ja, ich habe schon in allen zentralamerikanischen 
Ländern gespielt. Die Szene in Zentralamerika 
besteht zum großen Teil aus Freunden und wir 
praktizieren einen DJ-Austausch. Mal lade ich je-
manden aus Guatemala ein, mal werde ich dort-
hin eingeladen. Dasselbe passiert mit El Salvador, 
Costa Rica, Panama oder Nicaragua. Wir sind also 
ständig überall in Zentralamerika unterwegs.

Wer ist denn in den anderen zentralamerikani-
schen Ländern aktiv, ist es da so wie bei euch? 
Ja, genau. In jedem Land gibt es so zwei, drei Per-
sonen, die sich wie ich dort auch seit 15 Jahren 
um die elektronische Musik kümmern. Und witzig 
ist, dass sich in jedem Land die Szene an dem Stil 
ausgerichtet hat, der jeweils von diesen Veranstal-
tern bevorzugt wird. Das heißt, im Rest von Zen-
tralamerika hört man eher House, Tech House oder 

Auf der 
Postkarteninsel  

Chillen beim 
REEF-Festival 
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Deep House, während Honduras das einzige Land 
ist, wo sich beim Publikum mehr der Techno durch-
gesetzt hat, weil meine Tendenz eher dorthin ging. 

Kannst du von deiner Musik und deiner Arbeit 
als DJ und Veranstalter leben oder hast du 
noch andere Einkünfte?
Allein von den Veranstaltungen oder den Einkünf-
ten als DJ könnte ich nicht leben. Zentralamerika 
ist eine Region, der es wirtschaftlich nicht so gut 
geht, weswegen die Einkommensmöglichkeiten 
auch für uns sehr beschränkt sind. Deswegen 
baue ich nebenher gerade ein kleines Tauchzen-
trum auf Roatán auf, um mein Auskommen zu 
sichern und nicht nur von der Musik abhängig zu 
sein. Sonst müsste ich hier besser vermarktbare 
Veranstaltungen oder DJ-Sets gestalten, für ein 
größeres Publikum. Und das ist wirklich nicht, 
was ich will. Ich wollte immer, dass meine Veran-
staltungsreihe Modular klein bleibt, vergleichbar 
mit einem Feinschmeckerrestaurant.

Neben der Reihe Modular veranstaltest du 
alljährlich das Festival Modular+, gesprochen 
„Modular más”, das weit über ein reines Mu-
sikevent hinausgeht. Es beinhaltet Workshops 
und Foren zu Technologie, Kreativität und Kunst 
im Allgemeinen. Was war hier deine Idee?
Genau, letztes Jahr haben wir mit Modular+ begon-
nen. Die Idee dabei ist, die Kreativität zu fördern, 
Ideen zusammen zu bringen sowie Workshops 
und Vorträge einzubauen. Es dreht sich viel um 
den Punkt Bildung, wie wir selbst lernen können, 
bestimmte Dinge zu machen. Ich denke, dass die 
jungen Leute, oder eigentlich alle Menschen, sich 
heutzutage bewusst werden, dass sie mit der zur 
Verfügung stehenden Technik, dem Internet, Soft-
ware oder Hardware relativ unaufwändig selber 
Sachen erschaffen können, zum Beispiel Musik.

Auf der anderen Seite organisierst du das 
REEF-Festival auf der Karibik-Insel Roatán, das 
klingt für viele Leute hier wie ein Traum: Son-
ne, Meer, Strand, Musik und viel Freiraum, er-
zähle uns doch mal ein bisschen davon.
REEF bedeutet „Roatán Electronic Experience 
Festival“ und fand dieses Jahr zum zweiten Mal 
statt. Das ist ein kleines Festival, das auf einer 
Koralleninsel stattfindet, die zu Roatán gehört. 
Dieser Ort ist wirklich wie auf der Postkarte. 
Dort gibt es schon einige Installationen, wie ein 

Restaurant, eine Bar, Toiletten, Duschen, Strand-
möbel und Hängematten, also alles, was man 
braucht, um entspannt dort eine Nacht verbrin-
gen zu können. Wir bauen zusätzlich eine kleine 
Bühne auf, sowie ein gutes Soundsystem, Lichter 
und Bildschirme, und alles, was zu einem Festi-
val gehört. Normalerweise laden wir aus jedem 
der zentralamerikanischen Länder DJs ein sowie 
meist zwei internationale Künstler, zum Beispiel 
aus Europa, aber auch aus Mexiko.

Ihr habt dort ein wirklich gutes Line-up, greift 
ihr daneben noch andere Themen auf?
Ja, gerade weil der Ort so bildschön ist, haben wir 
das Festival mit dem Thema Umweltschutz ver-
bunden. Wir wollen dabei die Aufmerksamkeit, 
die ein Musikfestival an so einem Ort auf sich 
zieht, nutzen, um Informationen dazu zu verbrei-
ten. Zum Beispiel über den Schutz der Korallenrif-
fe. Auch arbeiten wir sehr eng mit Partnern wie 
dem Parque Marino de Roatán oder A Greener 
Festival zusammen, um die ökologische Nachhal-
tigkeit des Festivals zu gewährleisten. 

Jetzt gehst du im Dezember zusammen mit 
den Berliner DJs der Sportbrigade Sparwas-
ser in Deutschland auf Tournee. Hast du auch 
schon vorher mal darüber nachgedacht, dich 
internationaler zu orientieren?
Ja, das ist schon vorgekommen. Allerdings ist es 
nicht einfach, so etwas wirklich auch zu machen, 
speziell, wenn man aus einem Land wie Honduras 
kommt. Das ist ja kein Land, das international für 
seine elektronische Szene oder die daraus stam-
menden Künstler bekannt ist. Ich war öfters mal 
in Europa, aber noch nie in Deutschland. Deshalb 
freut es mich extrem, dorthin zu kommen, auch 
weil Berlin so was wie die Welthauptstadt des 
Techno ist. Und ich weiß, dass sich das Publikum 
dort gut mit Techno auskennt, was mich auch et-
was nervös macht. Ich hoffe auf gute Resonanz.

 // Interview: Volkmar Liebig

Tipp zum Reinhören // Balto Pinto – Resurgencia:
soundcloud.com/balto 
www.modularhn.com/

soundcloud.com/sportbrigade-sparwasser

Tour Sportbrigade Sparwasser und Balto 
¡Arriba Los Rudos! 

02.12. Club Charlotte, Münster // 03.12. Suicide Circus, Berlin 
// 09.12. Südpol, Hamburg // 10.12. Kraftwerk, Rostock // 
16.12. Wannda, München // 17.12. Mensch Meier, Berlin
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MEXIKO

Mehr als 12.000 Beschwerden gegen das Militär 
in den letzten zehn Jahren
Die Nationale Menschenrechtskommission Mexikos 
(CNDH) hat in den letzten zehn Jahren insgesamt 
12.408 Beschwerden gegen die Streitkräfte erhalten. 
Die Beschwerden beziehen sich auf Verletzungen 
grundlegender Freiheitsrechte, vor allem willkürliche 
Festnahmen, Misshandlungen, exzessiven Gewalt-
einsatz, Hausfriedensbruch, falsche Beschuldigun-
gen und Raub. 80 Prozent der Beschwerden rich-
teten sich gegen die Bodenstreitkräfte, die übrigen 
gegen Marineeinheiten. Allein in den letzten zwölf 
Monaten hat die CNDH 37 Beschwerden aufgrund 
von Gefährdung von Leben, 12 aufgrund gewaltsa-
men Verschwindenlassens, 37 wegen Folter und 
372 Beschwerden wegen unmenschlicher und grau-
samer Behandlung durch Armeeeinheiten erhalten. 
Damit gehört die Armee zu den staatlichen Institutio-
nen, die in Mexiko mit am häufigsten für Menschen-
rechtsverletzungen verantwortlich sind.

// LN

GUATEMALA

Bauerngewerkschaft verurteilt Vertreibungen
Bei einer gewaltsamen Landvertreibung in El Estor 
im guatemaltekischen Verwaltungsbezirk Izabal sind 
mehrere Bauern und Bäuerinnen verletzt, Häuser 
abgebrannt und zwei Aktivist*innen verhaftet wor-
den. Laut der Bauerngewerkschaft Comité de unidad 
campesina (CUC) wurden 88 Menschen aus ihren 
Häusern vertrieben. 1.800 Polizisten und mehrere 
Helikopter waren an der Räumung des Ortes betei-
ligt. Kern der Vertreibung ist ein Konflikt zwischen der 
Dorfgemeinschaft und Großgrundbesitzer*innen, bei 
dem es um die Nutzung der Landflächen geht.
Die CUC, welche die Bauerngemeinschaft in die-
sem Prozess begleitet, beschuldigt die Großgrund-
besitzer*innen, sich Ländereien auf illegale Weise 
angeeignet zu haben, um sie für den Anbau von Ba-
nanen und Palmöl zu nutzen. Diese Landvertreibung 
verletzte grundlegende Menschenrechte wie das 
Recht auf eine Wohnung, das Recht auf Land und 
Ernährung und das Recht indigener Bevölkerungen 
auf ihr eigenes Territorium.
Die Polizeiaktion sei indes kein Einzelfall, weitere 
seien geplant. Laut CUC ordnen sich die aktuellen 
Ereignisse in eine große Kampagne ein, den Protest 

gegen Großprojekte sowie die Gewerkschaft selbst 
zu kriminalisieren. So wurden bereits Ende Septem-
ber die Regionalkoordinatorin im Süden des Landes, 
Dalila Mérida, sowie vier weitere CUC-Mitglieder 
verhaftet. Zudem seien weitere Führungspersonen, 
unter ihnen Gewerkschafts-Koordinator Daniel Pas-
cual, permanenten Angriffen ausgesetzt.
Die gewaltsamen Räumungen und Vertreibungen 
verletzen nach Auffassung der Gewerkschaft nati-
onales und internationales Recht der Bäuerinnen 
und Bauern und sei das Resultat einer fehlenden 
Landwirtschaftspolitik, die sich für den Zugang der 
indigenen Gemeinschaften und Kleinbauern zu Land 
einsetzt.

// amerika21

PERU

Anhaltender Protest gegen Ölverseuchung 
In Peru setzen Dutzende indigene Gemeinden ihren 
Widerstand gegen die Verseuchung ihres Landes 
durch Erdöl fort. Der Ausfluss von rund 600.000 Li-
tern Öl aus dem Leitungssystem hatten im August 
Proteste in Saramurillo im Norden Perus ausgelöst. 
Hunderte Menschen protestieren seitdem dort am 
Ufer des Flusses Marañón. Aufgrund weiterer Lecka-
gen blockieren sie seit Anfang Oktober die Flusspas-
sage für Schiffe der Erdölunternehmen.
Die angespannte Situation verschärfte sich zusätz-
lich, als drei Mitarbeiter*innen eines Transportschiffs 
Ende Oktober auf Protestierende schossen und ei-
nen Aktivisten verletzten.
Die Demonstrierenden fordern eine unabhängige 
Untersuchung des seit langen Jahren maroden Rohr-
leitungsnetzes und den Austausch defekter Rohre. 
Zudem wollen sie eine Sanierung der kontaminierten 
Flächen, eine Entschädigung für erlittene Nachteile 
sowie die Schaffung einer Wahrheitskommission, um 
die Erdölbohrungen und ihre Auswirkungen auf An-
wohner und Umwelt zu untersuchen. Rund 20.000 
Indigene sind von den Öl-Leckagen betroffen.
„Wir wollen eine Debatte über die Erdölausbeutung 
in Amazonien, weil sie nicht nachhaltig ist“, so José 
Fachín, Koordinator der Vereinigung der protestieren-
den Gemeinden von Alto Tigre.
Bei Saramurillo am Marañón-Fluss liegt seit den 
1970er-Jahren die Pumpstation der 845 Kilometer 
langen nordperuanischen Erdöl-Pipeline (Oleoducto 
Norperuano). Das Gewässer wird daher nicht nur 
durch die häufigen Lecks in Öl-Leitungen, sondern 



KURZNACHRICHTEN

62  LN 510

auch durch Abwässer aus den ältesten Erdölfeldern 
Amazoniens „Bloque 192“ und „Lote 8“ belastet.
Die am Fluss liegenden indigenen Gemeinden sind 
wiederum vollkommen von Fluss- und Regenwas-
ser abhängig. Deswegen kündigten die indigenen 
Aktivist*innen bereits an, die Flussblockade bis zur 
Erfüllung sämtlicher Forderungen fortzusetzen.

// amerika21, LN

CHILE

Rechte gewinnt bei Kommunalwahlen dazu
Die chilenische Rechte hat die Kommunalwahlen En-
de Oktober mit knapp 39 Prozent gewonnen, darun-
ter in vielen der 346 Kommunen wie Viña del Mar und 
Temuco sowie einigen großen Kommunen in Santia-
go. Dort löst sie das regierende Mitte-Links-Bündnis 
Nueva Mayoría von Michelle Bachelet ab, welches 

insgesamt auf 37 Prozent der Stimmen kam. Wäh-
rend die Beliebtheitswerte von Präsidentin Bachelet 
seit Monaten nur um die 20 Prozent liegen, gewann 
das Oppositionsbündnis Chile Vamos nun vielerorts 
an Macht. Diese Entwicklung könnte bereits Hinweis 
geben auf den Ausgang der Präsidentschaftswahlen 
im Jahre 2017, bei denen wahrscheinlich Ex-Präsident 
und Multimillionär Sebastián Piñera für das rechte 
Bündnis kandidieren wird. In der Hafenstadt Valparaí-
so mussten allerdings sowohl Chile Vamos als auch 
Nueva Mayoría eine Niederlage hinnehmen. Dort hat 
der unabhängige Kandidat der Autonomen Linken 
und ehemalige Studierendenführer Jorge Sharp die 
Wahl zum Bürgermeister gewonnen. Die meisten 
Menschen haben am vorletzten Sonntag des Okto-
bers aber niemanden gewählt. Von den etwa 14 Mil-
lionen Wahlberechtigten gaben nur etwa 34 Prozent 
ihre Stimme ab, das ist die bisher niedrigste in Chile 
registrierte Wahlbeteiligung.

// LN

BRASILIEN

100 Jahre Außenhandelskammer 
São Paulo: Ex-Präsident Figueiredo 
und die Militärdiktatur
Die größte deutsche Außenhandels-
kammer der Welt, die AHK São Pau-
lo, begeht am 23. November dieses 
Jahres in São Paulo eine große Gala 
zur 100-Jahr-Feier. In einer zu diesem 
Anlass erstellten Publikation, geht die 
AHK auf die Dienste ihres langjährigen 
Präsidenten João Baptista Leopoldo 
Figueiredo mit lobenden Worten ein, 
der während seiner 19 Jahre währen-
den Präsidentschaft (1948-1967) „mit 
großem Erfolg“ die Arbeit der AHK São 
Paulo geleitet habe. Unberücksichtigt 
bleibt dabei dessen Rolle während der 
brasilianischen Militärdiktatur.
Der 1910 in Santos geborene Bankier 
war Cousin des späteren SNI-Geheim-
dienstchefs und Militärpräsidenten 
João Baptista de Oliveira Figueiredo. 
Er wurde 1948 Präsident der 1916 ge-
gründeten Deutsch-Brasilianischen In-
dustrie- und Handelskammer São Pau-
lo. Nach seinem Abschied 1967 wurde 
er Präsident von Saab-Scânia do Brasil // 
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und war zudem 1963 bis Mitte der 1970er Jahre Mit-
glied des Prüfungsrates (Conselho Fiscal) von Volks-
wagen do Brasil.
1961 gründete Figueiredo zusammen mit Gleichge-
sinnten das Forschungszentrum Ipês, das im Ver-
dacht steht, zwischen 1961 und 1964 gezielt bei der 
Unternehmerschaft São Paulos Mittel für einen Um-
sturz gegen die Regierung von João Goulart gesam-
melt zu haben. Die US-amerikanische unternehmer-
freundliche Zeitschrift Fortune berichtete bereits ein 
halbes Jahr nach dem Militärputsch im September 
1964 ausführlich unter dem Titel „When Executives 
turns Revolutionaries“ über die konspirative Arbeit 
des Ipês unter maßgeblicher Führung Figueiredos. 
Die Putschisten von 1964 nannten sich selbst „Re-
volutionäre“.
Figueiredos Verstrickungen in die Militärdiktatur ge-
hen aber noch tiefer. So berichtet selbst die konser-
vative Tageszeitung Globo 2013 in der historischen 
Rückschau über Figueiredo, dass dieser in wichtiger 
Position Gelder für die Folterzentren von São Paulo 
gesammelt habe. Die beiden Globo-Journalisten Jo-
sé Casado und Chico Otavio urteilten in ihrem Be-
richt, es gebe zwar „keine genauen Zahlen“, aber es 
sei „bekannt, dass der Geldfl uss für die Repression 
bedeutend war“. Die Journalisten nennen eine Hand-
voll Personen, die diese 
Sammlungen in der Unter-
nehmerschaft von São Pau-
lo organisiert hätten, darun-
ter Figueiredo, langjähriges 
„Ehrenmitglied“ der AHK 
São Paulo, die auch vom 
bundesdeutschen Wirt-
schaftsministerium mit 
Geldern gefördert wird.
In São Paulo, dem Wirt-
schaftszentrum Brasiliens, 
war Ende der 1960er und 
Anfang der 1970er Jahre 
die Repression schlimmer 
als an vielen anderen Orten 
des Landes, denn dort war 
die Sorge der Wirtschafts-
bosse vor „kommunisti-
schen Umtrieben“ am aus-
geprägtesten. Aufseiten 
der Sicherheitsorgane und 
der Regierung war man der 
Ansicht, die Unternehmer-
schaft São Paulos könnte 

durchaus einen Beitrag zur Bekämpfung der „Gefahr 
eines kommunistischen Umsturzes“ leisten: Man 
bat sie um fi nanzielle Unterstützung, weil dem da-
maligen brasilianischen Staat angeblich die Mittel zur 
erforderlichen Überwachung und Niederschlagung 
der „subversiven Elemente“ fehlten, wie es Chaim 
Litewski in seinem 2009 erschienenen Dokumentar-
fi lm „Cidadão Boilesen“, für den er auch ehemalige 
Militärs interviewte, nachgezeichnet hat.
Laut dem brasilianischen Journalisten Elio Gaspari 
habe die Unternehmerschaft von São Paulo zwischen 
1968 und 1974, „immer wenn sie darum gebeten 
wurde, Geld gegeben“. Im Fall des Folterzentrums 
OBAN sei es um Beträge von rund 100.000 US-Dollar 
im Jahr gegangen. Die seien für die Ausstattung des 
Folterzentrums verwendet worden, während Löhne 
und Gehälter aus den Haushalten der Streitkräfte so-
wie aus dem Landeshaushalt bestritten wurden. 
Im Folterzentrum OBAN, das ab 1970 unter dem 
Namen DOI-CODI operierte, wurden neuesten Er-
kenntnissen zufolge 66 Menschen ermordet, 39 von 
ihnen starben an den Folgen der Folter. Von weiteren 
19 Menschen ist bekannt, dass sie verhaftet und ins 
OBAN verbracht wurden. Seither gelten sie als ver-
schwunden.

// KoBra/amerika21/LN
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ZEITSCHRIFTEN
IZ3W NR. 357 // NOVEMBER/ DEZEMBER 2016
AFROPOLITANE KULTUR & LITERATUR // Außerdem: Mexi-
ko: „Wir mussten uns ihnen entgegenstellen“ // Süd-Süd-Koo-
peration: Gedenkstätten und Waffen // uvm. // www.iz3w.org

WELTSICHTEN 11 // NOVEMBER 2016
FRAUEN: GEMEINSAM STARK // Außerdem: Kolumbien 
– Störfeuer gegen den Frieden // EU-Migrationspolitik: Aus 
Furcht vor den Rechtspopulisten // Monsanto vor Gericht in 
Den Haag // uvm. // www.welt-sichten.org

ZAG – ANTIRASSISTISCHE ZEITSCHRIFT // 72 – 2016
BIEDERMÄNNER // Rassismus aus der „Mitte der Gesell-
schaft“ // Projektionsfläche Pegida // Türkische Politik gegenü-
ber syrischen Geflüchteten // uvm. // www.welt-sichten.org

NEUERSCHEINUNGEN
RALF LEONHARD Zentralamerika. Portrait einer Region // Ch. 
Links Verlag // Berlin 2016 // 18,00 Euro // 248 Seiten // www.
christoph-links-verlag.de

HANNES BAHRMANN Abschied vom Mythos. Sechs Jahr-
zehnte kubanische Revolution. Eine kritische Bilanz // Ch. Links 
Verlag // Berlin 2016 // 18,00 Euro // 248 Seiten //www.christoph-
links-verlag.de

ALEXANDER HASGALL Regime der Anerkennung. Kämpfe 
um Wahrheit und Recht in der Aufarbeitung der argentinischen 
Militärdiktatur // transcript Verlag // Bielefeld 2016 // 39,99 Euro // 
332 Seiten // www.transcript-verlag.de

JUAN PABLO VILLALOBOS Ich verkauf dir einen Hund. Roman 
// Übersetzt von Carsten Regling // Berenberg Verlag // Berlin 
2016 // 224 Seiten // 24,00 Euro // www.berenberg-verlag.de

FILM
CINESPAÑOL
Aktuelle Termine: 15.11.16 Wien Filmcasino (El soborno del cielo) 
// 17.11.16 Göttingen Lumiere (Paco de Lucía) // 21.11.16 -02.12.16 
Leipzig Nato und Schaubühne (Cinespañol 6) // 28.11.16 Bremer-
haven Cinemotion (El verano de los peces voladores) // 01.12.16 
-14.12.16 Fürth Uferpalast (El soborno del cielo, El Rey de la Haba-
na) // 06.12.16 Neues Off Berlin (El Rey de la Habana) // 09.12.16 
Aarau Cinecito (La suerte en tus manos) // 15.12.16 -01.03.17 
Saarbrücken Filmhaus (Cinespañol 6) // Infos: www.cineglobal.de

Filmsymposium in Potsdam
„KINDER DER WELT“
Filmsymposium des Ma Childhood Studies and Children‘s 
Rights (MACR) an der FH Potsdam zum 100. Geburtstag des 
Filmemachers Gordian Troeller. // 1. Dezember // FH Potsdam, 
Campus Kiepenheuernallee 5, 14469 Potsdam // Anmeldung 
bis 25. November an film-symposium@fh-potsdam.de

Festival
CINE ESPAÑOL
Mit seiner hochkarätigen und vielfältigen Auswahl ist es die 

wichtigste Plattform für den spanischen Film. Neben den na-
tional und international ausgezeichneten spanischen Filmen 
werden auch lateinamerikanische und portugiesische Produk-
tionen präsentiert. In der Lateinamerika-Sektion laufen im Blick 
auf Tübingens Partnerstadt Villa El Salvador peruanische Filme. 
Außerdem kooperiert das Festival mit dem Schokoladenfestival 
und zeigt Spiel- und Dokumentarfilme, die der Schokolade eine 
besondere Rolle zuweisen oder sich mit dem Kakaoanbau kri-
tisch auseinandersetzen. // Termin: 1.-7. Dezember 2016 // Ort: 
Kino Arsenal und Atelier, Hintere Grabenstraße 20, 72070 Tü-
bingen // Mehr Infos unter www.tuebingen-info.de

Dokumentarfilm
CUBANOS TRAS EL MURO (2016)
Der Film des kubanischen Filmemachers Ricardo Bacallao ge-
währt Einblicke in die Entscheidung von Kubanern, nach dem 
Mauerfall in Berlin zu bleiben. Zu Wort kommen zwei Künstler, 
die bereits seit 30 Jahren in der deutschen Haupstadt leben 
sowie ein ehemaliger Spion des Kubanischen Geheimdienstes. 
Der kubanische Schriststeller Amir Valle, der seit neun Jahren in 
Berlin lebt, analysiert das Leben der Kubaner außerhalb Kubas. 
// Regie: Ricardo Bacallao, OmeU // Eintritt frei // Termin: 22. No-
vember 2016, 19 Uhr // Ort: Kino Arsenal und Atelier, Hintere 
Grabenstraße 20, 72070 Tübingen // Mehr Infos unter www.
tuebingen-info.de

VERANSTALTUNGEN
Informations- und Diskussionsveranstaltung zu Brasilien
GEWERKSCHAFT GEGEN CHEMIEKONZERNE: LEBEN VOR 
PROFIT
Vom 8. bis 20. November machen eine brasilianische Gewerk-
schafterin und ein ehemaliger Arbeiter und Opfer von Pestizid-
vergiftung durch die Konzerne Shell und BASF eine Rundreise 
durch acht deutsche Städte. Aus erster Hand werden Gloria 
Nozella und Francisco Tavares über einen Kampf von David ge-
gen Goliath und die aktuelle Situation in Brasilien unterrichten. 
Sie werden auch zur Absetzung der Präsidentin Roussef und 
zur aktuellen politischen Lage sprechen. // Termine und Orte: 
Münster 15.11.16, Dortmund 16.11.16, Wuppertal 17.11.16, 
Bonn 18.-20.11.16 // weitere Informationen: bspol@bwup.de 

Ausstellungsprojekt in Dresden
WHAT MATTERS? ¿QUÉ CUENTA? WAS ZÄHLT?
Unter dem Titel Schools of Art vol. V What Matters? ¿Qué 
cuenta? Was zählt? sind ab 28. Oktober 2016 Arbeiten von 
14 argentinischen Künstlerinnen und Künstlern verschiedener 
Generationen zu sehen. Die Spanne reicht von Malerei, Foto-
grafie und Videokunst bis hin zu raumgreifenden Installationen. 
// Termine: 28.Oktober – 11.Dezember // Ort: Hochschule für 
Bildende Künste Dresden, Oktogon, Georg-Treu-Platz // weite-
re Infos unter www.hfbk-dresden.de

Diskussionsrunde
BRASILIEN: FREIFAHRTSCHEIN FÜR DAS AGROBUSINESS?
In Brasilien droht die kleinbäuerliche Landwirtschaft noch mehr 
ins Abseits zu geraten. Das Ministerium für die Entwicklung der 
Landwirtschaft (MDA) wurde bereits aufgelöst. Dieses versuchte 
bis dato als „Gegenspieler“ zum Ministerium für Agrarwesen, Fi-
scherei und Viehzucht (MAPA), welches die Interessen der großen 
Agrarproduzenten vertritt, die KleinbäuerInnen zu stärken und am 
Ziel einer Agrarreform festzuhalten. // Portugiesisch, Deutsch mit 
Simultanübersetzung // Termin: 21. November 19.00 Uhr // Ort: 
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Ibero-Amerikanisches Institut, Simón-Bolívar-Saal, Potsdamer Str. 
37, 10785 Berlin // weitere Informationen: www.iai.spk-berlin.de

Vortrag
VIDEOBRASIL UND DIE VIDEOKUNST IM GLOBALEN SÜ-
DEN
Die Videokunst der südlichen Hemisphäre ist seit längerem im 
internationalen Kunstbetrieb präsent. Bei ihrer Etablierung spielte 
Videobrasil eine wichtige Rolle. Die Biennale zur audiovisuellen 
Kunst, die 1983 erstmals in São Paulo stattfand, hat sich bald da-
nach zu einer der führenden Veranstaltungen ihrer Art entwickelt, 
wobei Werke aus Lateinamerika stark vertreten sind.
Der Medienwissenschaftler Dr. Peter W. Schulze (Universität Bre-
men) präsentiert die kuratorische Praxis von Videobrasil und stellt 
die Bedeutung der Biennale an herausragenden Beispielen dar. 
// Termin: 17. November 2016, 19.00 Uhr // Ort: Ibero-Amerikani-
sches Institut, Simón-Bolívar-Saal, Potsdamer Str. 37, 10785 Berlin 
// weitere Informationen: www.iai.spk-berlin.de

Buchvorstellung mit Diskussion
ABSTAUBEN IN BRASILIEN. DEUTSCHE KONZERNE IM 
ZWIELICHT
Christian Russau, Redakteur der Lateinamerika Nachrichten, geht 
in seinem Buch Abstauben in Brasilien. Deutsche Konzerne im 
Zwielicht der Frage nach, wie es die in Brasilien tätigen deut-
schen Konzerne mit Menschenrechten und Umwelt halten und 
welche unrühmliche Rolle deutsche Politik und Konzerne wäh-
rend der Militärdiktatur und heute in Brasilien spielen.
Ort: Galerie Olga Benario, Richardstraße 104 in 12043 Berlin-Neu-
kölln // Zeit: 1. Dezember 2016, 19.30 Uhr // Mehr Infos: www.
galerie-olga-benario.de/

Musik
COMO ERA EN UN PRINCIPIO
Das musikalische Projekt Como era en un principio formierte 
sich bereits 2009 in Bogotá. Die Künstler bieten ihren Zuhö-
reren ein musikalisches Repertoire an, welches sowohl spa-
nische, lateinamerikanische, als auch afrikanische Kulturen 
vereint, die alle Bestandtteil der traditionellen kolumbianischen 
Musik sind. // Eintritt frei // Termin: 16. November 2016, 19.00 
Uhr // Ort: Instituto Cervantes, Rosenstr. 18-19, 10178 Berlin // 
weitere Informationen: www.berlin.cervantes.es

Gesprächskonzert
STEFAN LITWIN
Mexiko war das Zufluchtsland für die Eltern von Stefan Litwin 
(Mexiko-Stadt, 1960), als sie vor den Nationalsozialisten fliehen 
mussten. Als Pianist, Komponist und Pädagoge hat er interna-
tional Karriere gemacht. Sein Stück Lyon 1943 thematisiert die 
Rolle der Résistance, mit deren Hilfe die Flucht seiner Familie 
gelang. In dem Gesprächskonzert wird außerdem der Kom-
ponist Julio Estrada (Mexiko-Stadt, 1943) vorgestellt, dessen 
Familie ebenfalls infolge des spanischen Bürgerkriegs nach 
Mexiko floh. Estrada gehört zu den wichtigsten Vertretern der 
mexikanischen Avantgarde. Mit dem US-amerikanischen Kom-
ponisten Frederic Rzewski (Westfield, Massachusetts 1938) 
verbindet Stefan Litwin das politische Engagement. Dessen 
Klavierwerk ¡El pueblo unido jamás será vencido! besteht aus 
36 Variationen über das berühmte Protestlied von Sergio Orte-
ga. // Termin: 29. November 2016, 19.00 Uhr // Ort: Ibero-Ame-
rikanisches Institut, Otto-Braun-Saal, Potsdamer Str. 37, 10785 
Berlin // weitere Informationen: www.iai.spk-berlin.de

Ticketbestellungen ab 15.11.2016 auf 
www.rosa-luxemburg-konferenz.de

14. Januar 2017 | Mercure-Hotel MOA 
Stephanstr. 41, 10559 Berlin

»Gegen rechts ist nicht genug –

sozialistische Alternativen 

erkämpfen«
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Ausstellung
KÖRPER ALS WAFFE
Ist durch die Poetik des Körpers ein metaphorischer Kampf mög-
lich? Sind die ästhetischen zeitgenössischen Praktiken wirksam, 
um eine kulturelle und soziale Problematik kritisch zu betrach-
ten? Wie nützlich ist die Kunst, wenn sie überhaupt nützlich ist? 
Seit Jahren haben Künstler den Körper physisch und symbolisch 
dargestellt. Die zeitgenössische Kunstgeschichte zeigt nun, 
dass der Einsatz des Körpers sich radikalisiert hat und dieser zur 
rhetorischen Waffe geworden ist. +Rallitox+ und Verónica Orsi 
verwenden den Körper als Waffe der Reflexion. Beide Künstler 
zeigen das Scheitern der zersplitterten Debatte und nutzen den 
Körper als Instrument zur Bekämpfung. // Termin Vernissage: 17. 
November 2016, 19.00 Uhr // Ort: Galerie ZWEI, Rosa-Luxem-
burg-Straße 16, 10178 Berlin // weitere Informationen: www.ga-
leriezwei.com

Diskussion
KULTUR IM KONFLIKT: ARGENTINIEN, BRASILIEN UND VE-
NEZUELA
In einigen Ländern Lateinamerikas hat in diesem Jahr ein 
Rechtsrutsch stattgefunden, dessen Ausmaß noch nicht abzu-
sehen ist. Allerdings sind bereits erste kulturelle Auswirkungen 
der ideologischen Kehrtwenden in Argentinien und Brasilien 
sichtbar. Auch in Venezuela hat die Kultur unter den Folgen der 
politischen Entwicklung schwer gelitten. Die Situation in diesen 
drei Ländern soll in einer Gesprächsrunde diskutiert werden: mit 
der deutschen Journalistin und Übersetzerin Sandra Schmidt 
(Berlin, Buenos Aires), dem brasilianischen Soziologen Luiz Ra-
malho (Berlin, Mexiko) und dem venezolanischen Kulturwissen-
schaftler Manuel Silva-Ferrer (Berlin, Caracas).
Moderation: Peter B. Schumann (Berlin) // Termin: 12. Dezember, 
19.00 Uhr // Ort: Ibero-Amerikanisches Institut, Simón-Bolívar-
Saal, Potsdamer Str. 37, 10785 Berlin // weitere Informationen: 
www.iai.spk-berlin.de

Info-, Film- und Diskussionsveranstaltungen
STIMMEN DES WIDERSTANDS AUS MITTELAMERIKA
Honduras gehört weltweit für Menschenrechtsverteidiger*inne
n zu den gefährlichsten Ländern, es ist geprägt von einer zu-
nehmenden Militarisierung,Korruption, Straflosigkeit und dem 
Ausverkauf des Landes. Kritsche soziale Bewegungen, die die 
Natur gegen die rücksichtlose Ausbeutung durch Megaprojekte 
verteidigen, werden mit Repressionen überzogen. Eine dieser 
energisch kämpfenden Organisationen ist COPINH. Der Zivile 
Rat der Basis- und indigenen Organisationen Honduras kämpft 
seit 23 Jahren, leistet Widerstand und baut Alternativen auf. 
COPINH ist eine indigene, anti-patriarchale, anti-neoliberale 
Organisation, die das Wohl der indigenen Gemeinden anstrebt. 
200 Gemeinden aus sechs Departements sind in COPINH orga-
nisiert. Der Dokumentarfilm zeigt die Vielfalt der Kämpfe sowie 
den Mut und die würdevolle Rebellion von COPINH. // Termin: 
22. November 2016 um 19.30 Uhr mit KüfA / cocina popular // 
Ort: Latinokino New Yorck 59 im Bethanien, Mariannenplatz 2a, 
Berlin Kreuzberg // weitere Informationen: http://latinokinony59.
blogspot.de/

 

RADIO
ONDA-INFO 
NR. 392 Der Friedensvertrag von Kolumbien // In der Bergbaure-
gion Cesar wurden im Auftrag der Bergbauunternehmen Drum-
mond und Glencore Bauern vertrieben und ermordet. // Zu Gast 
in der Redaktion: uruguayische Architekturstudenten, die über 

ihr Stipendium sprechen... // neue Ermittlungen gegen Heckler 
& Koch. // www.npla.de

NR. 393 In Nicaragua stehen Wahlen an. Mit ziemlicher Sicher-
heit wird der ehemalige Revolutionsführer Daniel Ortega diese 
gewinnen. Denn dem Land geht es verglichen mit den Nachbarn 
Honduras und El Salvador gut. Deshalb sind seine Chancen auf 
Wiederwahl exzellent. Doch warum drangsaliert Ortega die Op-
position, verweigert internationalen Wahlbeobachtern die Einrei-
se und verweist ausländische Journalisten des Landes? Bevor 
Markus Plate dieser Frage nachgeht, hört ihr noch eine Meldung 
zum Sieg El Salvadors gegen den Bergbauriesen OceanaGold 
vor einem Schiedsgericht in Washington. // www.npla.de
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LN-Dossiers
Themenbroschüren, herausgegeben von den Lateinamerika Nachrichten

Nr. 14 // Vorwärts und nicht vergessen Eine Zeitreise durch die 
Lateinamerika-Solidarität // Februar 2016

Nr. 13 // Green Grabbing und Bioökonomie in Lateinamerika  
Land, Wald und Wasser im Visier von Klimaschutz und Profit // 
Dezember 2015

Nr. 12 // Kämpferisch, korrupt, kriminalisiert Gewerkschaften in 
Lateinamerika // September/Oktober 2015

Nr. 11 // Grenzen bewegen Migration und Grenzräume in 
Lateinamerika // Juli/August 2014

Nr. 10 // Abseits des Flutlichts Fußballkultur in Lateinamerika 
rund um die WM // Mai 2014

Nr. 9 // Im Schatten der Spiele Fußball, Vertreibung und 
Widerstand in Brasilien // September/Oktober 2013

Nr. 8 // Erbe einer Diktatur 40 Jahre nach dem Putsch in Chile 
// Juli/August 2013

Nr. 7 // Medien und Macht in Lateinamerika Staatsnähe, 
Medienkonzentration und Gegenöffentlichkeit // März 2013

Nr. 6 // Verbohrte Entwicklung (Neuer) Extraktivismus in 
Lateinamerika // September/Oktober 2012

Nr. 5 // Suche nach Harmonie Warum indigene Justiz weder 
gut noch böse ist // Juli/August 2012

Nr. 4 // Landhunger und satte Gewinne Geschäfte mit 
Ackerland in Lateinamerika // September 2011

Nr. 3 // Frauenmorde in Zentralamerika und Mexiko // Juni 2011

Nr. 2 // Wir waren unsichtbar Honduras nach dem Putsch – 
Perspektiven der Widerstandsbewegung // April 2011

Nr. 1 // Glaube Hoffnung Macht Christliche Kirchen in 
Lateinamerika // November 2010

Die Dossiers sind teilweise noch als Einzelbroschüren verfügbar. Wenn diese vergriffen 
sind, verschicken wir gerne die jeweilige Ausgabe mit eingeheftetem Dossier. 
Einfach bestellen:
Email an abo@LN-Berlin.de oder
telefonisch unter 030 - 694 61 00
www.lateinamerika-nachrichten.de
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Der Klimagipfel in Paris war der letzte Startschuss. Nach zwei Jahrzehnten der Stagnation, 
in denen der CO₂-Ausstoß weiter zunahm, schwebt wieder Hoff nung durch die 
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